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Beginn: 13.34 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist er6ffnet.

Wir steigen gleich in die heutige Tagesordnung ein
und beginnen mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden. Von
der GRUNEN Fraktion

G20 in Hamburg: Klimaschutz, Frauenrechte
und globale Gerechtigkeit mussen jetzt vor-
ankommen — Wir brauchen friedlichen Pro-
test auf 28 Demos fir ein klares gesell-
schaftliches Statement

von der Fraktion DIE LINKE

Hamburg vor dem Gipfel: Héchste Zeit fir
Deeskalation

von der FDP-Fraktion

G20-Protestcamps: Hamburger erwarten
klare Haltung des rot-griinen Senats

von der AfD-Fraktion

Die Ditib verweigert sich einer Demo von
Muslimen gegen Terrorismus und zeigt da-
mit erneut, dass sie als Vertragspartner des
Hamburger Senats ungeeignet ist

von der SPD-Fraktion

"Hamburg zeigt Haltung" — Gemeinsam am
8. Juli ein starkes und friedliches Zeichen
zum G20-Gipfel setzen

und schliefRlich von der CDU-Fraktion

Griine und G20 — Ja, nein, vielleicht, aber,
bitter, verlegen, dafir und dagegen!

Ich rufe zunachst das erste Thema auf und erinne-
re noch einmal daran, dass wir in der ersten Runde
eine Redezeit von finf Minuten vereinbart haben,
in allen weiteren Runden dann drei Minuten. — Herr
Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion bekommt
das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es sind noch wenige Tage
bis zum Gipfel. Wir hatten den Labour20, den Wo-
men20, den Business20 und den Civil20. Alle ha-
ben ihre Erwartungen an den G20-Gipfel formu-
liert. Ich glaube, es ist an der Zeit, dass auch wir in
unserem Hause einmal unsere Erwartungen, unse-
re Haltung zu dem Gipfel hier formulieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Letzte Woche haben (iber 300 Organisationen aus
aller Welt in Hamburg ihre Forderungen beim Ci-
vil20 formuliert und an die Bundesregierung uber-

geben. In der Abschlusserklarung heil3t es un-
missverstandlich:

"Wir erwarten von den verbleibenden 19 Mit-
gliedern, dass sie ihre unumstoBliche Ver-
pflichtung zur umfassenden und konkreten
Umsetzungen der Malinahmen aus dem Pa-
riser Klimaschutzabkommen bestatigen."

Ich glaube, als eine Stadt, die viel mit dem Meer
und der Kuste zu tun hat, sollten wir sagen: Das
sehen wir genauso.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ein zweites zentrales Thema dieses Gipfels hat
der Women20 angesprochen: die Frage, wie man
die strukturelle Diskriminierung von Frauen abbau-
en kann. Der Women20 hat dazu — es geht mithin
um die Halfte der Menschheit — eine klare Forde-
rung aufgestellt: Man wolle, dass weltweit allen
Frauen eine existenzsichernde Beschéaftigung er-
mdglicht wird. Ich glaube, das ist etwas, wo wir in
Deutschland sagen kénnen, dass wir es in konkre-
te Politik umsetzen kénnen, wenn wir zum Beispiel
sehen, dass Alleinerziehende — 90 Prozent Frau-
en — haufig ein hohes Armutsrisiko haben. Auch
wir wollen dieses Ziel noch starker auspragen. Ich
glaube, es ist wichtig, dass wir hier fir die globalen
Rechte der Frau streiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und natirlich muss es bei so einem Gipfel um die
Frage der globalen Gerechtigkeit gehen, die Frage
eines fairen Steuer- und Finanzsystems, die Frage,
wie man die Sustainable Development Goals der
Vereinten Nationen durchsetzt, die Frage, wie man
eine Afrikastrategie implementiert — immerhin un-
ser Nachbarkontinent, nach Asien der zweitgrofite
Kontinent, mit weit Uber 2 Milliarden Menschen. An
zentraler Stelle muss hier das Ziel stehen, 0,7 Pro-
zent des Bruttoinlandproduktes fiir die Entwick-
lungshilfe auszugeben. Und ja, dann kann man
auch ein Investitionsprogramm fiir Afrika machen,
aber das sollte, wenn man es Marshallplan fir Afri-
ka nennt, einen gréeren Umfang haben. Auch
hier missen wir mehr liefern, als wir es bisher ge-
tan haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich wirde mir sehr winschen, dass von diesem
Gipfel in Hamburg das Signal ausgeht, dass die in-
haltliche Auseinandersetzung zahlt, und zwar hin-
ter der TUr und vor der Tur. Ich glaube durchaus,
dass dieses Signal von Hamburg ausgehen kann,
sodass wir allen Autokraten und Halbautokraten,
die auch hierher kommen, zeigen: In Hamburg ist
diese Debatte mit allen Menschen in unserer Stadt
moglich.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Carl-Edgar Jarchow FDP)
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(Dr. Anjes Tjarks)

Wir haben nicht nur 28 Demonstrationen in der
Gipfelwoche in Hamburg und die Méglichkeit, dass
diese an zentralen Orten der Stadt stadtfinden, in
Sicht- und in Horweite und deutlich wahrnehmbair,
sondern man muss auch allen Beteiligten zurufen,
dass sie es ernst nehmen sollen mit der Gewalt-
freiheit.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Carl-Edgar Jarchow FDP)

Nicht nur, weil unser Rechtssystem es ausdrick-
lich so vorsieht, sondern vor allen Dingen deswe-
gen: Wenn man dafur einstehen méchte, dass sich
der Klimaschutz verbessert, die Rechte der Frauen
sich verbessern, wenn man Deniz Yicel freibe-
kommen mochte, dann hilft diesen Forderungen
Gewalt Uberhaupt gar nicht, sondern konterkariert
sie geradezu. Deswegen ist die inhaltliche, gewalt-
freie Auseinandersetzung zentral in Hamburg bei
diesem Gipfel.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der FDP
und bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Gleichzeitig ist klar: Wenn die 20 wichtigsten
Staats- und Regierungschefs dieser Welt sich in ei-
ner Stadt treffen, dann ist das eine sicherheitspoli-
tische und logistische Herausforderung. Und wenn
man dann nicht nur die Sicherheit gewahrleisten
mdchte, sondern auch das Versammlungsrecht er-
madglichen will, dann hat das durchaus Einschran-
kungen zur Folge, die einige Menschen als Zumu-
tung und vielleicht auch als Nerverei empfinden.
Deshalb ist es wichtig, dass wir alle gemeinsam
mit dieser Situation verantwortungsvoll umgehen.
Dem Hamburger wird eine gewisse Gelassenheit
zugebilligt. Ich glaube, es ware gut, wenn wir uns
alle in diesen Tagen daran erinnern, weil dann von
diesem Gipfel ausgehen wird, dass wir die inhaltli-
che Auseinandersetzung beférdern und wir es ins-
gesamt damit gut hinbekommen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die Blirgerschaft steht heu-
te ganz im Zeichen von G20. Uber 70 Befassun-
gen in Ausschissen, im Plenum, in den Parla-
mentsdrucksachen, in Anfragen und Antragen ver-
zeichnet unsere Parlamentsdatenbank. Und auch
wenn die Entscheidung, den G20-Gipfel hier aus-
zurichten, eine Entscheidung der Bundeskanzlerin
ist: Wir haben als Landesparlament diesen Pro-
zess intensiv begleitet und sind damit unserer Ver-
antwortung gerecht geworden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich, das hat Kollege Tjarks eben schon ange-
sprochen, geht ein solcher Gipfel nicht ohne Be-

eintrachtigungen fir die Blrgerinnen und Burger
Uber die Bihne. Das bestreitet niemand. Deshalb
will ich unseren Beschluss von der vorletzten Sit-
zung noch einmal bekraftigen: Wir bitten alle Ham-
burgerinnen und Hamburger um Verstandnis fir
diese Beeintrachtigungen und danken ein bisschen
schon im Vorfeld dafir, dass wir das in dieser
Stadt gemeinsam verninftig tGber die Bihne be-
kommen. Alle Hamburgerinnen und Hamburger
sind dazu mit eingeladen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch auf staatlicher Seite sind alle im Einsatz, und
da muss man an dieser Stelle ein gro3es Danke-
schoén sagen den Polizistinnen und Polizisten, den
Rettungs- und Einsatzkraften und vielen weiteren
offentlich Bediensteten, die vieles leisten, damit
das mdglich wird. Unser Respekt und unsere Aner-
kennung fiir die Einsatzkrafte.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Dr. Joachim Kdrner
AfD)

Naturlich erleben wir als Nichthauptstadter — der
Kollege Tjarks hat es eben beim Thema Gelassen-
heit angesprochen — in diesen Tagen manche Auf-
regung, und ich wiinsche mir, dass unsere hansea-
tische Gelassenheit dabei nicht verloren geht, und
will hinzufiigen: Wenn schon Uber eine Woche vor
dem Gipfel grof¥flachig Schaufenster mit Brettern
verbarrikadiert werden in einem Bereich, in dem
gar keine Demonstration vorbeikommt, scheint mir
das ein bisschen Uberzogen zu sein. Unsere Bot-
schaft an Hamburg: Bewahre dir deine Gelassen-
heit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dass unsere Polizei diese Herausforderung sehr
professionell und rechtsstaatlich angenommen hat,
zeigt nicht zuletzt der Umgang mit den Peinlichkei-
ten der Berliner Hundertschaften am Beginn dieser
Woche. Die Botschaft ist klar: Jeder hat sich an die
Spielregeln zu halten. Das gilt fir die Demonstran-
ten, das gilt fir tirkische Sicherheitskrafte von
Herrn Erdogan, und das gilt fir die Polizei selbst.
Das ist eine gute Nachricht. Hier gelten die Spielre-
geln unseres Rechtsstaats.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dr. Jorn Kruse AfD)

Dazu gehdrt, dass wir eine unabhangige Justiz ha-
ben, die ihren Job macht und Entscheidungen ge-
troffen hat in der Frage der Demonstrationsrege-
lungen, der Demonstrationsverbote, abgewogen
und verfassungskonform. Das ist ein Kernpunkt,
der uns unterscheidet von Gipfelaustragungsorten
in der Turkei, in China und in Russland. Wo waére
dieses Mal} an Demonstrationen und an pluraler
Meinungsbildung madglich, wenn nicht hier in
Deutschland und hier in Hamburg? Darauf kénnen
wir ein Stiick stolz sein.
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und natdrlich will ich den Appell zur Gewaltlosig-
keit noch einmal bekraftigen. Jedem noch so be-
rechtigten Anliegen erweist man mit Gewaltexzes-
sen einen Barendienst. Auch das sollte unsere ge-
meinsame Botschaft sein.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Dr. J6rn Kruse
AfD)

Deshalb sind alle Diskussionen dartber, ob man
das irgendwie auf Helgoland oder einem Flugzeug-
trager oder sonst wo macht, angesichts auch der
logistischen Anforderungen véllig deplatziert.

(André Trepoll CDU: Sie haben gar keinen
Flugzeugtrager!)

— Das kommt dazu, Herr Kollege Trepoll. Das
scheidet dann fir Deutschland schon einmal aus.

Es kann nicht sein und es ware eine Kapitulation
einer Demokratie, wenn wir uns so fir Gipfelaus-
tragungsorte entscheiden. Nein, es muss gerade
auch in Metropolen stattfinden kénnen, wo die La-
bore der Moderne und der Zukunft sind, wo plura-
ler Diskurs moglich ist. Das ist noch einmal ein ent-
scheidendes Argument fur Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Umso wichtiger ist, dass wir Uber die Inhalte reden
— dazu haben wir heute in vielen Debatten Zeit —,
etwa Uber den Klimaschutz und viele andere Fra-
gen, die wir in den Ausschlissen bewegt haben.
Unser Ehrenbirger hat es neulich in Bezug auf
den Klimaschutz im "Hamburger Abendblatt" auf
den Punkt gebracht:

"Trump spielt mit der Zukunft unserer Erde."

Deshalb ist es so wichtig, dass wir dieses Thema,
auch als ehemalige Klimahauptstadt, noch einmal
in den Mittelpunkt ricken und dafir auch auf die
Stralle gehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bei all den Diskussionen, die wir sicherlich heute
und in den nachsten Tagen flhren werden, muss
man eines festhalten: Wir 16sen unseren Verfas-
sungsauftrag — Hamburg "will im Geiste des Frie-
dens eine Mittlerin zwischen allen Erdteilen und
Volkern der Welt sein" — hiermit ein. Fur die nachs-
te Woche kann man nur wiinschen:

(Glocke)

Viel Erfolg im Sinne der Zukunft unseres Planeten,
viel Erfolg bei G20. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion, Sie haben das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ja, es wird Zeit, dass es losgeht.
Ein fir Hamburg, fir ganz Deutschland bedeuten-
des Grolereignis steht uns bevor. Wir stehen in
diesen Zeiten im Mittelpunkt der 6ffentlichen Wahr-
nehmung und Berichterstattung, und dies sogar
weltweit. Das ist eine gro3e Chance fiir Hamburg.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Natilrlich bekommen wir alle die erhdhten Sicher-
heitsmaRnahmen in unserer Stadt mit. Die ersten
Kundgebungen am vergangenen Wochenende ha-
ben gezeigt, dass man friedlich in der Sache de-
monstrieren kann. Wir sagen: Gut so. Danke an
die Polizisten. Daran sollten sich alle folgenden
Demonstrationen ein Beispiel nehmen: Haltung
zeigen, friedlich und anstandig.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Carl-
Edgar Jarchow FDP)

Unser Signal in Zeiten staatlicher Willkir und Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit in vielen Teilen
der Welt muss doch sein: Hier in Hamburg, in
Deutschland werden friedliche Demonstranten
nicht daran gehindert, ihre Meinung offen zum
Ausdruck zu bringen, nein, sie werden sogar dabei
von der Polizei beschitzt und darin unterstitzt,
dass sie das machen konnen. Ich bin schon etwas
irritiert, wenn man dann AuRerungen wie die der
Fraktionsvorsitzenden der LINKEN hért, die sich zu
der Aussage hinreiflden lasst, dass ihr die viele Poli-
zei in Hamburg richtig Angst mache.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Wissen Sie, was mir viel mehr Sorge bereitet?
Dass |hre Partei sich nicht ausdricklich von ge-
waltbereiten Kollegen bei Demonstrationen distan-
ziert. Das macht mir viel mehr Angst.

(Beifall bei der CDU, der AfD und vereinzelt
bei der SPD)

Birgermeister Scholz hat Hamburg als Veranstal-
tungsort fiir G20 angepriesen. Sein Kalkuil dahinter
war sicherlich die groRe Aufmerksamekeit, die solch
ein GroRereignis mit sich bringt, naturlich nicht fir
ihn selbst, sondern in erster Linie fur unsere Stadt.

(Dennis Thering CDU: So ist er!)

Die GRUNEN haben dies im Senat mitgetragen.
Da frage ich mich schon, wie es eigentlich sein
kann, dass |hre Partei, Herr Tjarks, anderthalb Wo-
chen vor dem Gipfel beschliel3t, dass dieser Ort
ungeeignet ist, ohne Nennung von Alternativen.

(Farid Miiller GRUNE: Das hat er auch
schon vorher gesagt!)

Die Demonstrationseinschrankungen der Polizei
lehnen Sie auch gleich ab und fordern dann zu-
satzlich die staatliche Bereitstellung von Demo-
Camps. Auf der anderen Seite beschwoéren die
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grinen Senatsmitglieder in jedem Interview, wie
wichtig und bedeutend der Gipfel ist. Ich finde, die-
ses bigotte Spiel, das Sie in Bezug auf die Ausrich-
tung des G20-Gipfels in Hamburg betreiben, ist un-
anstandig und es ist scheinheilig.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir reden immer viel von Haltung zeigen. Dann
fangen Sie doch einmal an, liebe Freunde von den
GRUNEN.

(Anna Gallina GRUNE: Tun wir doch!)

Sagen Sie doch einmal: Sind Sie nun dafiir oder
dagegen, dass der Gipfel bei uns stattfindet? Ich
finde, diese rot-griine Uneinigkeit, insbesondere in
Sachen Sicherheitszone und Allgemeinverfliigung
und mit unterschiedlichen AuBerungen von griilnem
Justizsenator und rotem Innensenator, schadet
den Sicherheitsinteressen in unserer Stadt. Das ist
kein gutes Regieren und geht so nicht.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Joachim
Kdrner AfD)

Wir wollen, dass dieser Gipfel politisch ein Erfolg
wird: fir besseren Klimaschutz, fir mehr Mei-
nungs- und Pressefreiheit weltweit, fir mehr
Gleichberechtigung von Mannern und Frauen, fur
Freihandel, fir eine starkere Unterstitzung Afrikas,
was eine wichtige Voraussetzung fur die Armuts-
bekédmpfung und die wirtschaftliche Dynamik in
diesem Kontinent ist.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Fangen
Sie mal damit an! Fir die CDU gibt es doch
gar keine Armut!)

Seit Wochen arbeiten Polizisten, Richter und viele,
viele andere Helfer Tag und Nacht, um einen rei-
bungslosen Ablauf des G20-Gipfels zu gewahrleis-
ten. Ich weil® nicht, ob es so ist, dass Sie, Herr
Scholz, die Dimensionen und auch die Auswirkun-
gen auf die Hamburger in dieser Frage unter-
schatzt haben. Deshalb sage ich ausdricklich,
Herr Scholz: Gerade Sie sollten jetzt nicht die Ner-
ven verlieren. Was Sie geritten hat, diesen G20-
Gipfel mit unserem jahrlichen Hafengeburtstag
gleichzusetzen, ist mir wirklich ein Ratsel.

(Beifall bei der CDU und bei Katja Suding
FDP)

Wochenlange Doppelschichten und Uberstunden,
Zehntausende Einsatzkrafte, das ist alles andere
als ein Vergnugen fir die Polizistinnen und Poli-
zisten und nicht zu vergleichen mit dem Hafenge-
burtstag, wo Tausende Menschen zum Feiern zu-
sammenkommen, wahrend sich beim Gipfel viele
Menschen aus Sorge vor Randale von der Innen-
stadt fernhalten werden. Das ist mehr als ein
schrager Vergleich, und ich habe Zweifel, dass vie-
le Hamburger so empfinden wie Sie, Herr Scholz.
In dieser Frage ware aus meiner Sicht mehr Empa-
thie, mehr Einfihlungsvermégen gefragt gewesen.

Die Sorgen und Angste der Hamburger ernst neh-
men, das ware das Gebot der Stunde gewesen,
Herr Blrgermeister.

(Beifall bei der CDU)

Warum sind Sie nicht einmal persdnlich bei den
Anwohnern vorbeigekommen, haben fir Verstand-
nis geworben, auch einmal Danke gesagt? Ich fin-
de, da fangt Weltpolitik auch einmal im Kleinen an,
Herr Scholz.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Du warst doch in der Schanze, André!)

Wenn wir es ernst meinen mit Hamburg als Tor zur
Welt, dann dirfen wir uns von niemandem diktie-
ren lassen, wo die wichtigsten Staats- und Regie-
rungschefs dieser Welt, aber auch viele Teilneh-
mer von Nichtregierungsorganisationen zusam-
menkommen, um Uber die Probleme der Welt zu
reden. Hier in Hamburg kénnen sie das. Das ist
unsere klare Haltung. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Katja Suding
FDP)

Prisidentin Carola Veit: Frau Ozdemir von der
Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Herr Trepoll, ich frage
mich wirklich, von welcher Chance Sie firr die
Hamburgerinnen und Hamburger sprechen.

(Dennis Thering CDU: Immer gegen alles!)

Wir kénnen heute sehr nichtern feststellen, welche
Einschrankungen fir die Blrgerinnen und Burger
in Hamburg nun da sind und welche Zumutung das
ist. Sie, Herr Tjarks, haben es als Nerverei be-
zeichnet. Wir konnen feststellen: Die Kitas missen
doch schlief3en.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die Kitas? Wel-
che?)

— Zum Beispiel die am Sievekingplatz.

Eltern wissen nicht, wie und ob ihre Kinder zur
Schule kommen. Eltern und Nichteltern wissen
nicht, wie und ob sie Uberhaupt zur Arbeit kom-
men. Das Verkehrschaos ist programmiert. Der
ADAC hat sich dazu vor Kurzem geéauf3ert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das erste Mal,
dass du den ADAC zitierst! — Heiterkeit bei
der SPD)

Und — welch ein Zufall — wegen Wartungsarbeiten
wird der St. Pauli-Elbtunnel zwischen dem 6. und
dem 9. Juli komplett gesperrt werden. Das Konzept
fur die Unterbringung der Obdachlosen ist immer
noch nicht da, und die Blrgerinnen und Birger
werden finanzielle Einbul3en erleiden — der Einzel-
handel, die Kulturclubs, die Markte.
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Fir den Birgermeister ist der G20-Gipfel eine Art
Prestigeprojekt, mit dem Hamburg auf der Be-
kanntheitsskala der Metropolen ganz nach oben
steigen soll. Bei der Bewaltigung der damit verbun-
denen Probleme agiert er aber nicht wie ein Bur-
germeister einer liberalen und offenen Stadt, son-
dern eher wie tiefe Provinz.

(Beifall bei der LINKEN)

Von Anfang an konnten wir wissen, dass wer den
Gipfel nach Hamburg holt, auch die Verantwortung
fir die Lésung von einer Reihe von Problemen
tragt: die Sicherheit der Bevoélkerung zu gewahr-
leisten, nicht zuletzt angesichts potenzieller Terror-
gefahren, die Einschréankungen fur die Bevdlke-
rung so gering wie mdglich zu halten, die zahlrei-
chen Staats- und Regierungschefinnen und -chefs,
darunter Gewaltherrscher, zu schiitzen, Demons-
trationsteilnehmerinnen und -teilnehmer vor mdg-
lichen Angriffen durch die zahlreichen auswartigen
Sicherheitskrafte zu schitzen, die Grundrechte zu
achten und das Recht der Hamburgerinnen und
Hamburger sowie der anreisenden Menschen zu
gewabhrleisten, sich friedlich und ohne Waffen zu
versammeln und mit ihrem Protest und ihrer Kritik
auch in HOr- und Sichtweite zu sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir stellen fest, dass Sie dieser Verantwortung
— anders, als Sie es sagen, Herr Dressel — eben
nicht gerecht werden, weil der Senat einen Teil der
Probleme entweder ignoriert oder per Federstrich
erledigt, so wie Herr Scholz es in vielen politischen
Fragen tut, ob im Senatsgehege mit den GRUNEN

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

oder mit nicht genehmen Kritikerinnen und Kri-
tikern.

Zum Beispiel Thema Sicherung der Grundrechte:
Die Versammlungsfreiheit, ein fundamentales
Grundrecht unserer Gesellschaft, wird per Allge-
meinverfliigung aufgehoben.

(Arno Minster SPD: Das stimmt doch gar
nicht! — Wolfgang Rose SPD: Haben Sie
auch eine Haltung?)

Wir sagen: Nicht die Versammlungsfreiheit muss
aufgehoben werden, sondern die Allgemeinverfi-
gung gehort aufgehoben.

(Beifall bei der LINKEN)

Camps werden nicht genehmigt, um Demonstran-
tinnen und Demonstranten davon abzuhalten,
nach Hamburg zu reisen, um hier an den Demon-
strationen teilzunehmen. Aber wir missen doch
auch sagen: Wer Trump das Gastehaus zur Verfi-
gung stellt, darf Versammlungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern die Wiese nicht vorenthalten.

(Beifall bei der LINKEN — Dennis Thering
CDU: Einfach nur peinlich!)

Proteste werden von Beginn an immer wieder mit
der Gewaltfrage diffamiert, untberprifbare Gefah-
renprognosen als Tatsachen verbreitet, verdachts-
unabhangige Kontrollen rund um die Messehallen
nehmen immer mehr zu. Die Devise des Senats
lautet: Abschreckung um jeden Preis. Sie muss
aber lauten: Deeskalation statt Eskalation.

(Beifall bei der LINKEN)

Und zur Deeskalation gehoért eben auch, dass Ge-
sprache nicht nur auf polizeilicher Ebene, sondern
auch auf politischer Ebene mit Veranstalterinnen
und Veranstaltern I6sungsorientiert und deeskala-
tiv gefuhrt werden. Die Gesprache, die die Veran-
stalterinnen und Veranstalter seit Beginn fordern,
durfen nicht weiter systematisch verweigert wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Die werden doch uberall gefihrt!)

Polizeieinsatze in Konfliktfallen missen deeskalie-
rend und verhaltnismafig sein, erst recht in Anbe-
tracht der groRen Zahl von Menschen, die sich an
den Demonstrationen beteiligen.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Ozdemir, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Dr. Dressel?

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Ja.
Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel, bitte.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Wissen Sie, dass diverse Kooperationsgesprache
gefuhrt worden sind, und fast alle auch mit einem
Ergebnis, dass die Demonstrations...

Cansu Ozdemir DIE LINKE (unterbrechend und
fortfahrend): Nein, nicht auf politischer Ebene,
auf polizeilicher Ebene.

(Zurufe von der SPD)

Es wurden immer wieder Gesprache mit dem In-
nensenator, mit der Innenbehdrde gefordert, aber
sie wurden auf polizeilicher Ebene gefuhrt und
eben nicht auf politischer.

(Zurufe von der SPD)
Wir haben den Prozess gut beobachtet.
(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ro-
se?

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Ja.
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Zwischenfrage von Wolfgang Rose SPD: Ich
wollte nur wissen: Hat die Links-Fraktion eine in-
haltliche Position zu G207?

(Beifall bei der CDU)

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): Natiir-
lich. Schon, dass Sie das fragen. Natlrlich haben
wir eine inhaltliche Position. Wir waren die erste
Fraktion, die einen Antrag eingebracht hat, das
Thema thematisiert hat und inhaltlich diskutieren
wollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Rose, da wollten Sie die Diskussion nicht fuh-
ren.

(Zurufe)

— Dann zeigen Sie doch Ihre Antrdge. Wann haben
Sie denn einmal eine inhaltliche Diskussion ge-
fuhrt?

(Glocke)

Jetzt hat Herr Tjarks versucht, eine zu fihren —
jetzt, ein paar Tage vor dem Gipfel.

(Milan Pein SPD: Ja, das verweigern Sie
aber!)

Wir begriRen die vielen zivilgesellschaftlichen
kreativen und zukunftsweisenden und auch be-
rechtigten Proteste und Diskussionen, die in der
Stadt gefuhrt werden. Wir begrif3en auch die inter-
nationalen Prominenten aus sozialen Bewegun-
gen, aus Gewerkschaften, aus kritischer Wissen-
schaft, die in Hamburg alternative und friedliche
Gesellschaftsmodelle diskutieren werden. Wir se-
hen das als ein Potenzial fir unsere Stadt, fur die
weitere Entwicklung unserer lebendigen Stadtge-
sellschaft, das wir auf jeden Fall nutzen sollten.

Und zu der Frage — das ist mein letzter Satz — Wir
aulern hier sehr deutlich unseren Wunsch, dass
im Zusammenhang der berechtigten Proteste ge-
gen den Gipfel kein Mensch zu Schaden kommen
darf, wirklich kein Mensch.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun bekommt Frau Su-
ding von der FDP-Fraktion das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Das Wichtigste gleich vorweg:
Wir Freie Demokraten stehen voll hinter dem
G20-Gipfel, und wir stehen voll und ganz hinter
dem Gipfelaustragungsort Hamburg.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Hei3ner
CDU)

Die Welt ist in Aufruhr. Terror und Gewalt, Krieg
und Verfolgung nehmen zu. Die Auswirkungen des
Klimawandels sind allgegenwartig. Die Gleichbe-

rechtigung von Frauen und Madchen, Demokratie,
Presse- und Meinungsfreiheit sowie rechtsstaatli-
che Prinzipien werden an vielen Orten massiv be-
schnitten. Der nachhaltige freie Welthandel, der
Menschen die Chance auf Wohlstand gibt, gerat
vielerorts unter Druck. All das muss diskutiert wer-
den unter den fliihrenden Staats- und Regierungs-
chefs der Welt. Allein deshalb ist der Gipfel gut.

(Beifall bei der FDP)

Und es muss debattiert werden in der gipfelbeglei-
tenden Offentlichkeit, in der Zivilgesellschaft, von
C20, NGOs und anderen. Deshalb ist der Gipfel
gut in Hamburg aufgehoben, mitten in einer demo-
kratischen Gesellschaft, und nicht auf einem hoch-
gerusteten Kriegsschiff oder auf einer abgelege-
nen Insel.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Besser
in einer hochgeristeten Stadt!)

Und ja, es stimmt, die Ausrichtung verlangt den
Gastgebern und den Bewohnern einer Grofstadt
eine Menge ab. Die Sicherheit der Gipfelteilnehmer
— einige davon sind Ziele potenzieller Anschlage —
muss gewabhrleistet sein, genauso wie die der vie-
len Tausend friedlichen Demonstranten und der
Bewohner der Stadt. Das ist eine riesengrol3e
Kraftanstrengung, und deshalb danken wir allen
Helfern und Unterstltzern, insbesondere den Poli-
zei-, Rettungs- und Sicherheitskraften, sehr, sehr
herzlich. Sie verdienen unseren Respekt.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Wir alle wissen aus Befragungen und auch aus di-
rekten Gesprachen mit den Menschen in dieser
Stadt, dass es Bedenken und Vorbehalte gegen
den Gipfel in Hamburg gibt. Menschen machen
sich Sorgen um gewaltsame Demonstrationen, um
Einschréankungen im Betrieb ihrer Geschafte, die
Sicherheit ihrer Kinder auf dem Schulweg, um Ver-
kehrsstaus und eingeschrankten Zugang zu be-
stimmten Bereichen der Stadt. Diese Bedenken
mussen respektiert und ernst genommen werden.
Aber man muss den Menschen auch sagen: Wer
wie Hamburg zur Liga der Weltstadte gehdren will,
der muss auch einmal ertragen, was in Berlin,
Brussel oder New York haufig vorkommt. Aber lhre
Ansage, Herr Blrgermeister, das sei wie Hafenge-
burtstag mit Einschrankungen verbunden, wirkt
wirklich nur klaglich und kleinlaut. Gut, dass Ihnen
da wenigstens die Zweite Blrgermeisterin wider-
sprochen hat.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Kaufleute, die in diesen Tagen ihre Fenster verna-
geln, die Umsatzeinbriche erleben oder schlief3en,
erwarten von ihrem Burgermeister echte Anteilnah-
me und nicht sarkastische Herablassung, genauso
wie die Autofahrer im Stau.

Aber so richtig die griine Blrgermeisterin Fege-
bank mit ihrer Einschatzung in dieser Sache lag,



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 61. Sitzung am 28. Juni 2017 4417

(Katja Suding)

so falsch liegen die GRUNEN mit ihrem Umgang
mit G20 insgesamt. Am vergangenen Wochenende
haben sie todesmutig knapp zwei Wochen vor dem
Gipfel publikumswirksam beschlossen, dass sie
die Messehallen als Tagungsort ablehnen und
auch die Allgemeinverfugung fur falsch halten. Der
Beschluss wird ohne Folgen bleiben, und das wis-
sen die GRUNEN auch. Denn in der Regierung tra-
gen die griinen Senatoren den Gipfel brav mit,

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

und auch aus der Fraktion, der die griine Landes-
vorsitzende ja angehoért, ist hdchstens einmal ein
Hauch von Kritik zu héren. Dass man mit solchen
heuchlerischen Positionen auf einem GRUNEN
Parteitag seine Zustimmungswerte als Vorsitzende
von etwas Uber 50 auf 80 Prozent steigern kann,
spricht Bande.

(Beifall bei der FDP — Phyliss Demirel GRU-
NE: Das ist billig!)

Anstatt aufzuklaren, fir Vertrauen zu werben und
den Gipfel damit zu einem Erfolg fir die Gastge-
berstadt Hamburg zu machen, mimen die GRU-
NEN Opposition innerhalb der rot-grinen Regie-
rung und stacheln damit das Unbehagen in der
Stadt noch weiter an. Genau das ist wohl auch das
Kalkul. Die Verantwortung flr den bei der griinen
Klientel unerwiinschten Gipfel sehr weit von sich
schieben, mit dem Finger auf andere zeigen und
sich dann auch noch als Retter der Blirgerrechte
aufspielen — Sie zeigen damit, liebe GRUNE, dass
Sie der Regierungsverantwortung eben nicht ge-
wachsen sind, wenn es einmal brenzlig wird.

(Beifall bei der FDP)

Und brenzlig kann es werden, wenn die internatio-
nale Speerspitze der sogenannten Autonomen ge-
walttatig wird. Wir und fast alle anderen in diesem
Parlament verurteilen jede Gewalttat, auch und ge-
rade aus politischen Griinden. Die LINKEN dazu
aufzufordern, das ist wohl vergeblich.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Was war
denn das eben, was wir gesagt haben?)

Auch Sie, Frau Ozdemir, haben die Chance wieder
nicht genutzt. Stattdessen haben Sie lieber aus-
fuhrlich auf der Polizei herumgekloppt und Hinwei-
se gegeben. Ich finde es wirklich unverantwortlich,
was Sie gemacht haben.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Suding,
Sie sind so peinlich!)

Und auch die GRUNEN fahren hier einen Wischi-
waschi-Kurs. Mit ihren widersprichlichen Positio-
nen

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Was ist denn
Ihre Position?)

in Bezug auf die Protestcamps machen sie wirklich
keine gute Figur.

Zum Schluss noch ein Satz zu der Aktion "Ham-
burg zeigt Haltung" am 8. Juli. Fir uns ist neben
der Wahrung der offentlichen Sicherheit ebenso
die Wahrung des Grundrechts auf Versammlungs-
freiheit und Demonstration wichtig. Angesichts der
enormen Herausforderungen der Ordnungskrafte
und Hilfsbediensteten am Gipfelwochenende betei-
ligen wir Hamburger Freien Demokraten uns aber
nicht an einem Aufruf zur Teilnahme an Demons-
trationsméarschen und Kundgebungen.

(Farid Muller GRUNE: Na, Sie sind ja auch
nicht so fiir Inhalte! — Glocke)

Meine Damen und Herren! Nutzen wir die Gele-
genheit, unserem Ruf als weltoffene Metropole, in-
ternationale Handelsstadt und guter Gastgeber ge-
recht zu werden. Ich winsche uns und allen Betei-
ligten viel Erfolg dabei.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann von der
AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die AfD-Bur-
gerschaftsfraktion befiirwortet es grundsatzlich,
dass sich die Staats- und Regierungschefs der fiih-
renden Wirtschaftsnationen und der EU zu ge-
meinsamen Konsultationen zusammenfinden, um
allgemeine Fragen der Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik zu erdrtern und um L&sungsstrategien fur die
groRen Probleme dieser Welt in einem angemes-
senen Rahmen zu diskutieren.

(Beifall bei Dr. J6rn Kruse AfD)

Das ist gerade in der heutigen Weltlage angesichts
zunehmender internationaler Problemlagen von
hoher Bedeutung. Es ist aber auch wichtig ange-
sichts der Tatsache, dass zwischen den Landern
Abschottungstendenzen zunehmen, dass zuneh-
mend Nationalismen und autoritdre Tendenzen in
einzelnen Staaten erkennbar werden. Die G20,
Vertreter aus 19 Staaten und der EU plus Gast-
staaten, stehen fur 80 Prozent der globalen Wirt-
schaftsleistung und fir zwei Drittel der Weltbevdl-
kerung. Sie bilden damit ein geeignetes und legiti-
mes Forum zur Diskussion und Lésung derartiger
globaler Probleme.

Ich méchte in diesem Zusammenhang einmal den
aulerordentlich geschatzten ehemaligen Bundes-
kanzler Schmidt zitieren. 1990 sagte er, seinerzeit
zum G5-Gipfel, das wichtigste Ergebnis von Ram-
bouillet sei

[...] nicht etwa die Liste der getroffenen
Verabredungen, sondern vielmehr die Tatsa-
che, dass die Konferenz einen weltweiten
Ruckfall in' [...] eine Politik [...], die darauf
aus ist, Nachbarn zu Bettlern zu machen
'verhindert hat' [...]. 'Dieses gemeinsame
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Verstandnis hat verhindert, dass die beteilig-
ten Regierungen sich blind den Verblendun-
gen des Protektionismus hingaben.™

So weit Helmut Schmidt, und was damals galt,
kann heute nicht verkehrt sein.

(Beifall bei der AfD)

Deswegen sehen wir es mit groRer Verwunderung
und Irritation, mit welchem abgrundtiefen Hass und
mit welchen Gewaltandrohungen dieser Zusam-
menkunft von Staatschefs insbesondere in der
linksextremistischen Szene begegnet wird. Gut,
dass die Polizei von Hamburg bestens aufgestellt
ist. Gut, dass die SPD mit ihrer Hamburger Linie
hinter der Polizei steht. Wir wiinschen allen betei-
ligten Polizeibeamten,

(Arno Minster SPD: Und Feuerwehr!)

dass sie ohne jede Verletzung aus diesen Schutz-
malnahmen herauskommen.

(Beifall bei der AfD)

Kleiner Exkurs: Was ware Ubrigens geschehen,
wenn sich ein derart militanter Widerstand gegen
den Gipfel nicht von links, sondern von rechts for-
miert hatte? Wahrscheinlich ware der Staatsnot-
stand ausgerufen worden.

Aber zurliick zum Gipfel. Zur Standortfrage. Wir
von der AfD sind vielleicht nicht besonders gliick-
lich mit der Standortentscheidung, aber wir haben
uns damit abgefunden, unseren Frieden gemacht.
Diesen Gipfel kdnnen Sie nicht vor die Grenzen
der Stadt verlegen. Wenn Sie ihn irgendwo auf ei-
ne Insel verlegen, dann kommen wieder die Ver-
schworungstheoretiker, die Bilderberger, und sa-
gen: Was habt ihr eigentlich zu verbergen? Nein,
so ein Gipfel muss in der Stadt stattfinden, und ich
finde es sehr irritierend, dass die GRUNEN vor ei-
nigen Tagen beschlossen haben, dass sie den
Gipfel eigentlich gar nicht wollen — so sagte es
Frau Gallina —, und schon gar nicht in den Messe-
hallen. Ja, was wollen Sie denn eigentlich, Herr
Tjarks? Sind Sie von lhren Wahlern gewahlt wor-
den, um den Willen des Birgermeisters im Senat
zu exekutieren? Sind Sie gewahlt worden zu ver-
teidigen, was Sie eigentlich gar nicht wollen? Zu
verteidigen, was mit dem Seelenleben und dem
Seelenfrieden lhrer griinen Basis gar nicht zu ver-
einbaren ist? Glaubwirdig macht Sie das alles
nicht.

Herr Dr. Tjarks, Sie fordern wirkmachtige Demon-
strationen zugunsten der Frauenrechte. Das for-
dern wir auch, auch auf internationaler Ebene.

(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

Aber Sie kdnnten damit bereits einmal in Hamburg
anfangen,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das machen wir!)

wenn es darum geht, die muslimischen Frauen von
dem Zwang zu befreien, sich vollverschleiert auf
die Stral’e begeben zu mussen. Fangen Sie damit
an, dann sind Sie im internationalen Bereich auch
auf der besseren und glaubwurdigeren Seite.

Was ich lhnen vonseiten der GRUNEN durchaus
abnehme, ist lhre Forderung nach Gewaltfreiheit.
Ich denke, das sehen wir alle so, und ich will da
auch die Links-Fraktion nicht ausschlielen: Das
Lésen von Radmuttern an Polizeifahrzeugen, an
Privatfahrzeugen von Polizeibeamten ist indiskuta-
bel, ist in meinen Augen fast schon ein Mordver-
such, und dem muss mit aller Harte des Staats be-
gegnet werden.

(Beifall bei der AfD)

Die Einschrankung von Grundrechten sehen wir
auch kritisch, aber angesichts des drohenden Ge-
waltpotenzials ist sie leider nicht vermeidbar. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrtes
Prasidium, sehr geehrte Volksvertreter! Die Tyran-
nen kommen nicht nach Hamburg; Kim II-Sung und
Abu Bakr al-Baghdadi tyrannisieren weiter ihre Un-
tertanen. Die Hardcore-Sozialisten kommen auch
nicht nach Hamburg; Maduro und Mugabe ruinie-
ren weiter ihre Lander. Die Banden aus gescheiter-
ten Staaten wie Libyen und Somalia kommen
ebenfalls nicht, sie marodieren weiter, und die kor-
ruptesten Potentaten dieser Welt gehen in ihrer
Heimat weiter ihren Geschaften nach. Da koénnten
Sie von grun-links doch einmal grof3ztgig anerken-
nen: So schlecht sind die Regierungen der G20
gar nicht. Und Sie alle kdnnten auch einmal noch
groRzlgiger sein und sagen: Wenn die Amerika-
ner, die Turken, die Russen wahlen, dann ist es ih-
re Sache, wen sie wahlen. Und Sie alle kdnnten
noch einen weiteren Schritt in Richtung Respekt
und Kultursensibilitdt gehen und sagen:

(Dr. Andreas Dressel SPD: Fir Kultursensi-
bilitat sind Sie ein Experte!)

Woanders, zum Beispiel in Amerika, leben andere
Vorstellungen als bei uns Erben Bismarcks, wie
weit die Verantwortlichkeit fir die eigene Gesund-
heit gehen soll. Woanders, zum Beispiel in China,
leben seit Jahrtausenden generell andere Vorstel-
lungen von der Stellung des Einzelnen zur Ge-
meinschaft. Wir kennen lhren Trieb zur Rundum-
betreuung. Wenn Sie aber diesen Trieb gegeniber
dem Ausland nicht ztigeln kénnen, dann bedienen
Sie Klischees vom groRspurigen, bevormundenden
und eventuell groRenwahnsinnigen Deutschen. Bei
den einen, die uns gegeniber in einer starken Po-
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sition sind, 16st dieses Geklaff Gelachter aus, bei
anderen Angst oder gar Hass.

Jetzt sagen Sie aber: Wir missen doch Mindest-
standards bei Meinungsfreiheit und Rechtsstaat-
lichkeit einfordern, von allen, auch von anderen
Staaten. Na ja, das muss man natdrlich nicht im-
mer so eng sehen. Man muss Ausnahmen zuge-
stehen, wenn zum Beispiel in Saudi Barbarien ein
Blogger ausgepeitscht wird. Dann darf man sich
nicht so aufregen. Ach ja, und natirlich muss es
auch hier in Deutschland Ausnahmen geben.
Wenn zum Beispiel beim Maas'schen Meinungs-
freiheitsvernichtungsgesetz die UN sagt, das sei
EU-rechtswidrig, und wenn der Wissenschaftliche
Dienst des Bundestags und eine Expertenkommis-
sion sagen, das sei verfassungswidrig, geben Sie
trotzdem Volldampf voraus. Welches Recht, einen
Autokraten — oder andere Autokraten — zu kritisie-
ren, hat eine Partei, die durch ihre Europaabgeord-
nete Ska Keller noch letzte Woche Umsiedlungs-
programme vorschlagt,

(Anna Gallina GRUNE: Oh, héren Sie auf
mit diesem Fake-News-Scheil} hier!)

und Lebensraum im Osten schaffen will? — Vielen
Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt der
Erste Burgermeister Olaf Scholz.

Erster Biirgermeister Olaf Scholz: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Der G20-Gipfel
wird in Hamburg stattfinden. Dass wir Ausrichter-
stadt sind, ist sehr plausibel: Wir sind Ausrichter-
stadt, weil wir seit Jahrhunderten mit der Welt ver-
bunden sind, weil wir einen groflen Hafen haben,
der das immer wieder und bis heute symbolisiert,
und weil uns nicht zufallig und auch aus dieser
Tradition heraus unsere Verfassung in Hamburg
gebietet, ein guter Austragungsort fur einen sol-
chen Gipfel zu sein. Ich will deshalb an dieser Stel-
le einmal die Prdambel zitieren, die unserer Ver-
fassung voransteht:

"Die Freie und Hansestadt Hamburg hat als
Welthafenstadt eine ihr durch Geschichte
und Lage zugewiesene, besondere Aufgabe
gegeniiber dem deutschen Volke zu erfil-
len. Sie will im Geiste des Friedens eine
Mittlerin zwischen allen Erdteilen und Vol-
kern der Welt sein."

Das steht in unserer Verfassung, und es ist ein gu-
ter Text und ein guter Auftrag fir das, was sich
demnachst in Hamburg ereignen wird.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Carl-Edgar Jarchow und Jens Meyer, beide
FDP)

Als der Hamburger Helmut Schmidt das kleine
G6-/G7-Gesprachsformat auf den Weg brachte

und in einem beschaulichen Schloss in Rambouil-
let ein erstes Treffen stattfand, war seine Idee,
dass man Uberhaupt einmal miteinander ins Ge-
sprach kommt. An dieses Ereignis zu erinnern ist
wichtig an dieser Stelle. Es ist die Folge groler
wirtschaftlicher Verwerfungen gewesen, des Zu-
sammenbruchs des Weltwahrungssystems von
Bretton Woods und der Olkrise. Diese Verwerfun-
gen haben ihn dazu bewegt, zu sagen: Wir mis-
sen gemeinsam daruber reden, wie wir die Proble-
me, die wir miteinander auf diesem Planeten ha-
ben, I6sen kénnen. Das ist eine richtige Erkennt-
nis, eine Erkenntnis, die bis heute tragt. Denn wir
haben — auch das muss an dieser Stelle gesagt
werden — keine Weltregierung, obwohl wir weltwei-
te gemeinsame Aufgaben zu I6sen haben, und wir
werden auch so schnell keine bekommen — und
sollten das als demokratischer Staat in einer Welt,
in der Diktaturen noch sehr mafigeblich das Ge-
schehen mitbestimmen, so schnell auch nicht wol-
len. Das andert aber nichts daran, dass etwas zu
besprechen und zu regeln ist.

Die Gruppe der 20 ist auch zunachst aufgrund wirt-
schaftlicher Verwerfungen in Asien entstanden, als
Treffen der Finanzminister. Sie ist dann nach der
groflen Weltwirtschaftskrise aufgrund des Zusam-
menbruchs der Bank Lehman Brothers in den USA
als ein Treffen der Staats- und Regierungschefs
fortgefiihrt worden, mit den Finanzministern. Sie
bespricht die Fragen, die in der Welt zu verhandeln
sind. Ich bin froh, dass es diese Mdglichkeit des
Gesprachs miteinander gibt, und wir sollten als
Hamburgerinnen und Hamburger stolz sein, dass
wir ein Ort fir diese Gesprache sein kénnen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dr. Jorn Kruse AfD)

Natirlich winschten wir uns, dass alle in eine
Richtung und an einem Strang ziehen. Wenn wir
uns die Welt anschauen, dann sieht es danach
nicht aus. Es gibt unterschiedliche Strange und al-
le ziehen auch noch in unterschiedliche Richtun-
gen. Ich bin nach den bisherigen Gesprachen, zum
Beispiel dem letzten G7-Gipfel, nicht so optimi-
stisch, dass wir grol3e Durchbriiche erleben wer-
den. Aber gerade die Tatsache, dass die Dinge so
verfahren sind und so unterschiedliche Ansichten
Uber das existieren, was in der Welt zu tun ist, ist
ein Grund, zusammenzukommen und miteinander
zu sprechen. Und das geht nur real. Alle Digitali-
sierung wird das reale Gesprach zwischen den
Verantwortlichen der Volker nicht ersetzen kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Hafen muss uns auch daran gemahnen, dass
der freie Handel auf der Welt ein wichtiges Thema
ist. Der Protektionismus, der droht und der in im-
mer mehr Landern diskutiert wird, ist eine reale
Gefahr, nicht nur fir unseren Wohistand in
Deutschland und in Hamburg, sondern fir den
Wohlstand der gesamten Welt. Die Protektionisten,
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das wissen wir, schaden immer auch ihren eigenen
Volkswirtschaften und ihren eigenen Birgerinnen
und Birgern. Deshalb brauchen wir ein Format, in
dem darlber gesprochen werden kann, wie dieser
Ruckfall in den Protektionismus verhindert werden
kann, wie wir aber gleichzeitig einen fairen Handel
in der Welt organisieren kdnnen, der sicherstellt,
dass auch die Lander, die wirtschaftlich nicht stark
sind, eine gute Chance haben. Ich wiinsche mir,
dass das auf dem Gipfel zu weiteren Fortschritten
fuhrt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dr. Jorn Kruse AfD)

Auch was die Finanzarchitektur der Welt betrifft,
gibt es in diesem Zusammenhang etwas zu be-
sprechen; Lehman Brothers ist schon genannt wor-
den, und die Probleme, die seither weltweit disku-
tiert worden sind, sind noch nicht alle geldst. Aus
unserer Perspektive als Staaten, die mit fleiRigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und vielen
fleiRigen Unternehmerinnen und Unternehmern ge-
segnet sind, missen wir darauf bestehen, dass die
Besteuerungsgrundlagen unserer Demokratie nicht
infrage gestellt werden, weil irgendwelche Steuer-
oasen und Steuerinseln dazu beitragen, dass das
Geld anderswo hingebracht wird, und nicht dorthin,
wo es erwirtschaftet wurde.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Gleiche gilt fir das Thema Klima. Wir wissen,
dass es den menschengemachten Klimawandel
gibt. Das ehrgeizige Ziel ist, durch all das, was wir
miteinander tun, zu erreichen, dass es nur eine
Zwei-Grad-Erwarmung gibt,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das wird schwer!)

gerechnet vom Ausgangspunkt. Niemand erwartet,
dass wir darunter landen konnen; wenn wir alles
richtig machen, haben wir vielleicht eine Chance,
gerade das zu schaffen. Und schon zwei Prozent
Klimawandel bedeuten eine dramatische Verande-
rung der Okologischen und 6konomischen Hand-
lungsbedingungen auf der gesamten Welt, die wir
auch in dieser Stadt merken werden. Deshalb, sa-
ge ich, muss es gelingen, dass eine gemeinsame
Strategie gegen den menschengemachten Klima-
wandel verabredet und der Ruckschritt durch die
Aufkiindigung des Pariser Abkommens wieder
rickgangig gemacht wird, indem wir auch die USA
frher oder spater wieder auf diesen Kurs ver-
pflichten kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Angesichts von Flucht und Migration, angesichts
von Menschen, die vor Dirre, Not und Hunger flie-
hen, ist es eine gemeinsame Verpflichtung der
Weltgemeinschaft, denjenigen zu helfen, die in sol-
cher Not sind. Es ist ein groRer Skandal, dass
wahrend wir hier miteinander reden in Afrika Re-
gionen existieren, in denen Millionen Menschen

auf der Flucht sind und ihr Leben unmittelbar be-
droht ist, aber die Gemeinschaft der Volker es
nicht hinbekommt, die wenigen Milliarden Euro, die
zu ihrer Lebensrettung notwendig waren, auf den
Weg zu bringen. Auch das muss auf dem Gipfel
besprochen werden. Auch da muss sich etwas an-
dern.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der FDP
und vereinzelt bei der CDU)

Als Europaer sollten wir dariber hinaus darauf
bestehen, dass das Thema Afrika, das auf diesem
Gipfel angesetzt ist, tatsachlich weiter verhandelt
wird und es eine gemeinsame Verantwortung gibt.
Afrika ist Europas nachstgelegener Kontinent, und
wir missen uns mit verantwortlich dafir fuhlen,
dass die Menschen, die dort leben, eine eigene
Entwicklungsperspektive haben, dass sie in ihren
Landern eine gute Zukunft finden konnen. Das
wird nicht von allein gehen. Das missen wir mit-
einander verabreden, und zwar als Gemeinschaft
der Volker.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Es gibt also viel zu bereden, und es ist gut, dass
diese Gesprache hier stattfinden. Und es ist gut,
dass es viele Gesprache vorab gegeben hat. Zu
einer gemeinsam handelnden Gemeinschaft von
Staaten und Volkern gehort immer auch eine Welt-
offentlichkeit. Deshalb ist das nicht nur ein Ort, wo
in den Messehallen diskutiert wird, sondern vorher
und wahrend des Gipfels auf Versammlungen zum
Beispiel adressiert wird, welche Forderungen an
die dort Handelnden gerichtet werden, mit dem Ziel
einer besseren Zukunft fir unseren Planeten. Ich
glaube, das gehdrt gerade in einem demokrati-
schen Land dazu. Genauso Kklar ist, dass es sich
um friedliche Kundgebungen und Versammlungen
handeln muss, denn sie sollen ein Gesprach einlei-
ten und nicht das Gesprach zerstoren.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dennis Gladiator CDU und Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Es werden fast 5 000 Journalistinnen und Journa-
listen in unserer Stadt sein, und ich hoffe, dass sie
uns so erleben, wie wir uns selbst verstehen: als
weltoffene und gelassene, solche Ereignisse ma-
nagende Metropole, als einen Ort, an den man
gern wiederkommt, auch wenn gerade nicht G20
ist, oder zum Beispiel, um sich mit wirtschaftlichen
Kontakten in dieser Stadt festzusetzen. Das alles
kann auch ein Ergebnis dieses Gipfels sein. Das
Wichtigste ist aber, dass er so verlauft, dass das
der Eindruck ist, der Uberwiegt.

Deshalb zum Schluss an dieser Stelle mein Dank:
an die Sicherheitskrafte, an die Polizei, an all die
anderen, die fur die Sicherheit der Gipfelteilneh-
mer, fUr die Sicherheit friedlicher Versammlungen,
fur die Sicherheit unserer hamburgischen Bevdlke-
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rung sorgen, die dazu beitragen, dass dies alles
gelingen kann. Es ist eine groRe Leistung, die die
Hamburger Polizei und die Polizei der anderen
Lander und des Bundes hier vollbringen werden.
Ich sage ausdricklich: Ich vertraue der Polizei.
Das sind gute Leute, die werden das im Giriff be-
halten. Schonen Dank dafir.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, den GRU-
NEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt er-
neut Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Karl Marx hat die Globali-
sierung ...

(Zurufe von der CDU und der FDP — Anna-
Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP: Jetzt
kommen wir der Sache schon naher!)

— Ich wusste, dass das sofort Reaktionen hervor-
ruft. Aber was gibt es Schoneres, als einmal mit so
einem Herrn anzufangen, wenn man uber den bo-
sen Klub der 20 spricht?

Karl Marx hat die Globalisierung einmal als die
Vernichtung des Raumes durch die Zeit beschrie-
ben. Bei den Fragen des G20-Gipfels geht es ja
um nichts anderes als darum, die Globalisierung
zu gestalten, aber dafir muss man sie Uberhaupt
erst einmal begreifen. Man sieht, wie prophetisch
das war in den Fragen Internet, Digitalisierung,
auch Hafen und Welthandel. Es werden viel mehr
Guter verschifft, es bewegen sich viel mehr Men-
schen mit Fligen um den Globus. Ich glaube, es
ist wichtig, dass wir hier — und deswegen finde ich
diese Debatte endlich auch einmal eine gute De-
batte — Uber die Inhalte dessen reden, was beim
G20-Gipfel passiert, denn das ist das Entscheiden-
de, wenn wir mit der Welt vorankommen wollen.

Wenn wir die groRen Themen betrachten wie das
Thema Flucht, das mit 52 000 Flichtlingen unmit-
telbare Auswirkungen auf unsere Stadt hat, wenn
wir betrachten, dass wir einen menschengemach-
ten Klimawandel haben, der in Hamburg dazu
fuhrt, dass wir die Deiche deutlich erhéhen mis-
sen, wenn wir betrachten, dass wir in Hamburg
zum Gllck keinen terroristischen Anschlag hatten,
aber doch eine Menge Terrorprozesse fiihren mis-
sen, dann merken wir, dass all diese Themen Teil
unserer Stadtoffentlichkeit und unserer Wirklichkeit
sind. Deswegen ist es so wichtig, dass wir uns in-
haltlich mit den Themen des G20-Gipfels ausein-
andersetzen und auch selbst sagen: Wir haben
einen Anspruch auf Gestaltung dieser Globalisie-
rung. Das ist doch die zentrale Botschaft, die heute
von hier, aber auch von dem Gipfel in Hamburg
und auch von der Straf3e ausgehen sollte.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Dirk Nockemann AfD)

Wenn wir beim Thema Flucht sind: Wir haben eine
Tageszeitung in Hamburg, die vor wenigen Tagen
darauf aufmerksam gemacht hat, dass sich auf un-
serem Nachbarkontinent, im Stdsudan, eine Hun-
gerkatastrophe zusammenbraut, von der 5,5 Millio-
nen Menschen betroffen sind.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Wir selbst merken und wissen haufig gar nicht,
dass es sie gibt, und sie ist dramatisch. Ich glaube,
wenn wir einen Gipfel derjenigen haben, die in der
Welt etwas zu sagen haben, dann werden sie sich
dieses Themas annehmen mussen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das
glaubst du doch selber nicht!)

Ich glaube — und deswegen haben wir diese De-
batte auch so angemeldet —, dass es wichtig ist,
Haltung zu zeigen in dieser Frage und Uber diese
Inhalte zu diskutieren. Lieber Herr Trepoll, deshalb
fand ich Ihren Debattenbeitrag in der Frage etwas
deplatziert, zumal Sie ja die Partei der Wehrpflicht,
des Mindestlohns, des Atomausstiegs und dem-
nachst auch der Ehe fir alle sind. Sie sind die Par-
tei, die doch etwas konturlos momentan daher-
kommt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD =
Dennis Thering CDU: Das sagen die GRU-
NEN? — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Tjarks, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Nockemann?

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Nein.

Wenn man die Frage der Haltung betrachtet, dann
muss man naturlich auch hier Haltung einnehmen:
eine Haltung zu Donald Trump, eine Haltung zu
Herrn Putin und eine Haltung zu Herrn Erdogan.
Da reicht es nicht, auf der einen Seite auf DITIB zu
schimpfen und auf der anderen Seite zu sagen,
aber ich mache mit Herrn Erdogan einen Turkei-
Deal. Das ist eben etwas, das ein bisschen zu kurz
greift, Herr Trepoll.

(Zuruf)

Ihr inhaltlicher Beitrag, Herr Thering, ist, dass Sie
Kekse und Apfel an die Polizisten verteilen wollen.
Das werden wir auch ohne Sie hinbekommen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Nun bekommt Frau
Dr. Schaal von der SPD-Fraktion das Wort.
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Dr. Monika Schaal SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Klimaschutz
zahlt sich aus und steigert laut einer aktuellen
OECD-Studie fir den G20 das Wirtschaftswachs-
tum um 5 Prozent. Das ist die Hamburger Bot-
schaft in Sachen Klimaschutz an die G20.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In Hamburg wollen die G20 die Weichen fur die Er-
reichung des Zwei-Grad-Ziels stellen. Doch davor
gibt es eine Menge FleilRarbeit zu leisten. Die so-
genannten Sherpas bereiten gerade den Aktions-
plan Klimaschutz vor. Erstmals arbeiten dabei Ar-
beitsgruppen flir Energie und Klimaschutz zusam-
men. Die Ergebnisse sind leider noch unter Ver-
schluss, aber alle sind daran interessiert, dass die
Arbeitsgruppe den Durchbruch schafft. Das berich-
tete uns gestern im Umweltausschuss eine Vertre-
terin des Bundesumweltministeriums, und ich fand,
die Referentin strahlte durchaus Zuversicht aus.

Es waére in der Tat eine sehr grofle Sache, wenn in
Hamburg der Klimaschutz einen Schritt weiter-
kame — auch mit Trump, denn aufgrund des Kon-
sensprinzips bei den Vereinbarungen geht bei G20
ohne ihn gar nichts. So gebe es im WeilRen Haus
durchaus auch Klimabefiirworter, berichtete uns
die Referentin vom Ministerium. Ein Teil der US-
Administration habe sehr wohl erkannt, welche
Wachstumspotenziale im Klimaschutz steckten.
Schlief3lich kommt der Wirtschaftsminister der USA
aus der Mineral6lwirtschaft, die langst ihre Investiti-
onen in erneuerbare Energien lenkt.

Das G20-Treffen im September 2016 im chinesi-
schen Hangzhou unterstitzte das rasche Inkraft-
treten des Pariser Klimaabkommens, und im De-
zember des vergangenen Jahres haben dann
195 Staaten in Paris tatsachlich alle das Abkom-
men unterschrieben. Das macht Hoffnung, dass
jetzt von Hamburg auch ein Signal fir die Umset-
zung des Pariser Abkommens ausgeht und dass
dafir auch Geld bereitgestellt wird.

(Beifall bei der SPD)

Verheerende Unwetter und Uberschwemmungen
kosteten 2016 weltweit Tausende von Menschen
das Leben und verursachten Vermobgensschaden
in Hohe von 125 Milliarden US-Dollar. Darum ist es
unverstandlich, dass ausgerechnet der amerikani-
sche Prasident den Klimawandel als Erfindung der
Chinesen diffamiert und die Mittel fir den Klima-
schutz einstampft. Dabei sind es gerade die Chine-
sen, die jetzt zusammen mit den Deutschen das
klimafreundliche Wachstum vorantreiben.

Deutschland hat im Vorfeld des Gipfels viele bilate-
rale Gesprache gefiihrt, damit G20 ein Erfolg wird.
Ich hoffe, das gelingt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion hat das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Blurgermeister, das ist ge-
nau das, was ich gemeint habe: Ich glaube, dass
die grole Mehrheit der Hamburger sich sehr wohl
bewusst ist, dass es diese Zusammenkinfte geben
muss, aber ich finde, Sie hatten ihnen auch deutli-
cher machen missen, welche Einschrankungen
das mit sich bringt. Das ist etwas, wo man sich
dann auch einmal herablassen muss von den Ho-
hen der Weltpolitik und auf die Menschen zugehen
muss. Das hat einfach gefehlt. Das haben Sie in
Ihren Auerungen nicht erkennen lassen.

(Beifall bei der CDU und bei Michael Kruse
und Katja Suding, beide FDP)

Ich glaube, dass es richtig ist, dass wir uns damit
auseinandersetzen, wie sich Globalisierung heut-
zutage gestaltet.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Ich will einmal etwas einwerfen, das moglicherwei-
se auch auf Kritik stéRt: Man muss naturlich — das
mussen wir viel starker betonen — auch die positi-
ven Seiten der Globalisierung in den Vordergrund
stellen. Selbstversténdlich gibt es enorme Verwer-
fungen und Herausforderungen, Herr Tjarks. Aber
schauen Sie sich einmal an, wie sich zum Beispiel
in den letzten 40 Jahren die Quote der Menschen,
die von absoluter Armut bedroht sind in unserer
Welt, verandert hat. Das waren am Anfang der
Siebzigerjahre noch 60 Prozent, jetzt sind wir bei
14 Prozent. Schauen Sie sich an, wie sich Kinder-
sterblichkeit, Hunger, selbst kriegerische Konflikte
und Tote entwickelt haben. Es ist richtig, dass wir
sagen, dass wir mit dieser Entwicklung bei Weitem
nicht zufrieden sind und uns anstrengen missen,
damit wir als Weltgemeinschaft, als internationale
Gemeinschaft und insbesondere als die Staaten,
die wirtschaftlich stark sind, weiter zur Losung bei-
tragen. Ich finde, das ist der richtige Ansatz. Er
darf aber nicht vermischt werden mit dem Motto:
Globalisierung ist nur schlecht und hat nur negati-
ve Auswirkungen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Hat doch keiner
gesagt! Was reden Sie denn?)

Herr Tjarks, dass Karl Marx von der Geschichte
und der Natur des Menschen widerlegt wurde, ist
mittlerweile auch lhnen klar. Von daher finde ich
diesen Vergleich ein bisschen gewagt. Interessant
ist, dass Sie sich Uberhaupt nicht gedufert haben
zu den Dingen, die lhnen viele Redner vorgewor-
fen haben: diese Doppelziingigkeit, sodass wir gar
nicht wissen, welchen Standpunkt Sie vertreten.

(Zurufe von den GRUNEN)
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Frau Gallina, Sie haben die Moglichkeit, eine ande-
re Sicht darzulegen. Das wirde mich schon inter-
essieren.

Ich finde es beeindruckend, wie die Kanzlerin sich
diesem Prozess zugewandt hat. Weder Herr
Scholz noch ich nehmen an den Verhandlungen
teil, sondern es ist die Bundesregierung, die diese
Verhandlungen flhrt. Die Kanzlerin hat es in dieser
Woche mir gegeniiber noch einmal bestatigt.

(Zurufe von der SPD: Ui!)

Sie war Anfang der Woche hier, hat sich mit den
NGOs unterhalten und den Forderungskatalog ent-
gegengenommen. Sie Uberhoht die Erwartungen
an den Gipfel nicht, denn sie sagt klar: Nach den
Dingen, die in Amerika passiert sind, werde es
beim Thema Klimaschutz wahrscheinlich keinen
vernlnftigen Fortschritt geben. Umso wichtiger ist
es, Herr Scholz, dass wir uns Themen wie zum
Beispiel der Starkung der wirtschaftlichen Situation
auf dem afrikanischen Kontinent zuwenden, dass
wir dort konkret etwas machen konnen, dass wir
bei der Gleichstellung von Mannern und Frauen

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wichtiges The-
mal)

in Landern des sudlichen Kontinents etwas ma-
chen kénnen. Das macht unsere Kanzlerin aus.

Herr Tjarks, ein letzter Satz zum Abschluss: Was
konservativ ist, das verandert sich im Laufe der
Zeit. Das hat moderne Konservative schon immer
ausgemacht, und das wird auch so bleiben. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Danke,
Herr Trepoll. — Jetzt liegen mir zwei Wortmeldun-
gen aus der Links-Fraktion vor. Frau Ozdemir be-
kommt das Wort als Erstes.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Scholz, Sie haben hier
wirklich eine Romantik-Show abgeliefert.

(Dirk Kienscherf SPD: Oho!)

Sie haben sich gedrickt vor den eigentlichen Fra-
gen und vor den ungeldsten Problemen.

Was Sie dargestellt haben, méchte ich einmal ei-
nem Zitat aus dem Leitartikel des "Handelsblatts"
von heute gegenuberstellen. Thomas Tuma
schreibt:

"Am 7. und 8. Juli wird Hamburg dann ord-
nungsgemal eine Festung sein. Oder ein
Gefangnis. Je nach Perspektive."

(Dennis Gladiator CDU: Gefangnis fur den
militanten Linksextremismus!)

"Auf jeden Fall ein Hochsicherheitstrakt, der
mit friedvoller Volkerverstandigung nur noch
so viel zu tun hat wie Flugzeugtrager mit
Hans-Albers-Romantik."

Was Sie hier geliefert haben, ist eine Romantik-
Show.

(Dennis Gladiator CDU: Ich stelle mir Ro-
mantik anders vorl)

Sie sprechen Uber die Gruppe der G20, die durch
nichts legitimiert ist. Hier versammeln sich die
Machtigsten der Welt und reden Uber die 172 an-
deren, sogenannten schwéacheren Lander. Lassen
Sie uns doch einmal Uberlegen, wer eigentlich
nach Hamburg kommt. Wir haben Kriegstreiber wie
Erdogan. Wir haben den saudischen Konig, der
damit beschaftigt ist, Menschen zu kdpfen. Wir ha-
ben Trump, der sich eben nicht an bestimmte Ab-
kommen halten méchte, sondern seine eigene
Agenda hat. Und die wollen hier Uber Frieden spre-
chen?

Sehen wir uns doch einfach nur die Situation in Sy-
rien an. Syrien ist ein Schlachtfeld geworden.

(Michael Kruse FDP: Meinen Sie, das wird
besser, wenn sie sich nicht treffen?)

Wir wissen genau, dass es bei diesem Treffen
— nein, ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu — in-
haltlich nicht darum gehen wird, wie wir so schnell
wie moglich den Weltfrieden zustande bekommen
kénnen, sondern es wird um Machtstrategien ge-
hen, darum, wer der Gréf3ere und der Starkere ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist bei lhnen viel-
leicht so!)

Darunter, unter dieser Politik, leiden die Volker.
Das muss lhnen erst einmal bewusst sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie reden davon, die Situation der Gefllchteten
auf die Tagesordnung zu nehmen. Wir sehen doch
tagtaglich in den Nachrichten, wie freiwillige See-
notretter immer wieder bekdmpft und davon abge-
halten werden, Flichtlinge in Seenot zu retten. Sie
reden von Beteiligung, Sie reden von Afrika. Afrika
hat doch gar kein Mitspracherecht. Das ist ein un-
demokratisches Gremium.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Falsch, die Afri-
kanische Union ist dabei!)

Fir uns sind die Vereinten Nationen das richtige
Gremium, die im Gegensatz zur G20 legitimiert
sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Einen wichtigen Aspekt mdchte ich noch nennen.
Sie haben sich hier hingestellt und Uber alles ge-
sprochen, aber nicht Gber die schwierigen Fragen,
nicht Uber die ungeldsten Probleme.
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(Dirk Kienscherf SPD: Stimmt nicht! Sie
mussen sich mit den Inhalten befassen!)

Sie dricken sich wie immer davor. Stattdessen
darf dann das A-Team einspringen oder der Innen-
senator Grote, den ich auch zu hanseatischer Ge-
lassenheit aufrufen mochte.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich méchte lhnen vorschlagen: Besuchen Sie den
Alternativgipfel am 5. und 6. Juli in Kampnagel.
Dort wird es namlich um alternative und friedliche
Gesellschaftsmodelle gehen, und dartiber haben
Sie kein Wort verloren.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Carl-Edgar Jarchow von der FDP-Frak-
tion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Diese Rede meiner Vorredne-
rin hat uns etwas zurtickgeworfen, finde ich.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Wir waren eigentlich auf einem guten Weg, uns
heute erstmals nach vielen Debatten tGber G20 zu
Sicherheit, Demonstrationen, Bundespolizei und
anderen Dingen einmal mit den Inhalten dieses
Treffens zu beschaftigen, was ich aulierst begri-
Re, ndmlich damit, wer sich dort trifft, welche The-
men es gibt, was im Vorfeld geleistet wird, was der
Sinn dieses Treffens ist. Nur wenn man das weil},
liebe Frau Ozdemir, kann man sich kritisch damit
auseinandersetzen, und nur dann machen De-
monstrationen einen Sinn: indem man Forderun-
gen stellt, aber nicht, indem man kritisiert, dass
es Uberhaupt stattfindet. Das halte ich fir Unsinn.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
den GRUNEN)

Der Zufall wollte es, dass ich am Anfang dieser Sit-
zung den Auszug meiner Rede vom 12. April in die
Hande bekam. Ich habe sie durchgelesen; ich
kdnnte sie eigentlich noch einmal halten. Ich wollte
es auch tun, um zu sehen, ob es irgendjemand
merkt. Davon sehe ich ab, aber eine Sache be-
schaftigt mich immer noch, auch nach der Rede
von lhnen, Frau Ozdemir. Ich hatte damals, am
12. April, an |hre Fraktion die Frage gestellt: Wel-
che Alternative gibt es denn Uberhaupt zu einem
solchen Treffen?

(Zuruf von Cansu Ozdemir DIE LINKE)

— Die UNO. Sie sagen dann immer, die UNO. Aber
die Erfahrungen mit der UNO sollten auch Ihnen
bekannt sein. Der Sicherheitsrat kann sich ja noch
nicht einmal darauf einigen, irgendwelche Giftgas-
angriffe zu kontrollieren.

(Zurufe)
Insofern ist das keine Alternative,
(Zurufe)

sondern, ich glaube, wir missen uns sehr viel
mehr ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Ozdemir, ich bitte Sie, auch in den
Gesten beim parlamentarischen Umgangston zu
bleiben.

Carl-Edgar Jarchow FDP (fortfahrend): Es ist
doch heute deutlich geworden, auch in der Rede
des Burgermeisters und in dem, was wir spater im
Laufe der Sitzung besprechen werden, wenn es
um die Berichte der Ausschiisse geht, welche The-
men G20 berlhrt, die geldst werden missen, ob
das nun Afrika angeht, die Klimapolitik, Frauen-
rechte oder andere Dinge. Da soll man doch ein-
mal sagen, welche Alternativen es dazu gibt, dass
sich die Fuhrer dieser Lander — G35 sind es ja am
Ende — und Vertreter verschiedenster Organisatio-
nen in Hamburg treffen, um das zu besprechen.
Ich sehe diese Alternative nicht. Insofern begriiRen
wir nach wie vor, wie meine Fraktionsvorsitzende
es schon gesagt hat, aul3erordentlich, dass dieses
Treffen in Hamburg stattfindet.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Sie sprechen von Deeskalation. Auch das ist zu
begriiRen, und zwar auf allen Seiten. Deeskalation
bedeutet, dass man Sachen klar anspricht und
auch klar verurteilt, die nicht gehen, zum Beispiel
Angriffe auf Polizisten, auf der anderen Seite aber
auch den Leuten die Wahrheit Uber das sagt, was
sie an Einschrankungen in dieser Zeit zu erwarten
haben. Das war immer unser Kritikpunkt an der
Senatspolitik. Wir haben gesagt: Sagen Sie den
Leuten, welche Einschrankungen sie haben wer-
den. Es bringt doch nichts, das vorher zu verharm-
losen und sie dann damit zu konfrontieren, wenn
es so weit ist. Das schafft kein Vertrauen. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Als Nachstes erhalt das Wort Herr Profes-
sor Jorn Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Nockemann
hat es schon gesagt, wir sind fir G20, generell, in
Deutschland und in Hamburg.

Wir hatten am letzten Freitag im Festsaal des Rat-
hauses eine Anhérung von sechs Vertretern des
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AStA, die eine Petition gemacht und dafir
10 000 Unterschriffen bekommen haben, den
G20-Gipfel jetzt noch abzusagen. Das waren drei
nette junge Menschen, die allerlei Gutmenschen-
Formulierungen gefunden haben, wofiir sie alles
sind, und das Gegenteil von all dem waren die
Méachtigen der G20. Wir haben dann diskutiert;
sehr viel praziser ist es nicht geworden. Ich glaube,
das ist genau das Missverstandnis, das ich auch
sonst in der Offentlichen Diskussion wahrnehme:
Man tut so, als gabe es die gute, hohe Moral, und
dann die Machtigen von G20, die irgendetwas tun,
was gegen die Volker ist. Unsinn ist das.

(Beifall bei Dr. Bernd Baumann AfD)

Da wirde ich jetzt gern einmal Herrn Dressel zitie-
ren.

(Zurufe von der FDP: Oh!)
— Mache ich gern.

Herr Dressel hat die Damen und Herren vom AStA
gefragt, was denn besser werden wirde, wenn
man den G20-Gipfel absagen wirde. Darauf wus-
sten sie trotz mehrerer Nachfragen — auch von mir,
ich habe damals schon Herrn Dressel zitiert — kei-
ne Antwort. Es gibt auch keine Antwort. Ich gebe
die Antwort: gar nichts. Es ist namlich eine Frage,
ob man Politik als Moral oder als Realpolitik auf-
fasst. Die Machtigen — das sage ich jetzt einmal
bewusst — der G20 sind diejenigen, die auch etwas
bewegen koénnen, die nicht, wie eine Vollversamm-
lung der UNO, eine Menge Blasen produzieren
und am Ende passiert gar nichts. Die 20 kénnen,
wenn sie diskutieren — und das tun sie, das haben
sie auch im Vorwege schon gemacht in sehr vielen
Teilgremien —, etwas bewegen, und sie werden et-
was bewegen. Genau das ist der Hauptgrund fir
mich, weshalb ich ausgesprochen fir G20 bin.
Dass ich als Hamburger Patriot fir G20 in Ham-
burg bin, brauche ich hier gar nicht zu erwahnen,
das ist eine Selbstverstandlichkeit.

(Beifall bei Dr. Joachim Kdrner AfD)

Es ist vorhin schon einmal Rambouillet erwahnt
worden; Herr Blrgermeister Scholz hat es getan
und Herr Nockemann hat es auch getan. Was da-
mals Helmut Schmidt gesagt hat Uber Rambouillet,
gilt auch jetzt wieder: Wir missen Abschottung und
Protektionismus verhindern. Wer Donald Trump
kritisch sieht — zu denen gehére ich ganz sicher
auch —, der sollte erkennen, dass G20 eine ideale
Méglichkeit ist, Donald Trump wieder einzubinden
oder es jedenfalls zu versuchen. Denn Donald
Trump ist jemand — ich formuliere es einmal etwas
salopp —, der immer noch halb Wahlkampfer ist
und erst dabei ist, Politik zu lernen. Was er Uber
"America First" sagt, klingt immer so, als musste
das, wenn er das ernst nimmt, Protektionismus
heiRen. Auch Herr Trump wird noch lernen, dass
"America First" heil3t, Protektionismus abzuschaf-
fen.

(Glocke)

Und auch daflr, ihn davon zu Gberzeugen, ist der
G20-Gipfel die ideale Gelegenheit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt ha-
be ich die nachste Wortmeldung von Frau Do-
busch von der SPD-Fraktion.

Gabi Dobusch SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Bisher haben wir sehr viel Gber
Risiken gesprochen, wenig Uber die Chancen, und
zu den Inhalten sind wir tatsachlich noch recht we-
nig gekommen im Zusammenhang mit G20.

Aber ich will vorweg einen Hinweis an meine Kolle-
gin von der LINKEN geben. Frau Ozdemir, Sie wis-
sen wahrscheinlich genauso gut wie wir, dass die
Afrikanische Union mit am Verhandlungstisch sitzt
und dort nicht nur die G20 sitzen, von denen sonst
immer die Rede ist. Aber gut.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Lieber Herr Trepoll, Sie waren so nett, das Thema
Gleichstellung anzusprechen. Das ist naturlich das
Thema, auf das ich noch einmal zu sprechen kom-
men werde. Denn integraler Bestandteil des offizi-
ellen Dialogs von Politik, Zivilgesellschaft und Wirt-
schaft rund um den G20 in Deutschland ist natir-
lich W20, das heifst Women20, ein vom Deutschen
Frauenrat und dem Verband deutscher Unterneh-
merinnen organisierter Prozess mit Vertreterinnen
von Frauen- und Sozialverbanden, Unternehmerin-
nen und internationalen Organisationen aus der
ganzen Welt. Konkret geht es dabei darum, den
Anteil von Frauen am Arbeitsmarkt zu erhéhen und
klassische Frauenberufe hdher zu bewerten, Frau-
en zu Unternehmensgriindungen zu ermutigen und
ihnen Zugang zu Finanzierungsmdglichkeiten zu
verschaffen, den digitalen Gendergap zu schlieRen
und das Thema Gleichstellung von Frauen und
Mannern zum Kernthema von G20 zu machen.
Mehr gegenderte Daten, mehr Gender Budgeting,
mehr systematische Einbindung in die politische
Agenda,

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Die flieRen
doch gar nicht ein!)

das sind Forderungen und Themen, die uns auch
auf nationaler beziehungsweise lokaler Ebene be-
schaftigen.

(Beifall bei der SPD)

Ich erlaube mir einfach noch einmal festzuhalten,
dass es tatsachlich auch hier vor Ort bisweilen an
Verbindlichkeit, Transparenz und Monitoring fehlt.
Auch wir sind noch nicht ganz so weit in puncto
verbindliche Zielformulierung, Indikatoren und
Kennzahlen, wie wir uns das bisweilen vorstellen,
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um Fortschritte oder Stillstande in der Gleichstel-
lungspolitik endlich messbar und transparent ma-
chen zu kénnen.

In diesem Sinne sehe ich G20 und all das, was zi-
vilgesellschaftlich darum herum organisiert worden
ist, auch als eine einmalige Chance, um zum Bei-
spiel den Anliegen der Frauen weltweit, aber auch
hier, mehr Gehor zu verschaffen und um nachste
konkrete Schritte zu vereinbaren, hier und interna-
tional. Lassen Sie uns auch hier Haltung zeigen.
Herr Trepoll, Sie sind gern eingeladen, uns dabei
zu unterstitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau Sparr von der GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Der Blrgermeister hat schon dar-
auf hingewiesen, welche Auswirkungen der Klima-
wandel insbesondere in den Landern des globalen
Siidens hat. Bei uns ist es unangenehm genug,
aber dort verschwinden die Lebensgrundlagen fir
die Menschen, Kriege entstehen, und daraus ent-
stehen die Wanderungsbewegungen, mit denen
dann auch wir im Norden wieder zu tun haben.

Ich méchte das ein bisschen zuspitzen in Bezug
auf uns in Deutschland und Europa. Wir haben in
Deutschland das Pariser Klimaabkommen unter-
schrieben, und das ist richtig und gut so. Dennoch
werden wir das Klimaziel 2020, das die Bundesre-
gierung vor einiger Zeit verkiindet hat, deutlich ver-
fehlen. Es geht um die Reduktion unseres CO,-
Ausstofles um 40 Prozent gegentber 1990. Das
werden wir absehbar nicht erreichen. Leider ist
auch Herr Gabriel als Wirtschaftsminister 2015 vor
der Kohleindustrie eingeknickt. Er hat die CO,-Ab-
gabe, die er eigentlich wollte, nicht einfiihren kén-
nen, und hat stattdessen eine Fdrderung einge-
fuhrt fur Standby-Kraftwerke, die eigentlich keiner
mehr braucht. Der Aufbau einer neuen, klima-
freundlichen und auch fiir die Beschaftigten viel
geslinderen Energieindustrie wird so behindert,
und dabei brauchen wir dringend diese Arbeitsplat-
ze. Deshalb: Wir missen den Kohleausstieg in
Deutschland beschleunigen; bis 2030 missen wir
da raus sein. Wir missen darum die 20 dreckigs-
ten Kraftwerke in nachster Zeit abschalten, so
schnell es geht. Und vor allen Dingen — und da bin
ich wieder bei G20 —: Europa muss die Fiihrungs-
rolle bei der Einhaltung der Klimaziele von Paris
Ubernehmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gerade wegen der Haltung der USA muss Europa
diese Rolle Ubernehmen. Hier erwarte ich ein star-
kes Signal von der Kanzlerin, damit diese Chance
wahrgenommen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Dennis Gladiator von der CDU-Frak-
tion.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich will kurz zu den LINKEN spre-
chen, denn ich habe Sie nicht wirklich verstanden.
Das wundert mich nicht, aber heute war es beson-
ders wirr, was Sie gesagt haben. Sie sprachen da-
von, dass Kriegstreiber kommen, die unsere Werte
nicht teilen, und das passt lhnen nicht. In Teilen
haben Sie recht.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ach!)

Mit Herrn Putin und Herrn Erdogan verbindet uns
wirklich wenig. Aber was ware denn besser, wenn
diejenigen sich nicht treffen, wenn sie nicht mitein-
ander sprechen? Damit ware doch keines der Pro-
bleme besser geldst.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wenn mehr
miteinander sprechen!)

Es ist wirklich arm, wenn Sie deshalb den G20-
Gipfel ablehnen.

(Beifall bei der CDU)

Und dann haben Sie viel Gber Beeintrachtigung
gesprochen. Ja, es stimmt, der G20-Gipfel wird
Beeintrachtigungen mit sich bringen, vor allem in
den verkehrlichen Ablaufen dieser Stadt. Das ist
nervig, es ist auch fir die Anwohner, die direkt an
Sicherheitszonen wohnen, sicherlich nicht schon,
aber fiir zwei Tage, vermute ich, hinnehmbar.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sind Sie Pres-
sesprecher des Senats?)

Die wesentlichen Beeintrachtigungen, die sehr viel
mehr Menschen in dieser Stadt betreffen werden,
sind die 8 000 bis 10 000 Linksextremisten, die
nach Hamburg kommen oder hier schon sind, um
schwere Straftaten zu begehen, um unseren
Rechtsstaat anzugreifen und unsere Polizisten an-
zugreifen. Diejenigen sind das Problem, und dar-
unter werden die Hamburger viel mehr leiden mus-
sen.

(Beifall bei der CDU, der AfD und vereinzelt
bei der FDP)

Wenn Sie Uber Deeskalation sprechen, dann fan-
gen Sie damit an. Trennen Sie sich von der Inter-
ventionistischen Linken. Beenden Sie die Zusam-
menarbeit. Dann hatten Sie schon einen grofl3en
Schritt nach vorn getan. Ansonsten sind das nur
Worthilsen. Und ganz ehrlich, wenn Sie davon
sprechen, kein Mensch solle zu Schaden kommen,
mdchte ich gerade Sie, die mit der linksextremen
Interventionistischen Linken zusammenarbeiten,
an eines erinnern:

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Herr Gladiator,
wir haben gestern dariiber gesprochen!)
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Unsere Polizisten sind Menschen. Das sind Vater
und Miutter, Tochter und So6hne, das sind Nach-
barn und Freunde, die fir uns und unsere Sicher-
heit arbeiten. Sie sollten wir viel mehr in den Blick
nehmen. Sie verdienen unsere Rickendeckung
und unseren Dank. Das muss man in lhre Rich-
tung, glaube ich, besonders deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Andreas Dressel SPD und Dr. Anjes
Tjarks GRUNE)

Sie sprechen immer wieder von demokratiefreien
Zonen. Das ist falsch. Es gibt in Teilen ein Demon-
strationsverbot, das begriindet wurde, aufgrund
der Gefahrensituation. Das Verwaltungsgericht hat
das bestatigt. Ich mdchte an lhre Richtung nur ei-
nes sagen: Gerade die Partei, die die historische
Verantwortung fur die DDR tragt, also fir die grof-
te demokratiefreie Zone nach dem Zweiten Welt-
krieg, sollte mit solchen Vorwirfen sehr vorsichtig
sein.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Herr Scholz, ich finde es gut, dass Sie sich heute
bei der Polizei bedanken, aber lhr Vergleich mit
dem Hafengeburtstag war wirklich ein Schlag ins
Gesicht aller Polizisten, die seit Monaten im Dauer-
einsatz sind. Fur die ist der Einsatz bestimmt kein
Volksfest. Da haben Sie wirklich vollig danebenge-
griffen.

(Beifall bei der CDU)

Herr Tjarks, noch kurz zu lhnen: Sie kénnen es la-
cherlich finden, dass wir als CDU zu den Polizisten
gehen, um ihnen fir ihren Einsatz zu danken. Das
haben Sie sehr lacherlich gemacht mit lhrem Hin-
weis auf die Apfel. Das unterscheidet uns aber. Sie
erschweren die Arbeit der Polizei als Regierungs-
fraktion,

(Zurufe von der LINKEN)

wir stehen hinter den Polizisten. Sie torpedieren
die Sicherheitsmalnahmen, wo Sie nur kdnnen
— das hat der Justizsenator gemacht, Ihr Parteitag,
Sie lehnen die Allgemeinverfligung ab —, wir gehen
zu unseren Polizisten und stehen hinter ihnen.

(Glocke — Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich zu Wort gemeldet Herr Dolzer von der Frakti-
on DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, Herr Prasident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die G20 sind durch nichts demokra-
tisch legitimiert, sie malen sich jedoch an, als eine
Art Weltregierung aufzutreten. Herr Scholz, Sie ha-
ben recht: Es gibt viele Probleme und Krisen, Gber
die wir reden mussen. Dafiir haben wir aber — Frau
Ozdemir hat es schon ausgefihrt — die Vereinten

Nationen. Dies ist genau das Gremium, in dem die-
se Krisen diskutiert werden kénnen und wo jeder
Staat partizipieren kann. Wenn wir fir Demokratie
stehen, dann missen wir genau das mdglich ma-
chen.

(Beifall bei der LINKEN)

So ein Nebengremium zu schaffen wie die G20
wiirde als Aquivalent auf Bundesebene doch be-
deuten, dass sich auf einmal die B3, bestehend
aus Bayern, Baden-Wurttemberg und Nordrhein-
Westfalen, griinden wiirden und sagen: Wir setzen
uns zusammen, weil uns die Quasselbude Bun-
desrat zu ineffizient ist. Und dann sind da noch ein
paar kleinere, nervige Bundeslander wie Hamburg,
die immer einen eigenen, liberalen Weg haben.
Das wollen wir nicht. Deshalb geben wir jetzt hier
die Impulse.

So etwas wollen wir nicht. Wir wollen Demokratie.
(Beifall bei der LINKEN)

Herr Scholz, Sie haben recht: Afrika ist ein Riesen-
problem.

(Philipp HeilRner CDU: DIE LINKE ist ein
Riesenproblem!)

Aber wir l6sen das Problem nicht, indem Herr
Schauble ausgewahlte Staatsprasidenten aus Afri-
ka wie aus der Elfenbeinkliste oder aus Tunesien
einladt und nicht die Afrikanische Union und alle
Staatsprasidenten der Lander, in denen es wirklich
tiefe Krisen gibt, und dann noch vorgibt, dass eine
investorenfreundliche Struktur er6ffnet werden
musse, damit diese Lander geférdert werden.
Nein, das férdert nicht die Selbststadndigkeit der
afrikanischen Staaten. Das fuhrt diesen Kontinent
weiter in die Krise. Wir brauchen andere Mittel, und
auch dafir ist die UN der richtige Weg und nicht
die G20.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Dobusch, Sie sprachen von den Women20
und dem Civil20. Das sind gute Institutionen, aber
sie haben nichts mitzuentscheiden. Das hat sogar
der Leiter der Civil20 gesagt: Die G20 werden von
dem, was wir einbringen, nichts umsetzen. Sie wis-
sen das vorher schon. Die Papiere sind vorher dis-
kutiert. Ja, wir kbnnen uns ein bisschen o6ffentlich
darstellen, aber Entscheidungen kénnen wir nicht
treffen. Und auch da brauchen wir eine Verbind-
lichkeit. Das werden die G20 nicht hinbekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu den Women20. Ja, da sind die zentraleuropai-
schen und einige amerikanische Organisationen
Mitglied, aber nicht diejenigen, bei denen es wirk-
lich groBe Krisen gibt. Es wurde nicht gesprochen
Uber Genitalverstimmelung — ein riesiges Pro-
blem —, es wurde nicht gesprochen uber die mehr
als 5 000 vom IS entflihrten und versklavten Frau-
en im Shengal. Genau das waren zentrale Proble-
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me. Die werden in der UN diskutiert und nicht in
den G20. Und das ist das Problem: dass die Inhal-
te, die dort gesetzt werden, die Inhalte sind, die flr
einige wenige Staaten und fur die Menschen, die
dort leben, vielleicht eine Relevanz haben, aber fiir
viele, viele, viele Staaten in der Welt Ausgrenzung
bedeuten.

(Gabi Dobusch SPD: Wirtschaftliche Unab-
hangigkeit flr Frauen ist wichtig!)

Genau deshalb sagen wir: Der G20 ist hier nicht
das Richtige. Wir begriiien die zivilgesellschattli-
chen Organisationen, die diese Themen diskutie-
ren, sie werden aber keine Entscheidungsrelevanz
haben. Das hat der G20, und deshalb ist er falsch
und auch falsch in Hamburg. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte
Frau Ozdemir, ich glaube, man muss schon an er-
heblichen Wahrnehmungsstérungen leiden, wenn
man sagt, dass Hamburg im Zuge der G20 zu ei-
nem Friedhof der Meinungsfreiheit wird. Wissen
Sie Uberhaupt, wie viele genehmigte Demonstratio-
nen es im Zusammenhang mit G20 gibt? Herr Tre-
poll sprach vorhin von, ich glaube, 28. Nein, es
sind mehr: In Hamburg gibt es Uber 30 beantragte
und genehmigte Demonstrationen. Wie man in die-
sem Zusammenhang von einem Friedhof der Mei-
nungsfreiheit reden kann, das erschlief3t sich wirk-
lich nur einem LINKEN, aber keinem normalen De-
mokraten.

(Beifall bei der AfD)

Und wenn es heildt, wir missten auch die Proble-
me von Afrika mit I6sen: Nattrlich, es sind auch in-
ternationale Probleme, und nattrlich kann es uns
nicht kalt- und unberthrt lassen, was dort alles
passiert. Aber wer spricht denn das eigentliche
Problem von Afrika an?

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Herr Nocke-
mann!)

Wer spricht denn die dramatische Uberbevélke-
rung an? Herr Dr. Tjarks, von Ihnen habe ich dazu
kein Wort gehort. Es flieRen Milliarden und Aber-
milliarden nach Afrika. Sehr viel andert das nicht.
Es liegt an den teilweise korrupten Regierungen,
und noch einmal, es liegt auch an dem Geburten-
Uberschuss in Afrika, und da missen Sie anset-
zen. Da kann kein G20 ansetzen, da kann auch
keine UN ansetzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Antje Mdller von der
GRUNEN Fraktion.

(Zuruf)

— Nein, die GRUNEN sind als Erste dran. Wir ma-
chen das wie immer.

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ja, es geht bunt durcheinander in
dieser Debatte. — Ich mdchte einmal in Richtung
CDU fragen: In was wollen wir uns hier eigentlich
noch hineinsteigern an Szenarien, die jeden Tag
neu entwickelt werden?

(Beifall bei den GRUNEN)

Seit Wochen haben wir einen Streit, der um diver-
se Versammlungen geht, die Sorge um zu erwar-
tende Gewalttaten, die grof3flachige Allgemeinver-
figung, und es ist dringend notwendig, dass wir zu
einer sachlichen Auseinandersetzung kommen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD — André Trepoll CDU: Kommen Sie
mal zu einer ehrlichen Auseinandersetzung!)

— Sie sollten wissen, dass Parteitagsbeschlisse
nicht die Demokratie gefahrden.

(Zurufe)

Sie sollten wissen, dass Veranderungen im Kon-
zept der CDU nicht die Demokratie gefahrden —
das haben Sie eben selbst gesagt. Und Sie sollten
wissen, dass eine kritische Auseinandersetzung
Uber polizeiliche Malinahmen nicht die Demokratie
gefahrdet,

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

und sie gefahrdet auch die Koalition nicht.

Was aber das Zusammenleben, den Alltag in die-
ser Stadt tatsachlich problematisch machen kdnn-
te, ist, wenn es immer wieder neue Szenarien gibt,
die durch die Stadt getragen werden. Die Einschat-
zung, dass auch gewaltbereite Demonstranten ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Moller, gestatten Sie eine Zwischen-
frage?

Antje Méller GRUNE (fortfahrend): Nein. — Dass
auch gewaltbereite Demonstranten nach Hamburg
kommen werden, ist unstrittig. Ob das etwas und
was Uberhaupt und wenn mit dem Camp zu tun
hat, ist vollig offen, hat nichts miteinander zu tun.

(Dennis Gladiator CDU: Informieren! Sie
kénnen auch mit dem Senat sprechen!)
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Verbale Aufristung hilft nicht zur Deeskalation, auf
keiner Seite.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Peri Arndt
SPD)

Es tragt nicht zur Deeskalation bei, Gewalt zu rela-
tivieren. Wir sollten aber auch nicht taglich neue
Sicherheitsgefahren herbeireden und dementspre-
chend immer weitere Aufristung fordern. Wir sol-
len nichts kleinreden, denn wir stehen vor einer
Woche, die fir den Grofteil der Menschen in die-
ser Stadt eine Menge an Zumutungen und Ein-
schrankungen in ihrem Alltag bereithalt, die vor al-
lem aber auch Arbeit und Verantwortung fir Poli-
zistinnen und Polizisten bedeutet und ihnen viel
abverlangt. Wir sollten das unterstitzen, indem
das Ziel ist, dass alle Beteiligten dazu beitragen,
Gewalttaten zu verhindern, ihnen keinen Raum in
dieser Stadt zu bieten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Damit ist
die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe die Punkte 3, 4 und 4a der Tagesordnung
auf, Drucksachen 21/631, 21/9459 und 21/9530:
Wahlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines ordentlichen Mitglieds und eines
stellvertretenden Mitglieds fiir die Hartefallkom-
mission

— Drs 21/631 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/9459 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Umwelt und Energie

— Drs 21/9530 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die drei
Wahlen in einem Wahlgang durchgefiihrt werden
kénnen.

Die drei Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie enthal-
ten bei den Namen jeweils Felder fir Zustimmung,
Ablehnung und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem
Stimmzettel bei jedem der Namen ein Kreuz ma-
chen, aber bitte nur eins. Stimmzettel, die den Wil-
len des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen

oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch unaus-
gefillte Stimmzettel gelten als ungiltig.

Bitte nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die SchriftfUhrungen bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
ist der Fall. Dann schliefe ich die Wahlhandlung.
Die Wahlergebnisse werden gleich ermittelt. Ich
werde sie lhnen dann im Laufe der Sitzung be-
kanntgeben.**

Tagesordnungspunkt 32, Drucksache 21/9448, An-
trag der Fraktionen der SPD, der GRUNEN und
der CDU: Den "Hamburger Sonntagsfrieden" zu-
kunftsfahig machen.

[Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN und
CDU:

Den "Hamburger Sonntagsfrieden" zukunftsfa-
hig machen

— Drs 21/9448 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Sonntagsoffnungen zukunftsfest machen -
Mehr Freiraume fiir Bezirke und Verbindung mit
lokalen Events

— Drs 21/9589 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9589 ein An-
trag der FDP-Fraktion vor.

Wer wiinscht zunachst das Wort? — Herr Duge von
der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! "Den 'Hamburger Sonntagsfrieden' zu-
kunftsfahig machen" — mit dieser Initiative haben
die drei grofiten Fraktionen in der Hamburger Buir-
gerschaft heute einen Antrag eingebracht, der auf-
grund der neuerlichen Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts vom November 2015 not-
wendig geworden ist. In diesem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts wurden die Konditionen, unter
denen Sonntagsoffnungen moglich sein dirfen,
genauer und zum Teil sehr prazise gefasst. Dar-
aufhin sind viele Sonntagsoéffnungen in anderen
Stadten bereits fir rechtswidrig erklart worden, und
wir haben die Aufgabe, hier initiativ zu werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber wir wollen mit diesem Antrag nicht nur ver-
meiden, dass wir in eine rechtswidrige Situation
kommen. Vielmehr wollen wir mit diesem Antrag
einen breiten gesellschaftlichen Konsens erhalten,
der sowohl den im Grundgesetz gelegten Anforde-

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 4438 zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/631
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http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9448
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rungen des arbeitsfreien Sonntags entspricht, als
auch auf grolRe gesellschaftlichen Akzeptanz bei
Burgerinnen und Burgern trifft, ob es nun Beschaf-
tigte sind oder ob sie als Konsumenten oder Hand-
ler auftreten. Ich glaube, dass dieser Antrag, den
wir vorgelegt haben, ein guter Vorschlag ist und
dafiir sehr gute Chancen bietet.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Um es gleich vorwegzunehmen: Eine Ausweitung
der verkaufsoffenen Sonntage — und hier schaue
ich einmal die FDP mit lhrem Zusatzantrag genau-
er an,

(Michael Kruse FDP: Ist keine Ausweitung
im Antrag enthalten!)

von denen im Augenblick nicht mehr viele im
Raum sind, leider — wollen wir nicht. Nach der bis-
herigen allgemeinen Regelung des Hamburger
Sonntagsfriedens haben wir vier verkaufsoffene
Sonntage im Jahr. Diese Zahl steht fur uns auller
Frage. Eine Erhéhung ware eine Aufkiindigung
des Hamburger Sonntagsfriedens, und das wollen
wir nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Mi-
chael Kruse FDP: Das haben wir doch gar
nicht beantragt!)

Wir wollen auch keine Konsumwanderungsbewe-
gung von einem Bezirk zum nachsten, indem in
den sieben Hamburger Bezirken mit je vier ver-
kaufsoffenen Sonntagen pro Bezirk mithin bis zu
28 verkaufsoffene Sonntage im Jahr moglich ge-
macht werden, wie es dieser FDP-Zusatzantrag
will. Im Ubrigen will das auch der weit (iberwiegen-
de Teil der Hamburger Bevdlkerung nicht. Fast drei
Viertel der Bevdlkerung geben laut Infratest an,
auch ohne verkaufsoffene Sonntage gut auskom-
men zu kdénnen.

Fir die meisten Menschen ist der Sonntag das
strukturierende Element im Ablauf der Wochen.
Der Sonntag ist der Abschluss einer Schul- und Ar-
beitswoche, er ist Gelegenheit einer selbstbe-
stimmten Tagesgestaltung, und er zeichnet sich
eben genau dadurch aus, dass er nicht durch Ar-
beit und Konsum gepragt ist. Und nicht zuletzt ist
er ein Tag der Besinnung auf andere Dinge — auf
zwischenmenschliche Kontakte, auf Hobbys, auf
ehrenamtliches Engagement im Sport, in der Kul-
tur, im sozialen Bereich und natirlich auch im Na-
tur- und Umweltschutz. All das sind Werte, liebe
FDP, die vielleicht nicht in der Kasse klingeln, ohne
die aber unser gesellschaftliches Zusammenleben
kaum moglich und mit Sicherheit sehr viel armer
ware.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Michael Westenberger CDU)

Es geht eben nicht, jeden beliebigen Sonntag und
beliebig viele Sonntage zum Arbeitstag werden zu
lassen, sondern es bedarf, wenn es denn schon ei-

ne Anzahl von eng begrenzten Ausnahmen geben
soll, eines ftriftigen Anlasses. Dieser Anlass darf
nicht in den Geschéaften selbst liegen und es muss
ein raumlich begrenzter Bezug vorhanden sein.
Diese beiden Voraussetzungen sind nach der bis-
herigen Regelung in Hamburg nicht mehr hinrei-
chend erfilllt.

(Michael Kruse FDP: Nach lhrer neuen auch
nicht!)

Zum einen muss der Anlass eine von der Sonn-
tagsladendffnung unabhangige Veranstaltung sein.
Diese Veranstaltung muss mehr Besucherinnen
und Besucher anziehen als die Offnung der Ge-
schafte. Und zum anderen darf es nur in einem
eng begrenzten Umkreis um die geschaftsunab-
hangige Veranstaltung zu Ladendéffnungen kom-
men. Weder der Hafengeburtstag noch die altona-
le sind in Rissen, in Bergedorf oder am Mihlen-
kamp ein ausreichender Grund fir die Sonntags-
offnung, weil das raumlich eben viel zu weit ent-
fernt ist. Selbst fur die benachbarten Stadtteile
kénnte eine altonale nicht die vom Bundesverwal-
tungsgericht auferlegten Kriterien fur die Genehmi-
gung der Sonntagsoéffnung erflllen. Deswegen ha-
ben wir diesen Antrag eingebracht, mit umfassen-
den Themen, die in allen relevanten Stadtteilen
aufgegriffen

(Glocke)

— mein letzter Satz — und zudem ein gesellschaftli-
cher Gewinn werden konnen. Ich bitte Sie, diesen
Antrag zu unterstitzen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Michael Westenberger CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Herr Rose von der SPD-
Fraktion.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Thema
Sonntagsfrieden ist ein Grundsatzthema. Wir re-
den Uber ein Verfassungsgebot unseres Grundge-
setzes, denn das Bundesverfassungsgericht hat
2009 festgestellt, dass die Sonntagsruhe erstens
Ausdruck des Sozialstaatsprinzips nach Artikel 20
Grundgesetz sei, zweitens schiitze die Sonn- und
Feiertagsgarantie nicht nur die Religionsfreiheit,
sondern fordere darUber hinaus die physische und
psychische Regeneration und die kérperliche Un-
versehrtheit entsprechend Artikel 22 Grundgesetz,
drittens diene sie dem Schutz von Familie und Ehe
nach Artikel 6 Grundgesetz sowie viertens eben-
falls der Vereinigungsfreiheit der Gewerkschaften
nach Artikel 9 Grundgesetz. Schliel3lich kann ihr
ein besonderer Bezug zur Menschenwtirde beige-
messen werden, weil sie dem 6konomischen Nut-
zendenken eine Grenze setzt und dem Menschen
um seiner selbst willen dient. Ihr kommt mithin eine
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erhebliche Gestaltung der Teilhabe im Alltag und in
der gelebten Demokratie zu.

Wer also, wie heute die FDP zum wiederholten
Mal, versucht, dieses Verfassungsgebot der Sonn-
tagsruhe durch einen Paradigmenwechsel zu-
gunsten eines Vorrangs der vollstandigen Kommer-
zialisierung infrage zu stellen,

(Katja Suding FDP: Herr Rose, machen Sie
sich doch nicht lacherlich!)

der stellt sich gegen ein zentrales Element der
Ordnung und Verfasstheit unserer Gesellschaft,
das fUr unser Zusammenleben konstitutiv ist.

(Michael Kruse FDP: Volker, hort die Signa-
le! — Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Diesem Ansinnen stellen wir uns mit diesem An-
trag zusammen mit einer breiten Mitte des Hauses
entgegen. Dabei wissen wir alle, dass es bei der
Sonntagsoffnung in der Hamburger Bevélkerung
unterschiedliche Meinungen gibt. Die einen mdch-
ten an mehr Sonntagen einkaufen und die anderen
moéchten Uberhaupt keine Sonntagsoffnungen. Der
Hamburger Sonntagsfrieden war und ist ein Aus-
gleich dieser unterschiedlichen Interessen in unse-
rer Stadt. Er ist zugleich eine kulturelle Errungen-
schaft und griindet auf einer langjahrigen Uberein-
stimmung zwischen Stadt, Kirchen und den Bezir-
ken.

Der Sonntag ist eine lebensnotwendige Atempau-
se. Er stellt den Menschen in den Mittelpunkt; Ma-
schinen, vom FlieBband bis zum Notebook, brau-
chen keine Erholungspausen, sie laufen rund um
die Uhr und geben das Tempo vor. Der Sonntag
begrenzt die Verzweckung unseres Lebens, denn
was auf den ersten Blick als ein Mehr an Freiheit
erscheinen mag, wirde sich sehr schnell als ein
Weniger an Freiheit erweisen. Der Sonntag wirde
rasch zum Alltag werden und der freie Ruhetag fur
die Menschen und die Stadt ware weg. Das wollen
wir nicht. Fur uns verkorpert die Sonntagsruhe die
Freiheit des Menschen von einer rein 6konomisch
orientierten Lebensweise, und wir wollen, dass das
so bleibt.

(Beifall bei der SPD, GRUNEN und bei Mi-
chael Westenberger CDU)

Das Bundesverwaltungsgericht hat der Praxis von
Sonntagséffnungen in Deutschland im November
2015 mit einem Grundsatzurteil neue und strenge
Grenzen gesetzt. Mit einem Jazztrio im Foyer der
Europa Passage oder einem Winterzauber im Han-
seviertel ist es also nicht mehr getan. Serienweise
hat es in anderen Stadten Urteile gegeben, die die
geplanten Offnungen gekippt haben. Mit der Vor-
gabe, dass der Veranstaltungsanlass mehr Besu-
cher anziehen muss als die Sonntagsoffnung, sind
alle Beteiligten in der Pflicht, sich auf diese veran-
derte Situation neu einzustellen. Die Kirchen und
die Gewerkschaften in unserer Stadt haben das

getan. Sie sind nicht zum Gericht gelaufen und ha-
ben Klage eingereicht, wie es in vielen anderen
Stadten der Fall war, sondern haben Vertreter von
Verbanden und Parteien zu zwei Fachgesprachen
eingeladen — auch einen juristischen Experten, der
fur die Gewerkschaft ver.di bereits mehrere Urteile
gegen gesetzwidrige Sonntagsoffnungen erstritten
hat. Das ist grofartig, und ich danke den Vertre-
tern von Kirchen und Gewerkschaften, aber auch
der Handelskammer ausdriicklich fir ihre Ge-
sprachsbereitschaft in dieser Frage.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Westenberger CDU)

Das Ergebnis des Dialogs und vieler Gesprache
und Beratungen ist der heute vorliegende Antrag.
Wir wollen damit den Hamburger Sonntagsfrieden
auf eine neue Stufe stellen und zugleich rechtssi-
cher machen. Wir wollen das Verfassungsgebot
der Sonntagsruhe dabei nicht als einschrankende
Fessel verstehen, sondern als Herausforderung zu
einer neuen Stadtkultur,

(Glocke)

in der der Einzelhandel den Birgerinnen und Bur-
gern nicht nur Konsumerlebnis anbietet, sondern
auch mit besonderen Themen und Bereichen des
Zusammenlebens in unserer Stadt vertraut macht.

(Glocke)

Mit unserem Antrag tragen wir damit ein Stick weit
zur Befriedung der Stadt bei. — Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Die Re-
dezeit ist abgelaufen, Herr Rose. — Zum selben
Thema spricht jetzt Michael Westenberger von der
CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU: Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ganz
so einfach, wie der Kollege Kruse es sich macht,
ist das Leben manchmal nicht. Aber dazu bin ich ja
da;

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
SPD)

ich glaube, wir kdnnen heute ein bisschen was kla-
ren.

Ich habe das letzte Telefonat mit einer der Interes-
sengemeinschaften, die ja auch der Sonntagsfrie-
den betrifft, tatséachlich um — ich habe gerade noch
einmal geschaut — 12.12 Uhr geflhrt. Was das
Bundesverwaltungsgericht aufgrund eines Urteils
des Bundesverfassungsgerichts — das geht sogar
auf das Jahr 2009 zuriick — beschlossen hat, an-
dert alles in dieser Stadt und auch alles in unserer
Republik. Meine beiden Vorredner haben es um-
fangreich dargelegt: Es gibt nach Auffassung der
héchsten Gerichte keinen Anlass mehr fur eine
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Offnung der Laden am Sonntag. Dass wir in Ham-
burg tGberhaupt so weit gekommen sind, mit denen
zu reden, die Verfassungstrager sind, namlich den
Kirchen und den Gewerkschaften, ist einzigartig fur
den Norden der Republik. Ich weil}, dass man in
den angrenzenden Bundeslandern von einem Kon-
sens in dieser Frage weit entfernt ist, und ich wr-
de mich nicht wundern, wenn es in den angrenzen-
den Bundeslandern im nachsten Jahr keine Sonn-
tagsoffnung gibt. Folgen wir heute dem doch sehr
emotional gehaltenen Antrag der FDP, die sich ein
bisschen sehr zur Vergangenheit hingezogen fuhlt,
wird es definitiv ...

(Katja Suding FDP: Das ist die Zukunft! Das
verwechseln Sie!)

— Frau Suding, nein, Sie sind nicht der Zukunft zu-
gewandt. Das missten Sie spatestens seit 1989
wissen.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD und
Olaf Duge GRUNE - Katja Suding FDP: Wo
ist da der Zusammenhang?)

Wenn wir heute dem Antrag der FDP zustimmen,
gibt es definitiv keine Sonntagso6ffnung in 2018,

(Michael Kruse FDP: Quatsch, lesen Sie mal
die Senatsantworten zu dem Themal!)

und aller Voraussicht nach auch keine in 2019.
Und ich glaube nicht, dass wir dann einen so brei-
ten Konsens hinbekommen, wie wir ihn in den ver-
gangenen Wochen und Monaten erarbeitet haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Ich habe, das sage ich offen, vor denen Respekt,
die eine deutlich bessere Rechtsposition haben,
aber dennoch bereit sind zu geben.

Das gilt insbesondere fur die Kirchen, die gesagt
haben: Wir haben in der Vergangenheit einen
Kompromiss erreicht, vier verkaufsoffene Sonnta-
ge. Bitte, Politik, versuche es umzusetzen. Ver-
sucht, euch im Rahmen dieses Konsenses oder
dieses Fahrwassers, das wir euch mit auf den Weg
geben, mit dem Handel zusammenzusetzen und
mit den Bezirken und den Zentren in dieser Stadt
ein Konzept zu entwickeln, mit dem wir diesen
Sonntagsfrieden weiterleben.

Das werden wir tun. Unmittelbar nach der Som-
merpause wird die Handelskammer alle Verbande
und alle, die es betrifft, einladen. Ich bin der festen
Uberzeugung, dass diejenigen, die bereits an den
Gesprachen teilgenommen haben — wie der Kolle-
ge Rose und dankenswerterweise auch ich —, an
diesen Gesprachen weiter teilnehmen werden. Es
ware schdn gewesen, das sage ich in aller Deut-
lichkeit, wenn die FDP an diesen Konsensgespra-
chen teilgenommen hétte. Dann, und auch das sa-
ge ich deutlich, hatten Sie uns diesen Antrag, der
uns Uberhaupt nicht weiterbringt und im Gegenteil

die Sonntagso6ffnung im nachsten Jahr blockieren
kénnte, erspart. — Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE spricht jetzt.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Die klaren Ansagen des
Bundesverwaltungsgerichts beziiglich der Sonn-
tagsoffnung und die daraus resultierende Nicht-
haltbarkeit der tatsachlich praktizierten Sonntags-
offnungen in Hamburg sind allgemein bekannt.
Nichtsdestotrotz ist mir bei der vielen Lyrik im An-
trag nicht wirklich klar geworden, wo hier der Para-
digmenwechsel sein soll und die Grundidee einer
Zukunftslésung. Das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, kann ich so dem Antrag nicht wirklich entneh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir stehen vor der Situation, dass von 1992 bis
2015 — das sind die letzten Zahlen, die ich finden
konnte — die Sonnabendarbeit bei den Erwerbstati-
gen, die Selbststandigen nicht eingeschlossen,
von 21 auf 26 Prozent gestiegen ist, und bei der
Sonntagsarbeit gibt es einen Anstieg von 10 auf
14 Prozent. Das ist jeder Siebte, der theoretisch
auf die Frage "Kommst du am Sonntag mit shop-
pen?" antworten konnte: "Nein, ich muss arbeiten."

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ich bin schon
da!)

— Die Kolleginnen und Kollegen des Einzelhandels
sind davon ja noch weitestgehend ausgeschlos-
sen.

Diese Situation haben wir. Wir haben eine Veran-
derung der Arbeitswelt und wir missen uns nach
dem Ausgleich fragen und dem Schutz der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeithehmer. Deswegen ist der
Hamburger Sonntagsfrieden natiirlich eine wichtige
Institution, und es ist zu betonen, dass er auf einer
breiten Basis erzielt worden ist. Aber die Zukunfts-
fahigkeit wird sicherlich daran festgemacht werden
missen, inwieweit es uns gelingt, angesichts der
geanderten Arbeitsbedingungen in dieser Welt den
Schutz aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sicherzustellen. Und das heil3t auch, liebe Kollegin-
nen und Kollegen vor allen Dingen der Regie-
rungskoalition, aber auch der CDU und der FDP,
die Sie immer wieder die Globalisierung proklamie-
ren, dass Sie hier tatsachlich selbst daran arbeiten,
dass die Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer in
einen 24-mal-7-Betrieb umgestellt werden, ohne
dass es entsprechende ausgleichende Malinah-
men gibt. Das heil}t, die Zwange verursachen Sie
selbst.
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(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Zum Glick wollen Sie den Kapitalis-
mus ja Uberwinden!)

— Wenn wir den Kapitalismus Uberwinden und je-
der nach seiner Fasson gltcklich wird, Herr Kruse,
dann sage ich, ich bin dabei.

Zum FDP-Zusatzantrag kann ich nur sagen — der
Kollege Westenberger hat es schon getan —: nice
try. 28 verkaufsoffene Sonntage, vollig dereguliert
in Hamburg — bei allem Verstandnis fir die Autono-
mie der Bezirke, ich glaube, die Bezirke sind so
weit ausgeblutet, dass sie Uberhaupt gar nicht
mehr in der Lage sind, dies vernunftig abzu-
wickeln. Deswegen werden wir diesem Antrag so
nicht zustimmen.

In der Schlussfolgerung kann ich nur sagen: Der
Antrag zur Aufrechterhaltung des Sonntagsfrie-
dens ist gut fir Hamburg und fiir den Sonntagsfrie-
den, aber er ist nichts anderes als eine Reparatur-
I6sung, um den Frieden aufrechtzuerhalten, den
wir bisher haben. Er ist mit Sicherheit keine langfri-
stige Loésung im Sinne der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer. Letztendlich werden wir klaren mas-
sen, was hier Anhang ist und was dezentrale Ver-
anstaltung bei den Sonntagsoéffnungen. Unsere
Fraktion wird, wenn dies natirlich scheitert, klar
dafir sein, dass eine Sonntagséffnung im Moment
nur unter den gegebenen gerichtlichen Beschran-
kungen gemacht werden kann. Deswegen werden
wir besonders intensiv darauf schauen, inwieweit
alles so umgesetzt werden kann, wie es gerichtlich
vorgegeben ist. Wir werden aber diesem Antrag
trotz alledem im Sinne des Sonntagsfriedens und
des Kompromisses zwischen allen Beteiligten so
zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Michael Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der
Haupteinkaufstag in Deutschland ist der Sonntag.
Das kann man gut oder schlecht finden, aber es ist
die Realitdt. Der Handel macht an keinem Tag der
Woche so viel Umsatz wie am Sonntag. Das mo-
gen Sie alle nicht gut finden, man kann auch, wie
die GRUNEN in Niedersachsen, die Realitat ver-
weigern und einfach fordern, am Sonntag dann
auch noch das Onlineshopping zu verbieten, aber
die Realitdt der Menschen erreichen Sie damit
nicht.

(Beifall bei der FDP)

Im Kern geht es um eine Debatte — und darin bin
ich mit Herrn Rose sogar noch einig — darum, dass
sich die Gesellschaft verandert, und die Frage ist,
ob Politik die richtigen Rahmenbedingungen setzt
und entsprechend auf die Veranderung von Ge-

sellschaft eingeht. Dazu muss ich leider sagen,
Herr Rose: Sie machen sich echt lacherlich, wenn
Sie nicht einmal den Inhalt unseres Antrags zur
Kenntnis nehmen wollen. Allen Vorrednern, die da-
von geredet haben, dass es dann kunftig 28 ver-
kaufsoffene Sonntage gabe, sei vor Augen geflhrt,
dass es nach unserem Antrag weiterhin explizit
vier verkaufsoffene Sonntage pro Bezirk geben
wird. Und selbstverstandlich kénnen die auch wei-
terhin ...

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir haben sie-
ben Bezirke! Hallo!)

— Ja, gut. Und in irgendwelchen Ostseebadern ist
das ganze Jahre gedffnet, auch sonntags.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber wir sind
hier in Hamburg! — Gegenruf von Katja Su-
ding FDP: Das ist albern, Andreas, und das
weift du auch!)

Aber daruber reden wir doch nicht, Herr Dr. Dres-
sel. Das ist wirklich albern.

Sie schlagen vier Themensonntage vor. Fir Hand-
ler bedeutet das weiterhin einen Wust an Blrokra-
tie, und noch viel schlimmer, es bedeutet weiterhin
Rechtsunsicherheit. Denn Sie nehmen vier The-
mensonntage und sagen, das seien jetzt lhre The-
men. Es sind sehr pauschale Themen, und man
kann sie auch so benennen, nur das Problem ist,
dass IGs, also die Interessengemeinschaften, die
diese verkaufsoffenen Sonntage beantragen, wei-
terhin selbst in der Pflicht sind, zu begriinden, dass
die Veranstaltungen, die sie zu diesen Themen
durchfiihren, mehr Besucher anziehen als die Tat-
sache, dass es eine Verkaufsoffnung gibt. Deswe-
gen ist Ihr Antrag Uberhaupt nicht geeignet, die
Probleme zu I6sen, die das Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts uns aufgegeben hat.

(Beifall bei der FDP)

Herr Westenberger, das Urteil andere alles, sagen
Sie. Ja, aber Ihr Antrag andert gar nichts.

(Hansjorg Schmidt SPD: Du hast das ein-
fach nicht verstanden!)

Das ist das Hauptproblem.

Wir wollen mehr Selbstbestimmung. Wir wollen
mehr Selbstbestimmung fir die Birger in dieser
Stadt, wir wollen mehr Selbstbestimmung fur die
Handler in dieser Stadt, wir wollen mehr Selbstbe-
stimmung fur alle. Deshalb haben wir diesen sim-
plen Vorschlag unterbreitet.

(Dirk Kienscherf SPD: Der ist nicht rechts-
konform!)

BeschlieRen Sie einfach, dass jeder Bezirk selbst
bestimmen darf, wann er einen verkaufsoffenen
Sonntag legt. Die Beschrankung der Hohe nach
haben wir heute sehr bewusst nicht mit einge-
bracht, auch wenn wir durchaus der Meinung sind,
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dass eine malvolle Ausweitung der verkaufsoffe-
nen Sonntage den Sonntagsfrieden in dieser Stadt
nicht gefahrdet.

Was fur Vorteile bringt die Losung, die wir lhnen
vorschlagen? Fir Handler: keine Blrokratie, keine
Rechtsunsicherheit.

(Dirk Kienscherf SPD: Das wird doch ge-
kippt!)

Bei der Nachweispflicht der Besucherstrome kon-
nen sie die besucherstarken Wochenenden als
Aufhdnger nehmen. Dann kann in Altona weiterhin
wahrend der altonale gedffnet werden und der Ha-
fengeburtstag kdnnte ein Anlass sein fur die ver-
kaufsoffenen Sonntage in Mitte. Und das Tollste
ist: All diejenigen Vorredner, die das kritisiert ha-
ben

(Glocke)

— danach lasse ich die Zwischenfrage gern zu —,
haben offensichtlich nicht die Senatsantwort auf
meine Schriftliche Kleine Anfrage zu diesem The-
ma gelesen. Darin steht ndmlich explizit, dass die-
se Groldveranstaltungen geeignet sind, um ver-
kaufsoffene Sonntage zu begriinden. Deswegen
kann man die sehr wohl nehmen. — Bitte, Herr
Dressel, Ihnen brennt etwas auf der Seele.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Dr. Dressel, Sie erhalten das Wort flr
eine Zwischenfrage oder eine Zwischenbemer-
kung.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Die Frage ist: Wie weit haben Sie dieses Urtell
vom Bundesverwaltungsgericht eigentlich gelesen,
mit detaillierten Anforderungen an die Veranstal-
tungen, die Anlass sein kénnen, dass eine Offnung
stattfindet: dass raumlich und zeitlich klar ist, dass
das kein Annex sein kann, sondern der Veranstal-
tungsanlass Ausgangspunkt ist und dann darauf
bezogen eine Offnung moglich sein muss? Und
was nutzt ein Hafengeburtstag im Tibarg Center in
Niendorf? Da werden Sie diese Konnexitat nicht
hergestellt bekommen.

Michael Kruse FDP (fortfahrend): Herr Dressel,
danke fiir diese Zwischenfrage. Sie zeigt, dass Sie
nicht verstanden haben, was wir Ihnen heute vor-
schlagen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist rechts-
widrig, was Sie vorschlagen!)

— Lassen Sie mich doch bitte wenigstens antwor-
ten, Herr Dressel. So viel Hoflichkeit sollte noch
sein.

Wir haben gesagt, dass diese Veranstaltungen in
der Lage sind, eine bezirkliche Offnung zu begrin-
den. Das antwortet selbst Ihr Senat. Wenn Sie das

nicht bereit sind, zur Kenntnis zu nehmen, dann ist
das, ehrlich gesagt, Ihr Problem, und nicht meins.

(Beifall bei der FDP)

Aber ich méchte lhnen dazu noch etwas sagen. Es
ist bemerkenswert, was Sie in diesem Bereich un-
ter Beteiligung verstehen. Sie machen ein Ge-
sprach bei der Handelskammer. Sie und Herr Du-
ge sind bei der Handelskammer. Sie machen dabei
Zusagen an die Handelskammer.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

Sie wissen genau, dass alle IGs Ihnen gesagt ha-
ben, sie méchten gern zwei verkaufsoffene Sonn-
tage wie bisher zu Themen und zwei flir Bezirke.
Und was haben Sie daraus gemacht, Herr Dres-
sel? Sie haben den Eindruck vermittelt, Sie hatten
mit denen geredet, sind weggegangen und haben
das in den Konsens nicht einbezogen. Ich erhalte
taglich mehrere Mails von IGs in dieser Stadt, die
sagen, das ist nicht Beteiligung, das ist Verhohne-
pipelung, Herr Dr. Dressel. Deswegen stimmen Sie
heute unserem Vorschlag zu, dann sind namlich
auch die IGs wieder dabei. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Die IGs missen sich auch an Recht
und Gesetz halten!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschldager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Der
grundsatzlich geschutzte Sonntag gibt der Gesell-
schaft Struktur und Halt. Er bietet Zeit fur Familie,
Zeit fur Kirche, Zeit fur Besinnung und auch fir
MuRiggang. Fir 25 Prozent aller Arbeitnehmer gilt
schon heute, dass Arbeit auch am Sonntag Alltag
ist. Das sind vollig andere Dimensionen, als sich
die Vater und Mitter des Grundgesetzes haben
vorstellen kénnen, véllig andere Dimensionen, als
sie in der Bundesrepublik lange vorgeherrscht ha-
ben. Langst sind es nicht nur Polizisten, Feuer-
wehrleute, Krankenschwestern, Arzte oder
Schauspieler und Nachrichtensprecher, die regel-
maRig am Sonntag arbeiten. Nein, heute sind ne-
ben den genannten Berufsgruppen in einem we-
sentlich grofleren Umfang als noch vor wenigen
Jahrzehnten auch Personen sonntags beschaftigt,
um dem gesellschaftlichen Wandel Rechnung zu
tragen und zeitgemaflen Bedurfnissen zu entspre-
chen. Es gibt einerseits beispielsweise viel mehr
Pflegekrafte, weil eine alter werdende Gesellschaft
dies nachfragt, wahrend Pflege in der Familie sel-
tener wird. Es gibt andererseits einen Trend zu
verstarkten Freizeitaktivitaten, vom Ausgehen ins
Restaurant, ins Kino oder Theater bis hin zum
Stadtetrip Uber das Wochenende. Von solchen
Freizeitaktivitdten hangen heute in Hamburg viele
Arbeitsplatze ab. Diese Arbeitsplatze im Touris-
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mus, im Theater oder im Musical, in der Gastrono-
mie und nicht zuletzt im o&ffentlichen Personennah-
verkehr, der heute selbstverstandlich auch am
Sonntag in einer recht komfortablen Taktung unter-
wegs ist, missen auch und gerade am Sonntag
besetzt sein. Und an dieser Stelle sagen wir: Las-
sen Sie uns die Realitaten anerkennen und nicht
stur an Prinzipien festhalten. Eine Gesellschaft, in
der ein Viertel aller Arbeitnehmer — mit steigender
Tendenz — an Sonntagen arbeitet, hat sich von der
Idee eines komplett arbeitsfreien Sonntags bereits
weitgehend verabschiedet. Uns schwebt daher auf
Dauer ein Kompromiss vor, unter Bericksichtigung
der Vorgaben der Gerichte. Lassen Sie uns die
Voraussetzungen dafiir schaffen, dass auch an
Sonntagen gesellschaftliches Leben stattfinden
kann, wie wir es heute verstehen.

(Vizeprasidentin Barbara Duden uUbernimmt
den Vorsitz.)

Die Dosis bestimmt dabei die Wirkung der Medizin.
Hier kénnen wir uns einen verkaufsoffenen Sonn-
tag pro Monat vorstellen, gern stadt- oder zumin-
dest bezirksweit abgestimmt. Der Sonntagvormit-
tag bleibt in jedem Fall Familie und Kirche vorbe-
halten, auch wenn die Amtskirchen zuletzt bereits
deutlich auf dem Riickzug sind. Aber die Moglich-
keit bleibt erhalten. Wir gehen dabei davon aus,
dass langst nicht alle Einzelhandler permanent am
Sonntag 6ffnen wollen oder kénnen. Schon heute
reizen, unabhangig von ihrer GroRe, Geschafte die
Méglichkeiten der Offnungszeiten nicht aus; még-
lich wére ja bereits eine Rund-um-die-Uhr-Offnung
von Montag bis Sonnabend. Der Markt wird dies-
bezlglich regulierend eingreifen.

Wovor wir uns aber hiten sollten, sind ideologisch
verschwurbelte Vorgaben, unter welchen Vorzei-
chen offene Sonntage stattfinden sollen. Dies soll-
te den lokalen Geschaften und Bezirken Uberlas-
sen werden. Vielfach gibt es, zum Beispiel in Ber-
gedorf, auch bereits ortliche Traditionen, an die
schon heute angeknupft wird. Ein zentraler
Marschbefehl ist da Uberflissig. Wir stimmen also
gegen diesen schwarz-griinen Antrag

(Dr. Andreas Dressel SPD: Schwarz-grin?
Schwarz-grin-rot!)

und sprechen uns stattdessen fir eine zeitgema-
Re, eine liberale Neuregelung innerhalb der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben aus. — Schwarz-griin-
rot. Ja, Sie haben recht. — Danke schoén.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Abgeordnete, meine Damen
und Herren! Schon seit einiger Zeit beschaftigen
sich mehrere Gerichte in Deutschland mit Laden-

offnungen an Sonntagen. In der Folge gab es im-
mer wieder Forderungen nach einer gréReren Fle-
xibilisierung des Ladenschlusses am Sonntag. Die-
se Winsche sehe ich mit Sorge. Was der Sonntag
fir uns bedeutet, individuell und fir unsere Gesell-
schaft, dariber wurde in dieser Blrgerschaft in der
Vergangenheit schon sehr oft gesprochen.

(Beifall bei der SPD)

Die Sonn- und Feiertagsruhe ist nach unserem
Grundgesetz ein verfassungsrechtlich geschitztes
Gut, sie ist Ausdruck unserer Wertevorstellung und
steht im Spannungsfeld vieler Rahmenbedingun-
gen, nicht nur der kulturellen, kirchlichen und dko-
nomischen Aspekte. Welchen Stellenwert haben
dabei Freizeit, Konsum, Wettbewerb und individu-
elle Freiheit fir uns und alle anderen? Diesen Fra-
gen mussen wir uns bei der Neubewertung des
Sonntagsschutzes stellen.

In Hamburg haben wir im Ladendéffnungsgesetz
diesbezlglich einen sehr bewahrten Kompromiss
gefunden, den sogenannten Hamburger Sonntags-
frieden. Damit haben wir in der Praxis bisher sehr
gut leben und arbeiten kénnen. An sechs Werkta-
gen kann der Einzelhandel seinen Kunden die
Pforten 6ffnen und es gibt keine zeitlichen Be-
schrankungen. Die Ladendéffnungen an Sonntagen
bilden in Hamburg eine wahrnehmbare Ausnahme.
Am Sonntag herrscht keine typisch werktagliche
Geschéaftstatigkeit, aber vier Mal im Jahr gibt es die
Maoglichkeit fir den Einzelhandel, die Laden zu o6ff-
nen. Dieser Kompromiss ist fir mich ein Zeichen
des gegenseitigen Respekts zwischen den Ge-
werkschaften, der Kirche, den Kammern, dem Ein-
zelhandel und letztlich auch der Politik.

In der Verwaltungspraxis sind unsere Behdrden in
Hamburg dabei, hier ein verlasslicher Partner zu
sein. Nachdem das Bundesverwaltungsgericht En-
de 2015 den von der Ladendffnung unabhangigen
Anlass als Voraussetzung flir eine Sonntagsoff-
nung in den Fokus genommen hat, ist die Situation
fir unsere stadtischen Einzelhandler nicht mehr
ganz so komfortabel wie bisher. Seit Anfang dieses
Jahres haben wir, das heif’t vor allem die bezirkli-
chen Ansprechpartner in Bezirksamtern und mei-
ner Behodrde, die Handler dabei unterstiitzt, im Sin-
ne der Rechtsprechung die geeigneten und damit
rechtlich belastbaren Veranstaltungen umzuset-
zen.

Ich freue mich, dass die freigegebenen Veranstal-
tungen an den ersten zwei Terminen im Jahr 2017,
namlich im Januar und im April, gut gelungen sind
und wir fast alle Winsche der Kammern und der
Handler umsetzen konnten. Meinen Damen und
Herren, es wird dabei bleiben, dass nur ein plausi-
bler Anlass den Aufhanger fur eine Ladendéffnung
am Sonntag bieten kann. — Vielen Dank fir lhre
Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Westenberger CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Rose von der SPD-Fraktion.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich mdchte
noch ein Wort an die Einzelhandler richten, bei de-
nen es manche Befiirchtungen gibt — es ist schon
gesagt worden —, dass unser Konzept zu Ein-
schrankungen ihrer kiinftigen Moglichkeiten flihren
koénnte. Wir sind davon Uberzeugt, dass das Ge-
genteil der Fall ist. Erstens ist ziemlich klar — auch
das ist schon gesagt worden —, dass die bisherige
Praxis der Sonntagséffnung in Hamburg den ver-
scharften rechtlichen Anforderungen nicht ent-
spricht. Zweitens rechtfertigen Grofveranstaltun-
gen immer nur Sonntagsoffnungen in deren raumli-
chem Einkaufsumfeld und nicht in der gesamten
Stadt. Und Drittens sind die genannten Themen-
sonntage in unserem Antrag alle als Anlass fir
stadtweite, dezentrale Kooperationen mit dem Ein-
zelhandel sehr gut geeignet, da sie jeweils Uber
Hunderte von in der Stadt verteilte Standorte verfu-
gen.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Zum Beispiel der Themenbereich Inklusion und In-
tegration. Allein in der Evangelischen Stiftung Als-
terdorf gibt es 180 Standorte. Die Landesarbeits-
gemeinschaft fur behinderte Menschen beheimatet
60 Mitglieder, die alle jeweils sehr viele eigene
Standorte haben, und es gibt Hunderte Initiativen
fur Migration und Integration. Dies gilt auch bei den
anderen Themen, die wir genannt haben. Von da-
her ist es gerade ein Nutzen angesichts der rechtli-
chen Rahmenbedingungen, dass wir diese The-
men setzen und dadurch eine Kooperation zwi-
schen den Einzelhandlern vor Ort mit den dortigen
Tragern herbeiflhren.

Die Handelskammer hat in den Gesprachen ange-
kiindigt, direkt nach der Sommerpause zu einem
Workshop einzuladen, in dem die Umsetzung die-
ses Konzepts gemeinsam beraten wird. Wir sind
bereit, dort Uber die Spielrdume der einzelnen The-
men zu beraten und die bisherigen Erfahrungen
einzubeziehen. Aber eins muss klar sein: Die Ge-
richte wollen den Vorrang der Offnung beseitigen.
Das mussen auch die Einzelhandler sehen. Der
rechtliche Rahmen, der durch das Verfassungsge-
richt und das Bundesverwaltungsgericht gesetzt
wurde, muss eingehalten werden. Die beste Mog-
lichkeit dazu ist eine enge dezentrale Kooperation
zwischen dem Einzelhandel und den kulturellen,
sportlichen und karitativen Tragern des Gemein-
wohls in den Stadtteilen, verstarkt durch die offent-
liche Wirkung eines gemeinsamen Themas in der
ganzen Stadt. Daflir schaffen wir mit diesem An-

trag heute eine gute Grundlage, und wir bitten Sie
um lhre Zustimmung. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Westenberger von der CDU-Fraktion,
dann Herr Duge. Das war fast zeitgleich. — Herr
Westenberger, Sie haben das Wort.

Michael Westenberger CDU: Liebe Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich greife
gern den Vorstol des Wirtschaftssenators auf, die-
sen breiten Konsens innerhalb des Parlaments bit-
te aufzunehmen, und das unmittelbar nach der
Sommerpause, mit allen Beteiligten in der Stadt.
Hier liegt es am Handel. Sie missen wir mitneh-
men, um den Sonntagsfrieden im Einzelhandel le-
ben zu koénnen. Ich glaube, sie haben auch einen
Anspruch darauf — denn die Erwartungen sind
hoch —, dass wir gemeinsam mit der Exekutive, mit
der der Verwaltung die Rahmenbedingungen dafur
schaffen, dass das funktionieren kann. Da nehme
ich Sie dann auch in die Pflicht, lieber Senator,
dass wir das gemeinschaftlich vor Ort umsetzen
kénnen. Denn alle hier sind einer Auffassung: Alle
Fraktionen in diesem Haus sind der Auffassung,
dass wir das, was wir in der Vergangenheit ge-
meinschaftlich im Konsens erreicht haben, in Zu-
kunft weiterleben wollen. Gerade die lebendigen
Stadtteile — auch auferhalb der Moénckebergstra-
Re — sollen kiinftig an diesen Sonntagsoffnungen
teilhaben konnen. Und sollte es irgendwo haken,
kann ich heute schon sagen: Ein Antrag auf eine
Selbstbefassung des  Wirtschaftsausschusses
schreibt sich recht schnell. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Wie bereits an-
gekiindigt erhalt nun Herr Duge von der GRUNEN
Fraktion das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich méchte auf zwei Punkte kurz
eingehen, die von Herrn Kruse doch sehr verzerrt
dargestellt worden sind. Herr Kruse spielt sich als
Vertreter der Interessengemeinschaften aus. Mit-
nichten ist Ihr Antrag im Interesse der Interessen-
gemeinschaften, weil er genau zum Gegenteil des-
sen fuhrt, was wir erreichen wollen. Wir wollen et-
was erhalten, etwas bewahren, namlich den Sonn-
tagsfrieden. lhn wollen wir bewahren. Mit Ihrem
Antrag machen Sie genau das Gegenteil und ver-
treten eben gerade nicht die Interessen von diesen
Interessengemeinschaften,

(Michael Kruse FDP: Aber die haben doch
die bezirklichen Sonntage selber gefordert!
Ich war doch bei dem Gesprach dabei!)
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sondern fihren sie in den Konflikt und in die Pro-
blematik hinein, nicht mehr 6ffnen zu kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und wie scheinheilig ist es denn, keine Zahl zu
nennen, wenn Sie bezirkliche Offnungen haben
wollen? Das kleine Einmaleins kann ich noch.
Wenn wir sieben Bezirke haben und Sie wollen
vier Offnungen, dann sind wir bei 28. Verkaufen
Sie uns doch nicht fir dumm.

(Katja Suding FDP: Verkaufen Sie die Leute
nicht fur dumm!)

Danhin flihrt das, das ist Ihre Absicht. Ihr Vorschlag
ist vollig indiskutabel und fihrt nicht zu einer ge-
meinschaftlichen Lésung, sondern fiihrt uns gera-
dezu in den Konflikt hinein. Das werden wir nicht
mitmachen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Ich werde die Diskussion um
die Zahl nicht wiederholen, weil ich glaube, das
langweilt hier alle. Wenn Sie sagen, wir hatten
dann in Zukunft 28 verkaufsoffene Sonntage, dann
haben wir die auch heute schon, weil wir auch heu-
te schon sieben Bezirke haben und auch heute
schon viermal im Jahr gedffnet werden darf. Vier
mal sieben sind immer 28, egal ob am gleichen
Sonntag oder an unterschiedlichen.

Der wesentliche Punkt, auf den wir hinauswollen
und weshalb wir diesen Antrag gestellt haben, ist,
dass auch heute schon viele I1Gs nicht in der Lage
sind, diese verkaufsoffenen Sonntage noch auf die
Kette zu bekommen, weil sie schlicht nicht in der
Lage sind, den birokratischen Aufwand zu stem-
men. |hr Antrag wird nicht dazu beitragen, dass
das leichter wird. lhr Antrag wird nicht dazu beitra-
gen, dass hinterher klarer geworden ist, dass die
vielen Trager und Veranstalter, die Sie eben ins
Feld gefuhrt haben, Herr Rose, der Hauptzweck
des Tages sind und der verkaufsoffene Sonntag
nur nebenbei stattfindet. Und weil Sie die Rechts-
unsicherheit mit lhrem Antrag nicht eingrenzen,
werden wir ihm heute auch nicht zustimmen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin! Ich
will mich noch einmal kurz einschalten, weil ich ei-
nige Gesprache mitgefiihrt habe und mir wichtig
ist, dass wir versuchen, hier groRtmaoglich im Kon-
sens zu agieren. Wenn wir sagen, 28 verkaufsoffe-

ne Sonntage ware die Konsequenz, wenn das je-
der Bezirk selbst macht, muss man einfach sehen,
dass die Partner des Sonntagsfriedens schon da-
mals, als es den ersten Sonntagsfrieden gab, er-
klart haben, dass diese Variante — jeder Bezirk
macht das mit den vier Sonntagen, wie er moch-
te — nicht konsensfahig ist. Unabhangig von der
Frage, wie man zu den 28 Sonntagen kommt,

(Michael Kruse FDP: Nehmen Sie doch zwei
und zweil!)

es gabe keinen Konsens mit Kirche und Gewerk-
schaften, und das ist normalerweise die Grundvor-
aussetzung, um an dieser Stelle beieinander zu
bleiben. Das ist der erste Punkt, bei dem es um
das Thema Rechtssicherheit geht. Denn wir wollen
natdrlich die Akteure, aus deren Kreis heraus Kla-
gen gegen Sonntagsoéffnungen entstehen, mit an
Bord haben. Wir wollen, dass sie sagen: Damit
kénnen wir leben. Wir werden unseren Mitgliedern,
wenn jemand uUberlegt zu klagen, sagen: Tut das
nicht, das ist der Beitrag zum Sonntagsfrieden.
Deshalb missen wir ein groRes Interesse daran
haben, einen Weg zu finden, den die auch mitge-
hen kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und dann zum Thema Burokratie. Das ist eine Sa-
che, Uber die man naturlich reden muss. Ich glau-
be, hier haben Sie unser Anliegen noch nicht voll-
standig verstanden. Wir wollen nicht die Interes-
sengemeinschaften vor Ort mit dieser Sache allein
lassen, sondern das Wesen dieser Geschichte ist,
dass wir Leute zu Partnern in den Stadtteilen ma-
chen. Nehmen wir zum Beispiel das Thema Sport;
Sport und Gesundheit ist ein Thementag. Da kann
der ortliche Sportverein sagen: Das ist eine Super-
gelegenheit, in dem Center, in der Einkaufsstralie
prasentiere ich mich mit meinem Angebot. Die zu
Partnern zu machen und nicht den Interessenge-
meinschaften zu sagen ...

(Michael Kruse FDP: Und wer organisiert
das?)
— Der Sportverein wird sich, da bin ich ziemlich si-
cher, wenn wir uns diese Thementage ...

(Michael Kruse FDP: Na klar! Wir reden in
einem Jahr wieder!)

— Ja. Und wenn Sie wirklich ein Interesse an der
Lésung hatten, dann kdénnen Sie mithelfen, Gberall
mit daflir zu sorgen. Das ist namlich eine lokale
Angelegenheit, diese zivilgesellschaftlichen Part-
ner daflir zu gewinnen, dass sie dort mit ...

(Michael Kruse FDP: Soll ich das jetzt in
104 Stadtteilen organisieren, Herr Dressel?)

— Sie mussen das nicht in 104 Stadtteilen machen.
(Zuruf von Michael Kruse FDP)
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Aber wenn Sie irgendwo einmal mithelfen wirden,
nicht nur irgendwelche undurchfihrbaren Forde-
rungen stellen, sondern so, dass etwas funktio-
niert, ware das ein konstruktiver Beitrag der FDP,
Uber den wir uns sehr freuen wirden.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Noch einmal konkret — die Wahrheit ist an dieser
Stelle konkret. Bei den Gesprachen waren nur
Leute dabei, die eine Einschatzung haben, was
man in den verschiedenen Stadtteilen machen
kann. Es ist uns ein groRBes Anliegen, dass das
nicht nur etwas fir die City ist, sondern auch fir
die dezentralen Stadtteile, sodass zum Beispiel
— gehen wir einmal nach Rahlstedt — die 6értlichen
Vereine sagen: Ich prasentiere mich im Rahlstedt
Center. Und das ist der Anlass, an den gekoppelt
eine Offnung stattfinden kann. Genau das ist die
logische Fortsetzung dessen, was das Bundesver-
waltungsgericht im November 2015 gesagt hat,
und jeder, der etwas anderes behauptet, muss die-
ses Urteil einfach noch einmal nachlesen. All das,
was Sie gesagt haben, zeigt, dass Sie es leider
nicht verstanden haben. Wir gemeinsam schon.
Das werden wir jetzt umsetzen, und wir freuen uns
Uber die Unterstitzung der CDU. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen. Dann kdnnen wir zu den
Abstimmungen kommen.

Wir beginnen mit dem Antrag der FDP-Fraktion
aus der Drucksache 21/9589.

Wer diesem zustimmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer mdchte dann dem gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD, GRUNEN und CDU aus der
Drucksache 21/9448 folgen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit angenom-
men.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 35 aufrufe, mochte
ich die Wahlergebnisse bekannt geben.

Bei der Wahl eines ordentlichen und eines stellver-
tretenden Mitglieds fir die Hartefallkommission
sind 106 Stimmzettel abgegeben worden. Herr Dirk
Nockemann erhielt 23 Ja-Stimmen, 76 Nein-Stim-
men, finf Enthaltungen; zwei Stimmzettel waren
unglltig. Damit ist Herr Nockemann nicht gewahlt
worden. Herr Dr. Alexander Wolf erhielt 25 Ja-
Stimmen, 69 Nein-Stimmen, acht Enthaltungen;
vier Stimmzettel waren ungultig. Damit ist Herr
Dr. Wolf nicht gewahlt worden. Wir werden diese
Wahlen in unserer nachsten Sitzung erneut auf die
Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
106 Stimmzettel abgegeben worden. Davon waren
drei Stimmzettel ungdltig, somit sind 103 Stimmen
gultig. Herr Gunther Siegert erhielt 38 Ja-Stimmen,
44 Nein-Stimmen, 21 Enthaltungen. Damit ist Herr
Siegert nicht gewahlt worden. Auch diese Wahl
werden wir in unserer nachsten Sitzung erneut auf
die Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde far Umwelt und Energie sind 110 Stimmzet-
tel abgegeben worden. Davon war ein Stimmzettel
unguiltig, somit sind 109 Stimmen giiltig. Frau Hei-
ke Schoon erhielt 76 Ja-Stimmen, 20 Nein-Stim-
men, 13 Enthaltungen. Damit ist Frau Schoon ge-
wahlt worden.

Punkt 35 der Tagesordnung, Drucksache 21/9451
Neufassung, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Re-
kommunalisierung von PFLEGEN & WOHNEN
prifen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Rekommunalisierung von PFLEGEN & WOH-
NEN priifen

— Drs 21/9451 Neufassung -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Vom "Pflegefall' zum Erfolgsfall: zehn Jahre
"PFLEGEN & WOHNEN HAMBURG" in privater
Tragerschaft — Hintergriinde des Verkaufs in
Erinnerung rufen und Bilanz ziehen

— Drs 21/9590 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Pflegeeinrichtungen von PFLEGEN & WOHNEN
HAMBURG fiir die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner in Hamburg erhalten und den Weiterbetrieb
auf den Grundstiicken zu guten Bedingungen
wirksam sichern

— Drs 21/9592 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9590 ein An-
trag der CDU-Fraktion sowie als Drucksache 21/
9592 ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN vor.

Die Drucksache 21/9451 in der Neufassung méch-
te die FDP-Fraktion an den Gesundheitsausschuss
uberweisen, und die Drucksache 21/9592 mdchte
die Fraktion DIE LINKE ebenfalls an den Gesund-
heitsausschuss lGiberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Herr Celik von
der Fraktion DIE LINKE, bitte.

Deniz Celik DIE LINKE:* Verehrte Prasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! In regelmaRigen
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Abstanden erhalten wir Hiobsbotschaften, die uns
an die fatalen Auswirkungen der Privatisierungen
erinnern. Vor genau zehn Jahren hat der Beust-
Senat gegen den Widerstand der Beschaftigten
und gegen den Widerstand der Gewerkschaften
PFLEGEN & WOHNEN privatisiert. Mit dem Ver-
kauf von PFLEGEN & WOHNEN hat der CDU-Se-
nat, ahnlich wie bei Asklepios, die politische Ge-
staltungsfahigkeit und die demokratische Kontrolle
in diesem wichtigen Bereich der Daseinsvorsorge
aus der Hand gegeben. Wenn nun PFLEGEN &
WOHNEN als grofdter Dienstleister im Bereich der
stationaren Altenpflege zum Spielball von Speku-
lanten zu werden droht, dann, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der CDU, ist das sicher keine Er-
folgsstory, wie Sie in Inrem Antrag darstellen,

(Dennis Thering CDU: Naturlich ist das eine
Erfolgsstory!)

sondern ein Armutszeugnis fir Ihre Regierungs-
zeit.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gigclu fraktionslos)

Denn kaum ist die vertraglich vereinbarte zehnjah-
rige Sperrfrist fir einen mdglichen Weiterverkauf
verstrichen, wollen die Eigentimer prompt Kasse
machen und PFLEGEN & WOHNEN an den US-
amerikanischen Hedgefonds Oaktree verkaufen.
Oaktree ist einer der weltweit grofiten Hedgefonds
und eine Heuschrecke von der Ubelsten Sorte —
das sage nicht ich, sondern, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU, das sind die Worte lhres
Fraktionsvorsitzenden im niedersachsischen Land-
tag.

20 bis 30 Prozent Renditeerwartung ist der Nor-
malfall, was Oaktree angeht. Es steigt bei ange-
schlagenen Unternehmen ein, um daraus Profit zu
schlagen. Deshalb nennt man in Deutschland sol-
che Investoren auch Geierfonds. 2010 zum Bei-
spiel kaufte Oaktree die Bremer Beluga Werft, warf
den bisherigen Geschéaftsfihrer hinaus und liel3
das Unternehmen in die Insolvenz rutschen. Die
Firma Beluga wurde zerschlagen, Hunderte von
Beschaftigten haben ihren Arbeitsplatz verloren,
und Oaktree grindete mit den Schiffen und den
Mitarbeitern die Schwergutreederei Hansa Heavy
Lift mit Sitz in Hamburg. Eine solch gnadenlose
Geschéaftspolitik, die um jeden Preis enorm hohe
Rendite zu erzielen beabsichtigt, ist weder verein-
bar mit guter Pflege noch mit guten Arbeitsbedin-
gungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn Oaktree geht es einzig und allein um die Pro-
fitmaximierung. Zu Recht haben die Hamburger die
grolRe Sorge, dass Oaktree auf die Grundstiicke
spekuliert und dadurch die Pflegeeinrichtungen
existenziell bedroht sind. Zu Recht dulRern die pfle-
gebedurftigen Menschen und ihre Angehérigen die
Sorge, dass das Versorgungsniveau sinken und

die Kosten in Zukunft nicht mehr tragbar sein konn-
ten, und zu Recht beflirchten die Beschéaftigten die
Aufkiindigung des Tarifvertrags.

Wir durfen nicht zulassen, dass die Pflegeeinrich-
tungen zu Luxusresidenzen umgewandelt werden.
Es besteht die grolRe Gefahr, dass sich durch die-
sen Verkauf der Pflegenotstand weiter verscharft
und der Fachkraftemangel sich dramatisch zu-
spitzt. Das durfen wir, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auf keinen Fall zulassen.

(Beifall bei der LINKEN)

PFLEGEN & WOHNEN muss wieder in die 6ffentli-
che Hand zurtckgefihrt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir missen die Angste der pflegebediirftigen Men-
schen und der Beschaftigten ernst nehmen. Es
kann zum Beispiel nicht sein, dass die CDU sich in
ihrem albernen Antrag damit nicht befasst, sondern
einfach eine Berichterstattung Uber die Privatisie-
rung fordert. Das geht an den realen Angsten der
Menschen vorbei und wird von ihnen als Schlag
ins Gesicht wahrgenommen. So darf es nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem Antrag der SPD mdchte ich nur sagen: Er
ist nicht zielflhrend. Die Landesrahmenplanung
hat einen wenig verbindlichen Charakter. Sie ha-
ben die Bebauungsplane fiir die Grundstiicke ge-
andert und sie als Gemeinbedarf ausgewiesen.
Aber das wird, wenn es zu einem Regierungs-
wechsel kommt, nicht verhindern kdénnen, dass
diese Grundstlicke wieder anders ausgewiesen
werden kénnen.

(Kazim Abaci SPD: Was kann man machen?
Was ist Ihr Vorschlag?)

Ihr Antrag hat einen Appellcharakter. Mit Appellen
und Symbolpolitik kdnnen Sie aber die Gefahren
nicht abwenden. Wenn Sie lhrer sozialen Verant-
wortung gerecht werden mochten, dann gibt es zu
der Rekommunalisierung keine echte Alternative.
Das mussen Sie zur Kenntnis nehmen. Nur so
kénnen hohe Standards in der Pflege und gute Ar-
beitsbedingungen sichergestellt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir erzielen jedes Jahr Haushaltsiiberschisse in
dreistelliger Millionenhéhe. Wenn wir uns Beteili-
gungen bei der HSH Nordbank und Hapag-Lloyd
leisten kénnen, warum nicht in diesem wichtigen
Bereich der Daseinsvorsorge?

(Glocke)

Wir missen sicherstellen, dass eine menschen-
wirdige Pflege auch in Zukunft mdglich bleibt.

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Celik, Ihre Redezeit ist abgelaufen.
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Deniz Celik DIE LINKE (fortfahrend):* Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Ggclu fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Wowretzko von der SPD-Fraktion.

Sylvia Wowretzko SPD: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Pflegebedurftige Men-
schen haben ein Recht auf gute Wohn- und Le-
bensbedingungen und dirfen nicht zum Spielball
spekulativer Investoreninteressen werden. Die Be-
schaftigten haben einen Anspruch auf angemesse-
ne Bezahlung und gute Arbeitsbedingungen, fest-
geschrieben in einem Tarifvertrag. Das ist die klare
Haltung der Regierungsfraktionen von SPD und
CDhuU

(Hei_f(erkeit bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

— Entschuldigung, das ist leider nicht der Fall; am
Ende der Rede wird es so sein —, die klare Haltung
der SPD, der GRUNEN - herrlich —, und des Se-
nats.

(Zuruf: Immer die Wahrheit sagen! — Dennis
Thering CDU: Wunschvorstellung!)

Aber ich Uberzeuge Sie, ich bin ganz sicher.

Wir haben uns dagegen ausgesprochen, als es im
damaligen CDU-Senat — und das stimmt — darum
ging, PFLEGEN & WOHNEN zu verkaufen. Wir ha-
ben das immer als den Fehler kritisiert, der er war.
Dieser heile Deal wurde damals zudem noch so
vermurkst, dass die Stadt wesentliche Einflusspo-
sitionen verloren hat. Hamburg kann den Weiter-
verkauf nicht verhindern. Es ist bemerkenswert,
dass die CDU, statt sich darum zu bemuhen,
schlimme Folgen des Verkaufs fur die Bewohnerin-
nen und Bewohner und die Beschaftigten zu ver-
hindern, in ihrem Zusatzantrag lediglich darum be-
muht ist zu zeigen, dass sie damals recht gehabt
hat.

(Dirk Kienscherf SPD: Pfui!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU! Sie
werden sicher verstehen, dass wir lhnrem Zusatzan-
trag nicht folgen werden.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Denn was wir heute brauchen, sind konkrete L6-
sungsansatze zu den sich abzeichnenden Weiter-
verdulerungen von PFLEGEN & WOHNEN an
einen Finanzinvestor, der keinerlei Erfahrung im
Pflegebereich hat. Das Gebot der Stunde kann nur
sein: das tun, was die Interessen der Bewohnerin-
nen und Bewohner und der Beschaftigten best-
moglich schiutzt. Dabei muss man allerdings zur
Kenntnis nehmen, dass der jetzige Eigentimer ein

Paket anbietet, das auch Einrichtungen aufierhalb
der Hansestadt umfasst. Zum Verkauf steht also
nicht nur PFLEGEN & WOHNEN allein, sondern
viel mehr. Damit trifft nicht zu, dass die Stadt ihr
Vorverkaufsrecht aufgreifen kann, wie es das An-
liegen der Links-Fraktion ist.

(Deniz Celik DIE LINKE: Das ist doch etwas
ganz anderes!)

Deshalb werden wir den Antrag der LINKEN, der
auch in dritter Fassung nur auf den Wiedererwerb
zielt, nicht annehmen.

Der Senat hat vor diesem Hintergrund und ange-
sichts dieser Fakten schnell und konsequent das
rechtlich Mogliche geprift und ebenso konsequent
umgesetzt. Er hat die Bebauungsplanung fiir die
Grundstlicke evoziert, Veranderungssperren aus-
gebracht und damit auch die kiinftige Nutzung der
Grundsticke fur Pflegeeinrichtungen abgesichert.
Flr dieses schnelle und entschiedene Handeln
mochte ich dem Senat ausdrucklich danken,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

denn er sichert damit die Wohn- und Pflegeeinrich-
tungen fir die alteren Menschen und entzieht an-
derweitigen Spekulationen den Boden. Jeder, der
die PFLEGEN-&-WOHNEN-Einrichtungen in Zu-
kunft betreiben will, sollte zudem beherzigen, dass
man wirklich gut beraten ist, ein konstruktives Ver-
haltnis zur Arbeitnehmervertretung aufzubauen
und gute, auch tariflich abgesicherte Arbeitsbedin-
gungen sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD — Deniz Celik DIE LIN-
KE: Und wie wollen Sie das sicherstellen?)

Ohne das wird man angesichts der Lage auf dem
Arbeitsmarkt fir Pflegekrafte mit einem Unterneh-
men der GroRe von PFLEGEN & WOHNEN sehr
schnell Probleme bekommen. In dem Zusatzantrag
von SPD und GRUNEN bitten wir den Senat, fir
eine entsprechende Unternehmenspolitik zu wer-
ben. Und wir bitten den Senat, die jetzigen Eigen-
timer darauf hinzuweisen, dass die Bewohnerin-
nen und Bewohner Gber die Wohnbeirate rechtzei-
tig zu informieren und entsprechend der Rege-
lungen im Wohn- und Betreuungsqualitatsgesetz
bei Veranderungen zu beteiligen sind.

Ich will erganzend darauf hinweisen, dass es mit
dem Genehmigungsvorbehalt der Kostentrager
einen wirksamen Hebel in puncto Heimentgelte
gibt. Dabei ist die Angemessenheit der Entgelte
das entscheidende Kriterium, das gegen Wucher-
preise schutzt. Ich will hier auch unterstreichen,
dass im Fall finanzieller Bedurftigkeit der Sozialhil-
fetrager durch Kosteniibernahme die Versorgung
sicherstellt. Vor diesem Hintergrund ware es bei al-
ler — zum Teil berechtigten — Kritik an manchem
Geschéaftsgebaren falsch, pflegebedirftigen Men-
schen in unserer Stadt Angst damit zu machen,
dass sie vermeintlich schutzlos dastinden, denn
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dem ist nicht so, und das werden wir in Zukunft si-
chern.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Sylvia Wowretzko SPD (fortfahrend): Dann bitte
ich nur noch um Zustimmung fiir unseren Antrag
und bedanke mich fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stover von der CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die Bedeutung einer angemesse-
nen und menschlichen Pflege wird in einer altern-
den Gesellschaft immer gréRer, dartber sind wir
uns, glaube ich, alle einig — wenn ich mir das Inter-
esse im Saal anschaue, spiegelt das die Wichtig-
keit nicht unbedingt wider. Folgerichtig hat die
CDU auf Bundesebene drei westliche Reform-
schritte angeschoben. Erstens: mehr Geld. Ange-
hérige bekommen hdhere Zuschiisse und zusatzli-
che Hilfen. Zweitens: zusatzliches Personal. Pfle-
gekréfte erhalten Unterstitzung im Pflegealltag.
Und drittens: die Ausbildungsreform. Die Ausbil-
dung der Pflegekrafte wird generalisiert und
modern ausgerichtet. Ergdnzend hat die Bundes-
regierung vor rund zwei Monaten die Einfiihrung
von Pflegepersonaluntergrenzen in bestimmten
Krankenhausbereichen auf den Weg gebracht.
Das sind die Stellschrauben, fur die Politik und der
Staat verantwortlich sind. Nichts anderes.

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem stehen wir immer wieder vor der grund-
satzlichen Frage: Wie viel Staat brauchen wir?
Macht der Staat wirklich immer alles besser? Was
muss der Staat machen, was kann auch privatwirt-
schaftlich erfolgen?

Es ist immer wieder popular, wenn im sozialen Be-
reich nach dem Staat gerufen wird. Der bése Kapi-
talismus nutze die Hilflosigkeit von alten und kran-
ken Menschen aus, so die Intention des Antrags
der LINKEN, der schiitzende Staat misse eingrei-
fen und die Pflege ganz an sich ziehen, koste es,
was es wolle. Naturlich lasst die Nachricht, dass
PFLEGEN & WOHNEN an den amerikanischen
US-Investor Oaktree verkauft wird, aufschrecken,
und die Sorge, dass Oaktree in Wirklichkeit viel-
leicht auf die Immobilien schielt, scheint nicht ganz
unberechtigt. Hier — das hat Frau Wowretzko
schon gesagt — ist es Aufgabe des Senats, die Al-
ten- und Pflegeeinrichtungen nicht zu Spekulati-
onsobjekten werden zu lassen.

(Kazim Abaci SPD: Das haben sie ge-
macht!)

Die richtigen Stellschrauben sind das Planrecht,
aber auch die Wahrnehmung einer Fachaufsicht,
die ihren Namen verdient. Und das, meine lieben
Kollegen von der LINKEN, trauen Sie im selben
Atemzug mit lhrem Antrag der Stadt nicht zu. Sie
trauen der zustandigen Behdrde nicht zu, dass sie
mit dem Instrument der Fachaufsicht

(Deniz Celik DIE LINKE: Ja, weshalb wohl?)

und der bestehenden Gesetzgebung flur die
menschliche und kompetente Betreuung und Pfle-
ge sorgen kann — im Falle Hamburgs vielleicht gar
nicht ganz zu Unrecht. Ich erinnere an den Fall
Kottysch.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist billig!)

Der Box-Olympiasieger litt an Demenz und lebte
drei Jahre in dem Seniorenpflegeheim Emilienhof,
und obwohl er Pflegestufe 4 hatte, wurde er offen-
sichtlich unzureichend betreut. Was ist da schief-
gelaufen? Aus der Antwort des Senats auf meine
Anfrage ging hervor, dass die Senioreneinrich-
tungen nur zu ungefdhr einem Drittel kontrolliert
werden, und diese mangelnde Kontrolle fiihrt dazu,
dass Missstande zu spat entdeckt werden. Statt
nun mit der Verstaatlichung der Pflege zu begin-
nen, missen wir erst einmal die staatlichen Kon-
trollmechanismen scharfen. Meines Erachtens hat
an dieser Stelle der Senat und vor allen Dingen die
zusténdige Senatorin versagt.

(Sylvia Wowretzko SPD: So ein Blédsinn!)

Es ist der falsche Ansatz von Rot-Grun, die Wohn-
Pflege-Aufsichten zu zentralisieren.

(Dennis Thering CDU: Das ist es!)

Die sind namlich derzeit in den Bezirken angesie-
delt und dort gut vernetzt. Eine Zentralisierung
wurde diese Netzwerke zerschlagen und die
schnelle Entdeckung und Meldung von Missstan-
den behindern. Mein Appell also: Vergessen Sie
dieses Vorhaben ganz schnell wieder und lassen
Sie die Wohn-Pflege-Aufsichten dort, wo sie sind.

(Beifall bei der CDU)

Die Situation von PFLEGEN & Wohnen vor zehn
Jahren — Sie haben sie vorhin beschrieben, aber
das sind eben immer nur Halbwahrheiten. Richtig
ist, dass PFLEGEN & WOHNEN und damit die
dortige Pflege selbst in einem voéllig desolaten Zu-
stand war. PFLEGEN & WOHNEN lag buchstab-
lich auf der Intensivstation und konnte nur durch
horrende Ausgleichsbetrage aus Steuermitteln
kinstlich am Leben erhalten werden. Die Ursachen
fir diesen dramatischen Zustand lagen seinerzeit
in der Unwirtschaftlichkeit der Betriebsstrukturen,
der hoffnungslos Uberdimensionierten Verwaltung
und den hohen Pensionsbelastungen bei gleichzei-
tig fehlender Rickstellung begriindet, und das ist
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Sache des damaligen SPD-GRUNEN-Senats ge-
wesen.

(Beifall bei der CDU)

Als neuen Eigentimer hat der CDU-Senat damals
Vitanas verpflichtet, eine Mindestinvestition von
Uber 50 Millionen Euro zu tatigen. Aus dem Pflege-
fall von damals ist heute ein kerngesunder Erfolgs-
fall geworden — der Staat macht eben nicht alles
besser.

(Beifall bei der CDU)

Unser Antrag ist kein Show-Antrag, sondern wir
wollen mit ihm fir Transparenz sorgen und der
Vergesslichkeit von SPD und GRUNEN entgegen-
wirken. Deshalb fordern wir, die Hintergriinde und
Umstande der Privatisierung von PFLEGEN &
WOHNEN darzustellen und die Unternehmensent-
wicklung nachzuzeichnen. Aufgrund von Fakten
kénnen wir alle sehr viel mehr und besser die gute
Pflege in Hamburg beurteilen. Mit Halbwahrheiten
kommen wir nicht weiter.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Blomeke von GRUNEN Fraktion.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Frau Stoéver, Stichwort
Vergesslichkeit: Ich bin doch einigermalien er-
schittert tber Ihre Vergesslichkeit in Bezug auf die
damalige CDU-Alleinregierung.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt!)

Sie waren 2007 bereits drei Jahre in der Regierung
und hatten alle Zeit der Welt gehabt, um diese Ver-
antwortung wahrzunehmen.

(Dennis Thering CDU: Um lhre Misswirt-
schaft wieder gutzumachen!)

Wenn Sie festgestellt haben in Ihrer CDU-Alleinre-
gierung, dass es dort nicht gut lauft, hatten Sie
handeln kdénnen. Was haben Sie stattdessen ge-
macht, da liegt die Ursache fiir das heutige Pro-
blem? Sie haben PFLEGEN & WOHNEN verkauft,

(Dennis Thering CDU: Wie hatten Sie denn
damals abgestimmt, Frau Blomeke?)

genauso wie Sie die Krankenhauser verkauft ha-
ben, und das mit einem miserablen Vertragswerk.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
rufe: Wie haben Sie denn damals abge-
stimmt?)

Dieses miserable Vertragswerk — Herr Thering,
das sollten Sie sich vielleicht noch einmal zu Ge-
mute fihren — ist heute daflir verantwortlich, dass
zum frihestmdglichen Zeitpunkt, namlich bereits
nach zehn Jahren, PFLEGEN & WOHNEN wieder
verkauft werden kann und dass die Stadt ihr Vor-

kaufsrecht nicht nutzen kann; Frau Wowretzko hat
das eben genau geschildert.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Blomeke, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Kleibauer?

Christiane Blémeke GRUNE (fortfahrend): Nein,
zurzeit nicht.

(Zurufe von Thilo Kleibauer, Dennis Thering,
beide CDU, und André Trepoll CDU: Ja, das
glaube ich! Stichwort Vergesslichkeit!)

Das tragt dazu bei, dass wir heute die Situation ha-
ben, wie wir sie haben. Ihr Antrag, der wie eine
Selbstbeweihrducherung  daherkommt, kommt
wirklich zu einer Unzeit. Dieser Antrag, den die
CDU gestellt hat und der vor Selbstbeweihrauche-
rung nur so trieft, tragt null Komma null zur Lésung
des heutigen Problems bei.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Was muss stattdessen passieren? Immerhin sind
1 700 Mitarbeiter und 2 700 Pflegebedurftige be-
troffen davon. Was muss passieren? Es muss poli-
tisch gehandelt werden, und das hat dieser Senat
getan. Jeder Kaufinteressent von PFLEGEN &
WOHNEN muss wissen, dass der Erhalt der Pfle-
geheime nicht verhandelbar ist. Es wird keine an-
dere Verwertung der Grundstiicke geben. Dafir
hat der Senat gesorgt, indem er die planungsrecht-
liche Sicherung der Flachen vorangetrieben hat,
an sich gezogen hat, und dort, wo es noch nicht
geschehen war, die Flachen als Gemeinbedarfsfla-
chen fur Alten- und Pflegeeinrichtungen ausgewie-
sen hat. Das ist politisches Handeln zur richtigen
Zeit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir werden auch weiterhin alles Notwendige dafir
tun, dass die Sicherheit der Pflegeheime erhalten
bleibt, und vor allen Dingen, dass fiir die pflegebe-
dirftigen Bewohner Ruhe einkehrt. Alles Notwendi-
ge, liebe Kolleginnen und Kollegen von der LIN-
KEN, heil’t nicht, dass wir PFLEGEN & WOHNEN
zuriickkaufen missen. Wir missen das Unterneh-
men nicht kaufen, um die Standorte und die Pfle-
geplatze langfristig zu sichern; das tun wir — ich er-
wahnte es bereits — Uber das Planungsrecht. Wir
mussen es auch nicht kaufen, um gute Pflege- und
Betreuungsqualitaten zu sichern; das schaffen wir
mit dem Hamburgischen Wohn- und Betreuungs-
qualitdtsgesetz. Und wir missen das Unternehmen
auch nicht kaufen, um die Tarifbindung zu erhal-
ten. Die Tarifparteien nehmen diese Aufgabe auto-
nom wahr. Aber ich will an dieser Stelle sagen,
dass der CDU-Senat damals gleichzeitig mit der
Privatisierung daflir gesorgt hat, dass die Tarifbin-
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dung sich geldst hat. Auch dafir tragt der CDU-Se-
nat die Verantwortung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben also wirksame Instrumente und den fes-
ten politischen Willen,

(Dennis Thering CDU: Wo waren Sie denn
damals, Frau Blomeke?)

diese Sicherheit zu erreichen, fur die Pflegebedurf-
tigen und fur die Mitarbeiter. Es ist daher nicht not-
wendig, einen dreistelligen Millionenbetrag auszu-
geben; das in Richtung Links-Fraktion. Und es wa-
re auch nicht zu rechtfertigen, da ein Rickkauf
— wir haben die Zahl gelesen, 500 Millionen Euro —
automatisch zulasten anderer Zukunftsinvestitio-
nen geht.

Ich erwahnte bereits — das ist ein Selbstganger —,
dass wir den Antrag der CDU ablehnen. Dass die-
se Werbebroschiire hier noch zur Abstimmung
steht, finde ich schon schrecklich genug,

(Dennis Thering CDU: WEeil Sie offensichtlich
vergessen haben, wie die Situation damals
war! — André Trepoll CDU: Wir durfen ja
wohl noch Antrage stellen!)

sie tragt auf jeden Fall nicht zur Lésung der heuti-
gen Probleme bei.

Die Anklindigung des Verkaufs hat viele Menschen
in dieser Stadt erschreckt, und deswegen war es
wichtig, sofort fur klare Verhaltnisse zu sorgen.
Das haben wir getan.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich mdchte gern allen Bewohnerinnen und Bewoh-
nern von PFLEGEN & WOHNEN sowie ihren An-
gehodrigen Mut zusprechen. Pflegebedirftigkeit al-
lein bereitet oft den Betroffenen und ihren Familien
schon viele Sorgen, sich dazu noch um den Erhalt
der Einrichtung sorgen zu missen, ware eine Ver-
scharfung. Das brauchen die Menschen nicht, so-
lange es einen rot-griinen Senat gibt, der das in
die Hand nimmt, was jetzt zu tun ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Frakti-
on.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Zunachst einmal
modchte ich mich im Namen meiner Fraktion bei
dem Unternehmen PFLEGEN & WOHNEN bedan-
ken: bei den Eigentimern, bei den Mitarbeitern, in
gewisser Weise auch bei den Bewohnern. Sie ma-
chen da einen tollen Job. Ich war neulich im PFLE-
GEN & WOHNEN HUSARENDENKMAL. Da wird
eine sehr gute Arbeit geleistet, und es gibt keinen
Grund, das irgendwie infrage zu stellen. Herzlichen

Dank dafiir. Seit zehn Jahren wird dort gute Arbeit
geleistet. Das sollten wir zunachst einmal sagen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und ansonsten: Wenn ich die AuBerungen von
Herrn Celik hére — bei anderen ist es etwas abge-
schwacht —, ist es ein wenig der trage Wind der
Staatswirtschaft, den wir héren. Gerade im Bereich
Pflegen und Wohnen wird besonders deutlich,
dass das vollig verfehlt ist. Pflegeheime missen
nicht vom Staat betrieben werden, es ist sogar
nachteilig, wenn sie vom Staat betrieben werden.
PFLEGEN & WOHNEN ist ein wunderbares Bei-
spiel. Schauen Sie sich die Zahlen an. Frau St6-
ver, wir werden |lhrem Antrag nachher zustimmen,
aber eigentlich braucht man das gar nicht; die Zah-
len sind bekannt, Drucksache 18/2075.

(Birgit Stover CDU: Offenbar ja bei der SPD
und bei den GRUNEN nicht!)

— Ja, die lesen nicht weit zurtck. Ich trage es jetzt
einfach einmal vor, dann wissen sie es auch.

Schauen Sie sich die Zahlen an, was die Anstalt
PFLEGEN & WOHNEN in wenigen Jahren ab
1997 gemacht hat. Es gab seit Anstaltsgrindung
100 Millionen Euro kumulierte Verluste bei laufen-
dem Betrieb von Pflegeheimen. Bei der Landes-
hauptkasse gab es Ende 2003 Schulden in Hoéhe
von 68 Millionen Euro, auf Kosten des Steuerzah-
lers. Das Eigenkapital betrug bei der Grindung
153 Millionen Euro, Ende 2003 waren es minus
127 Millionen Euro. Anders ausgedrickt: In nur
sechs Jahren haben Sie 280 Millionen Euro ver-
brannt. Das schaffen Sozialdemokraten, und die
LINKEN wirde es sicherlich noch toppen. Das ist
genau der Weg, den wir nicht wollen.

(Beifall bei der FDP)

Wie ich gerade schon sagte, macht der jetzige pri-
vate Betreiber bei PFLEGEN & WOHNEN einen
tollen Job. Die Menschen fiihlen sich dort wohl. Wir
sind zu Dank verpflichtet und nicht dazu, das ir-
gendwie infrage zu stellen. Private Betreiber ma-
chen auch Pflegeheime besser als der Staat, dabei
ist und bleibt es.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber was ist mit
dem Weiterverkauf?)

PFLEGEN & WOHNEN ist ein sehr gutes Beispiel.

Ein weiteres Argument: Es ist sehr sinnvoll, die
Aufsicht und die Eigentimerschaft zu trennen.
Wenn der Staat selbst Pflegeheime betreibt, fihrt
er Uber sein eigenes Eigentum die Aufsicht. Da
liegt es doch nur nahe, dass man dort nicht so ge-
nau hinschaut. Es ist viel besser, wenn ein Privater
das betreibt und der Staat die Aufsicht fihrt — mog-
licherweise besser als bisher.

(Vizeprasidentin Antje Moller Gbernimmt den
Vorsitz.)
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Das ist ein weiterer Grund dafir, Pflegeheime pri-
vat zu betreiben. Deshalb gilt der alte Grundsatz.
Mir hat noch nie jemand erklaren kénnen, warum
Waschen nur von einem Beamten durchgefihrt
werden kann. Das kdnnen auch private Angestell-
te.

Der wichtigste Punkt der Diskussion ist etwas vollig
anderes. Diese Diskussion Uber PFLEGEN &
WOHNEN und die Privatisierung lenkt davon ab,
dass die wirklichen Probleme im Pflegebereich
ganz woanders sind. Wir haben eine stark steigen-
de Zahl von Pflegebediirftigen. Darauf gibt es hier
bisher keine Antwort. Wir haben eine wuchernde
Burokratie. Die Mitarbeiter in Pflegeheimen ver-
bringen die Halfte ihrer Zeit nicht mit der Pflege,
sondern mit dem Ausfiullen von Listen oder dem
Hakchensetzen. Da muss dringend eingegriffen
werden.

Ich beklage ebenfalls eine grof’e Misstrauenskul-
tur. Zunehmend wird den Mitarbeitern in Kranken-
hausern, aber eben auch in Pflegeheimen, mit
Misstrauen gegenubergestanden, sowohl von der
offentlichen Aufsicht als auch von manchen Medi-
en. Damit muss Schluss sein. Ein wichtiger Grund,
dass es dort zu wenig Mitarbeiter gibt, ist, dass
sich die Menschen nicht standig erzahlen lassen
wollen, wie schlecht sie sind. Im Gegenteil: Sie
machen fast alle gute Arbeit. Vielen Dank daftir.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos und Andrea Oelschla-
ger AfD)

Sie merken bei diesen Ausfiihrungen, dass das
durchaus ein komplexes Thema ist. Deshalb ha-
ben wir die Uberweisung aller vorliegenden Druck-
sachen an den Gesundheitsausschuss beantragt.
Sollte es doch noch zur Abstimmung kommen
— ich glaube, Sie wollen nicht iberweisen —, will ich
kurz sagen, wie wir abstimmen werden.

DIE LINKE wird Uberrascht sein: Einigen lhrer
Punkte werden wir zustimmen. Den Punkten 1, 2
und 3 werden wir zustimmen, dem Berichtspetitum
natirlich auch. Die Punkte 4 und 5, das werden
Sie verstehen, lehnen wir ab; wir sind gegen den
Ruckkauf, den wir grundsatzlich fur verkehrt hal-
ten. Dem CDU-Antrag stimmen wir zu. Und — Frau
Wowretzko, vielleicht wird es Sie freuen — lhrem
Antrag werden wir zustimmen, dem ersten Punkt
ein bisschen mit Bauchschmerzen, bei allen ande-
ren stimmen wir gern zu. Machen Sie aus dem
konkreten Fall etwas. Aber viel wichtiger: Machen
Sie endlich etwas Vernlnftiges fir die Pflege, fir
die Menschen, die dort arbeiten, und die Men-
schen, die dort wohnen, und fiihren Sie keine ideo-
logischen Diskussionen. — Vielen Dank, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Joachim
Korner AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Herr
Dr. Kérner von der AfD-Fraktion das Wort.

Dr. Joachim Kérner AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ausrei-
chend und qualitativ hochwertige Pflegeplatze sind
fur unsere Gesellschaft wichtig. Deshalb unter-
stutzt unsere Fraktion die Punkte 1 bis 3 und 6 des
Antrages 21/9451. Es geht darum, wie Pflegeplat-
ze langfristig erhalten bleiben kénnen, auch fiir die
Menschen mit niedrigem Einkommen, und dass
gute Arbeitsbedingungen gesichert sind. Es soll
gepruft werden, welche MaRnahmen dazu beitra-
gen koénnen. Das findet unsere Unterstitzung.
Vom Vorkaufsrecht fur Grundsticke von PFLE-
GEN & WOHNEN Gebrauch zu machen kann sinn-
voll sein oder nicht, das gilt es im Einzelfall zu pri-
fen und abzuwagen. Eine generelle Verpflichtung,
vom Vorkaufsrecht Gebrauch zu machen, méchten
wir dem Senat nicht auferlegen. Das gilt auch fur
den letzten Punkt.

Kommen wir zum Antrag der Koalition. Hier wer-
den die Situationen und die Optionen etwas deutli-
cher dargestellt. Dem Antrag kénnen wir im We-
sentlichen zustimmen. Dass auf den Grundstuicken
ausschlieRlich Alten- und Pflegeeinrichtungen be-
trieben werden dtirfen, halten wir fir etwas zu weit-
gehend. Warum soll auf einer freien Flache zum
Beispiel keine Kita betrieben werden, wenn es
sinnvoll ist und sie nicht anders bendtigt wird?

Dem Antrag der CDU koénnen wir zustimmen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Senatorin Prifer-Storcks das Wort.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich habe jetzt
ein paar Mal die Aufforderung gehdrt, keine ideolo-
gischen Diskussionen zu fihren, und dann kam
genau das, eine ideologische Diskussion

(Dennis Thering CDU: Von |hrer Fraktion!)

Uber die Frage: Wer pflegt besser, privat oder
Staat? Ich mdchte das nicht fortsetzen, sondern
ich finde, wir sollten uns um die Sorgen und die
Bedurfnisse der Menschen kiimmern, die gepflegt
werden, und um die Menschen, die sie pflegen.
Auch ich finde, dass PFLEGEN & WOHNEN und
ihre Beschaftigten gute Arbeit machen, aber ich
mdchte, dass das auch so bleibt, und zwar genau
an der Stelle, wo es heute passiert. Darum kim-
mern wir uns als Senat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb sind wir besorgt Uber die Meldung, dass
gerade nach Ablauf der Zehnjahresfrist PFLE-
GEN & WOHNEN weiterverkauft werden soll, und
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zwar an einen Hedgefonds, der keine Erfahrung im
Pflegebereich hat und der schon angekiindigt hat,
dass das nur ein temporares Engagement ist. Ich
finde, es kann uns nicht egal sein, ob PFLEGEN &
WOHNEN verkauft wird, an wen und wie oft. Des-
halb muss man sich darum kiimmern, dass die
Standorte gesichert werden und diese Grund-
stiicke nicht zum Gegenstand von Spekulationen
werden und pflegebediirftige Menschen umziehen
mussen. Denn die Menschen leben dort nicht in ei-
nem Hotel und sie sind auch nicht in einem Kran-
kenhaus; das ist ihr Zuhause, in vielen Fallen ver-
mutlich ihr letztes Zuhause. Deshalb sollen diese
Menschen keiner Verdnderung ausgesetzt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

PFLEGEN & WOHNEN ist der gréfte Anbieter von
Altenpflege in Hamburg. 2 700 Pflegeplatze,
1 700 Beschaftigte, das macht die Bedeutung
deutlich.

Die Antrage, die uns heute vorliegen, sind aus mei-
ner Sicht sehr rickwartsgewandt. DIE LINKE be-
schaftigt sich mit Riickkaufsplanen, die Union be-
wegt noch einmal die Frage von gestern, ob der
Verkauf richtig war. Die einen wollen den Verkauf
ungeschehen machen, die anderen ihn rechtferti-
gen, mit Unterstlitzung des Senats nach Maoglich-
keit. Darum geht es aber doch nicht. Es geht um
die Frage: Wie werden die Standorte der Pflege
gesichert und wie sichern wir, dass dort gute Pfle-
ge stattfindet, und zwar auch in Zukunft? Darum
kimmern wir uns.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich habe, unmittelbar nachdem mir der Verkauf ge-
richteweise zu Ohren kam, mit den jetzigen Betrei-
bern den Kontakt gesucht und sehr deutlich ge-
macht, dass der Senat sehr daran interessiert ist,
dass wir Kontinuitat in der Pflege haben, dass hier
ein Betreiber ist, der Erfahrung hat in der Pflege,
der das dauerhaft machen will, und dass nicht das
Vertrauen der dort lebenden Menschen und der
Beschaftigten verspielt wird in diesem Ver-
kaufsprozess.

Wir haben natirlich auch unsere eigenen Hand-
lungsmoglichkeiten als Senat tUberprift. Die Stadt
kann den Verkauf nicht verhindern und sie hat
auch kein Vorkaufsrecht, das geben die vertragli-
chen Bedingungen nicht her. Rickkauf ist auch
deshalb keine Option, weil wir keinen Bieterwettbe-
werb anheizen wollen, um dann noch den Preis
dieser Einrichtungen hochzutreiben.

Herr Celik, Sie malen den Fall eines Regierungs-
wechsels an die Wand, den ich naturgemaf nicht
sehe. Aber selbst wenn ich mich mit dem Gedan-
ken befasse, so ware auch bei einem Rulckkauf
nicht garantiert, dass das nicht wieder rtickgangig
gemacht wird. Das haben wir schon erlebt in der
Stadt. Deshalb ist aus meiner Sicht die Sicherung

der Grundstlicke das, was der Senat tun kann und
was der Senat auch getan hat.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Wir haben fir sechs Grundstiicke die Zustandigkeit
an uns gezogen und werden in Kiirze dort Veran-
derungssperren beschlieRen. Danach kann auf
diesen Grundstiicken nur noch Gemeinbedarf der
Altenpflege zugrunde gelegt und nur Altenpflege
betrieben werden. Bei weiteren sieben Grund-
sticken war das nicht notwendig, weil das Bau-
recht es dort schon vorsah. Dazu zahlt (brigens
das Grundstuck, fir das Herr Burkart, der jetzige
Besitzer, so schéne Plane fir weitere Nutzungen
entwickelt hat. Diese Flache in Wilhelmsburg, die
noch Platz hatte fur andere Einrichtungen, ist be-
reits seit 1964 mit dem Gemeinbedarf Altenpflege
belegt.

(Dennis Thering CDU: Die Stadt wollte doch
Wohnungen dort bauen!)

Das zeigt, dass vielleicht der jetzige Besitzer seine
Grundstiicke doch nicht so gut kennt.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Senatorin, lassen Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Kleibauer zu?

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Ja bitte.

Zwischenfrage von Thilo Kleibauer CDU: Vielen
Dank, Frau Senatorin. Es gab meines Wissens in
den letzten zwélf Monaten weitere Ubernahmen
von Hamburger Alten- und Pflegeheimen durch Fi-
nanzinvestoren beziehungsweise durch Investoren
aus dem Bereich der Immobilienwirtschaft. Welche
MaRnahmen haben Sie daraufhin als Senatorin
eingeleitet und welche MalRnahmen hat der Senat
daraufhin beschlossen?

(Dennis Thering CDU: Sehr gute Frage!)

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks (fortfahrend):
Sie wissen, dass PFLEGEN & WOHNEN eine be-
sondere Bedeutung in dieser Stadt hat. Es ist der
grofRte Anbieter von Pflege, es ist ein sehr traditi-
onsreicher Anbieter von Pflege, und es ist ein An-
bieter, der noch vertragliche Beziehungen zur
Stadt hat. Es handelt sich hier um einen Hedge-
fonds

(Dennis Thering CDU: Sind die anderen Be-
wohner weniger wert?)

ohne Erfahrungen im Pflegebereich.
(Dennis Thering CDU: Das stimmt nicht!)

Und deshalb haben wir hier eine véllig andere Si-
tuation.
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(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, dass die etwas gereizte Reaktion der
derzeitigen Eigentimer gezeigt hat, dass der Se-
nat mit der Veranderungssperre ein sehr wirkungs-
volles Instrument ergriffen hat.

Aber das ist nicht das Einzige, was wir tun kénnen.
(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Senatorin, wirden Sie erneut eine Zwischen-
frage, diesmal des Kollegen Celik, zulassen?

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks (fortfahrend):
Nein, jetzt wirde ich gern zum Ende kommen, Herr
Celik. — Wir wollen, dass die Menschen gut ge-
pflegt werden, und dazu gehért, dass wir sicher-
stellen, dass zuallererst einmal genug Pflegende
da sind. Ich verweise noch einmal darauf, dass wir
seit der Einflihrung der Ausbildungsumlage vor ei-
nigen Jahren die Zahl der Auszubildenden in der
Altenpflege um 42 Prozent erhéht haben, mit wei-
ter zunehmender Tendenz. Das ist eine sehr wich-
tige Grundlage fur gute Pflege.

(Beifall bei der SPD)

Wir sorgen dafur, dass ausreichend Personal be-
zahlt wird durch die Kostentrager, zu denen auch
die Stadt gehort. Wir haben in Hamburg als erstes
Bundesland die neuen Mdglichkeiten der Pflegere-
form genutzt, haben einen neuen Rahmenvertrag
geschlossen, der 540 zusatzliche Pflegerinnen und
Pfleger in den stationdren Einrichtungen zum In-
halt hat, die auch bezahlt werden. Wir haben klare
Personalvorgaben fir die Pflege, namlich eine
Fachkraftquote von 50 Prozent, und dartber hin-
aus Vorgaben fir Assistenzkrafte. Die CDU wollte
das damals senken auf unter 50 Prozent.

(Dennis Thering CDU: Weil es Quatsch ist!)

Das haben wir nicht umgesetzt. Wir sorgen dafiir,
dass Tarifléhne refinanziert werden bei den Vergu-
tungsverhandlungen, und selbstverstandlich wiirde
der Senat einen Antrag auf Allgemeinverbindlich-
keit eines Tarifvertrages wohlwollend prifen. Wir
prifen die Wohn- und Pflegequalitét in den Einrich-
tungen. Wir werden die Wohn-Pflege-Aufsicht
schlagkraftiger aufstellen, und Sie kénnen sicher
sein, dass sie immer noch tief in den Bezirken ver-
wurzelt sein wird. Wir sind das einzige Bundes-
land, das zur Kontrolle der Qualitat in den Einrich-
tungen eine Angehorigenbefragung durchfihrt,
denn die Angehdrigen sind in der Regel die Ersten,
die merken, wenn etwas nicht stimmt in den Ein-
richtungen.

Wir sorgen also flir moderne und gute Pflege in
Hamburg. Wir werden auch auf die Einrichtungen
von PFLEGEN & WOHNEN weiter ein Auge haben
und uns darum kiimmern, dass erstens die Men-

schen dort wohnen bleiben konnen und zweitens
dort gute Pflege stattfindet. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt er-
neut Herr Celik von der Fraktion DIE LINKE das
Wort.

Deniz Celik DIE LINKE:* Ich habe den Redebeitra-
gen nicht entnehmen konnen, was jetzt genau ge-
gen die Rekommunalisierung spricht.

(Dennis Thering CDU: Alles! Alles!)

Sie sagen zwar, das musse nicht sein, aber Sie sa-
gen nicht, welche Grinde dagegen sprechen.
Wenn Sie von 500 Millionen Euro reden, sind das
Fake News. Das stimmt nicht. 500 Millionen Euro
ist das Gesamtangebot, das gilt also fir alle Ein-
richtungen von Vitanas. Es spricht rechtlich nichts
dagegen, dass man PFLEGEN & WOHNEN dort
herauslost und fur dieses Unternehmen als eigen-
standige Gesellschaft ein Kaufangebot macht. Da-
mit hatte man auch sichergestellt, dass die Ar-
beitsplatze und der Haustarifvertrag erhalten blei-
ben.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

Ihrem Antrag kann ich nicht entnehmen, wie Sie
zum Beispiel den Erhalt des Haustarifvertrags si-
cherstellen méchten, weil Sie in ihm nur Appelle
haben. Sie sprechen die Allgemeinverbindlichkeit
an — es steht ja auch in [hrem Antrag —, aber sie
wird nur in Kraft treten, wenn alle Tarifvertragspar-
teien dem zustimmen. Warum ist das denn in der
Vergangenheit nicht erfolgt? Warum gibt es bis
heute keine Allgemeinverbindlichkeitserklarung?
Darauf haben Sie keine Antworten.

Was die Qualitat der Pflege angeht, muss ich Frau
Stover recht geben. Was die Fachaufsicht angeht,
haben wir zurzeit keine gute Aufsicht, weil die Re-
gelbegehungen, die gesetzlich vorgeschrieben
sind, nicht erfolgen. Ich kann lhnen ein Beispiel
nennen, den Standort HOLSTENHOF. Ich habe
mit einer Grolten Anfrage abgefragt, wie oft dort
die Kontrollen erfolgen. Zwischen 2012 und 2015
ist nicht eine Regelkontrolle durchgefihrt worden
an diesem Standort. Wie wollen Sie mit so einer
katastrophalen Fachaufsicht sicherstellen, dass ei-
ne gute Pflege sichergestellt wird? Das ist mir wirk-
lich ratselhaft. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Blémeke von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Christiane Blémeke GRUNE: Ich will nur kurz er-
ganzen. Herr Celik, wir kénnen natirlich gern
— und das tun wir auch o6fters im Gesundheitsaus-
schuss — Uber die Situation der Pflege sprechen.
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Wenn Sie hier Fakten in die Welt setzen, etwa
dass die Anzahl der Regelprifungen so niedrig sei,
die Behorde ihre Fachaufsicht nicht wahrnehme
und die Heime nicht ausreichend kontrolliert wiir-
den, dann ist das einfach falsch.

(Birgit Stéver CDU: Meine SKA sagt das
aus!)

Sie wissen — es gibt eine Anfrage dazu —, dass die
Anzahl der Anlassprifungen, bei denen genauso
geprift wird wie bei einer Regelpriifung, um das
Doppelte — ich habe die Zahl nicht im Kopf, aber
auf jeden Fall erheblich — gestiegen ist. Das gehort
zur Wahrheit dazu; das sollten Sie an dieser Stelle
vielleicht auch sagen. Die Fachaufsicht wird aus-
gelbt. Die Heime werden kontrolliert, mit den da-
zugehorigen Prifungen. Das ist auch gut so, weil
wir natirlich die Aufsicht haben missen.

Wir kénnen gern zu diesem Thema im Gesund-
heitsausschuss noch einmal sprechen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt Herr Celik erneut das Wort.

Deniz Celik DIE LINKE:* Ich habe jetzt noch ein-
mal nachgeschaut in unserer Anfrage. Fir den
Zeitraum 2012 bis 2015 hat es keine Regelprifung
gegeben.

(Dennis Thering CDU: Der MDK prift jahr-
lich!)

Das ist gegen das Gesetz, gegen das Wohn- und
Betreuungsqualitatsgesetz. Und — ich habe auch
das nachgeschaut — die anlassbezogene Priifung
hat nur einmal in diesem Zeitraum stattgefunden
hat. Einmal.

(Dennis Thering CDU: Dann gab's keinen
Anlass! Vorbildlich!)

Das ist vollkommen ungeniigend, um eine gute
Pflege in unserer Stadt sicherzustellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Dann sehe ich kei-
nen weiteren Redebedarf in dieser Debatte.

(Dennis Thering CDU: Bei so viel Unwissen-
heit ...! — Christiane Bldmeke GRUNE: Be-
darf ja, aber keine Zeit!)

— Die Begriindung, Frau Blémeke, ist mir egal.

Wir kommen zu den Abstimmungen. Der Abgeord-
nete Thering hat mitgeteilt, dass er daran nicht teil-
nehmen werde.

Wer also moéchte nun zunachst die Drucksache
21/9451 in der Neufassung an den Gesundheits-
ausschuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wer mochte die Drucksache 21/9592 an den Ge-
sundheitsausschuss Uberweisen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache.
Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/9592.
Hierzu mochte die AfD-Fraktion die Ziffer 2.1 sepa-
rat abstimmen lassen.

Wer moéchte nun den Antrag aus Drucksache 21/
9592 mit Ausnahme von Ziffer 2.1 annehmen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist ange-
nommen.

Wer mochte dann auch Ziffer 2.1 beschlieRen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
die Ziffer 2.1 beschlossen.

Wer mdéchte dann den Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/9590 annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist ab-
gelehnt.

Wir kommen schlieBlich zum Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus Drucksache 21/9451 in der Neu-
fassung. Hierzu haben die Fraktionen der FDP und
der AfD ziffernweise Abstimmung beantragt.

Wer moéchte also zunachst Ziffer 1 seine Zustim-
mung geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist Ziffer 1 abgelehnt.

Wer mochte die Ziffer 2 annehmen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch die ist
mit groRer Mehrheit abgelehnt.

Wer stimmt Ziffer 3 zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch diese Ziffer ist abgelehnt.

Wir kommen zu Ziffer 4. Wer mochte diese be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist auch Ziffer 4 nicht beschlossen worden.

Wer nimmt Ziffer 5 an? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch Ziffer 5 ist abgelehnt.

Wer mochte schlieBlich der Ziffer 6 folgen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch die
Ziffer 6 ist damit abgelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 28, Antrag
der FDP-Fraktion, Drucksache 21/9441: Unterneh-
men entlasten — Vorgezogene Falligkeit von Sozi-
alversicherungsbeitragen beenden.

[FDP-Fraktion:

Unternehmen entlasten — Vorgezogene Fallig-
keit von Sozialversicherungsbeitragen beenden
— Drs 21/9441 -]

Bei diesem Tagesordnungspunkt sind die Fraktio-
nen Ubereingekommen, auf die Debatte zu verzich-
ten, sodass wir gleich zur Abstimmung kommen
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konnen. Auch ohne Debatte bitte ich um Konzen-
tration bei der Abstimmung.

Wer mochte dem Antrag der FDP-Fraktion aus
Drucksache 21/9441 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 30, Antrag
der AfD-Fraktion, Drucksache 21/9446: Offnung
von Flichtlingsunterkiinften flr vordringlich Woh-
nungssuchende.

[AfD-Fraktion:

Offnung von Fliichtlingsunterkiinften fiir vor-
dringlich Wohnungssuchende

— Drs 21/9446 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion feder-
fuhrend an den Stadtentwicklungsausschuss und
mitberatend an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit
und Integration Uberweisen.

Wer wiinscht hierzu das Wort? — Herr Ehlebracht
von der AfD-Fraktion bekommt es.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Als wir
den Antrag gestellt hatten, um die Grunderwerb-
steuer bei selbstgenutzten Wohnimmobilien zu
senken, wurde uns seitens der SPD vorgeworfen,
dass wir zu diversen Gesetzesbriichen aufrufen
wirden. Das war natirlich Quatsch. Denn tatsach-
lich wollten wir einen Denkanstol3 liefern und kei-
nen aufs i-TUpfelchen ausgefeilten Gesetzestext.
Wir wollten die Hurde, sich den Traum vom eige-
nen Heim, vom kleinen Hauschen zu erfillen, et-
was in greifbare Nahe riicken. Das war natrlich
auch der SPD klar, und es war auch allen anderen
Parteien klar, aber aufgrund der Zwangslage, in
die Sie sich selbst gebracht haben, bar jedweder
Vernunft mit den unsinnigsten Begrindungen alles
kaputtzureden,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Von welchem
Antrag sprechen Sie eigentlich gerade?)

was von der Opposition kommt, insbesondere,
wenn es von der AfD ist, hat sich die SPD in dem
Fall auf den vermeintlich juristischen Standpunkt
gestellt und von dort aus gegen unseren Antrag ar-
gumentiert. Die anderen Parteien hatten das da-
mals in dhnlicher Manier gemacht, nicht begreifen
kdénnend, nicht begreifen wollend oder aufgrund
ahnlicher Zwangslagen heraus.

In dem vorliegenden Antrag versuchen wir wieder,
einen Denkanstof3 fir ein Problem unserer Stadt
zu geben, und schlagen dabei gleichzeitig eine L6-
sung oder zumindest eine Entlastung der derzeitig
angespannten Situation vor. Wir haben die Hoff-
nung, dass dieses Mal die Biirgerschaft eine ihrer

Aufgaben wahrnimmt, namlich diesen Antrag und
damit diese Idee zumindest in den Fachausschuss
zu Uberweisen, um den Willen zu zeigen, sich die-
ses Problems anzunehmen. Denn auch das ist ei-
ne Aufgabe dieser Birgerschaft, neben Gesetzen
zu verabschieden und den Senat zu berufen, ein
Problem in der Birgerschaft zu debattieren und
den erkennbaren Willen zu zeigen, dieses zu 16-
sen. Diesen erklarten Willen vermissen wir bei dem
Thema der Unterbringung von vordringlich Woh-
nungssuchenden und stellen deswegen diesen An-
trag.

Wenn wir diesen Antrag jetzt in den Ausschuss
Uberweisen sollen, konnten wir dort zum Beispiel
klaren, in welchem Sinne wir von vordringlich Woh-
nungssuchenden sprechen, entweder laut der De-
finition der Fachanweisung gemaf Paragraf 45 Ab-
satz 2 des Bezirksverwaltungsgesetzes der Behor-
de fir Stadtentwicklung und Umwelt, entweder die-
jenigen, die es per Antrag sind, oder ob es sich da-
bei um diejenigen handelt, die aus 6ffentlichem In-
teresse vordringlich Wohnungssuchende sind und
allgemein als Obdachlose bezeichnet werden. Fest
steht auf jeden Fall, dass im Zuge der Asylanten-
und Flichtlingswelle unter grofen Kraftanstren-
gungen und hohem finanziellen Aufwand und unter
umstrittener Anderung der Baugesetzgebung Un-
terkiinfte geschaffen wurden, die jetzt zum Teil leer
stehen. Was flir eine Verschwendung.

Zwei Beispiele aufgrund der Zahlen von f & w for-
dern und wohnen und unserer Schriftlichen Klei-
nen Anfrage 21/9342: In dieser spricht f & w for-
dern und wohnen von Regelangeboten und unter-
teilt diese in zehn Bereiche. Wenn wir die offent-
lich-rechtlichen Unterklinfte auer Acht lassen, die
nicht unter der geanderten Baugesetzgebung er-
richtet wurden, weist der Bereich Nord 1 zum Bei-
spiel circa 240 freie Platze auf. Der andere Be-
reich, hier habe ich einmal beispielhaft Harburg ge-
nommen, weist 160 freie Platze auf. Allein diese
beiden Bereiche bieten demnach bereits rund
400 freie Unterkiinfte an. Wir kbnnten uns diesem
Thema auch von einer anderen Seite nahern,
namlich Uber eine Schlagzeile von "Hinz&Kunzt"
am 23. Juni 2017:

"Gebt den Obdachlosen die ungenutzten
Container."

(Heike Sudmann DIE LINKE: Container!)

— Container sind immer noch besser als drauf’en
zu schlafen.

Demnach lagert die Stadt Hamburg knapp
900 Wohncontainer ein beziehungsweise lasst die-
se leer stehen. Die FDP schatzt diese Zahl sogar
auf 1 600. Wie vielen von Wohnungslosigkeit akut
bedrohten Menschen oder bereits Obdachlosen
kénnte hier auf einen Schlag eine zumindest tem-
porar sichere Unterkunft angeboten werden. Es le-
ben geschatzt derzeit 2 000 Obdachlose in Ham-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9446

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 61. Sitzung am 28. Juni 2017 4449

(Detlef Ehlebracht)

burg. Leider verweigert sich Rot-Griin hier immer
noch einer empirischen Erhebung, so, wie wir es
zweimal gefordert haben, um diese Zahl zu validie-
ren.

(Mareike Engels GRUNE: Waren Sie einmal
im Sozialamt gewesen, dann hatten Sie
Neuigkeiten!)

Ware es nicht sinnvoll, diese Menschen dort unter-
zubringen? Naturlich ware es das, eine rein rhetori-
sche Frage. Stattdessen lasst man zum Beispiel
die Obdachlosen lieber weiterhin auf der Stralle
sitzen, statt sie in diesen besagten, leer stehenden
Unterkunften unterzubringen. Wie widersinnig. Und
warum das Ganze? Weil ein Gesetz von Rot-Grin
mit heilRer Nadel gestrickt, nicht flexibel genug ver-
fasst wurde, um genau das zuzulassen. Das wol-
len wir andern. Dieses Gesetz muss angepasst
werden, und deshalb haben wir diesen Antrag ge-
stellt, in dem, deswegen der lange Vorlauf, an-
fangs gestellten Sinne. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Lohmann von
der SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Uwe Lohmann SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe of-
fensichtlich einen anderen Antrag gelesen. Da ging
es um die vordringlich Wohnungssuchenden, die in
den Hausern Perspektive Wohnen untergebracht
werden sollen. Von Containern und Obdachlosig-
keit habe ich in diesem Antrag nichts gelesen. In
Ihrem Antrag weisen Sie darauf hin, dass in Folge-
unterkinften und Erstaufnahmen sehr viele Platze
angeblich frei sein sollen. Sie blenden voéllig aus,
dass wir in der Erstaufnahme ungefahr 4 000 Men-
schen haben, die die Berechtigung haben, in eine
Folgeunterkunft zu gehen. Und wenn Sie diese
Zahlen berucksichtigen, ist nicht zu erwarten, dass
fur die Folgeunterbringung in absehbarer Zeit Plat-
ze leer stehen kdnnen, weil das noch lange nicht
abgearbeitet ist.

Erstaufnahmen sind schon aufgrund baulicher Vor-
aussetzungen Uberhaupt nicht fir vordringlich
Wohnungssuchende geeignet. Es gibt Uber
22 000 Platze in Hamburg in der offentlich-rechtli-
chen Unterbringung. Soweit Menschen tatsachlich
wohnungslos sind, kdnnen sie bereits jetzt in einer
Vielzahl von Einrichtungen der 6ffentlichen Unter-
bringung aufgenommen werden, was auch ge-
schieht. Der Zuwachs an Platzen der offentlichen
Unterbringung insgesamt kommt auch wohnungs-
losen Menschen in Hamburg zugute. Ja, es ist
richtig, dass zurzeit eine Unterbringung in den neu
errichteten Platzen nach Paragraf 246 Baugesetz-
buch nicht moglich ist. Das hat der Bundesgesetz-
geber in Berlin so beschlossen. Aber mit dem Pro-
gramm Flichtlingsunterbringung mit der Perspekti-
ve Wohnen werden in absehbarer Zeit, und das

wird voraussichtlich noch im Jahre 2018 sein,
durch die Anderung des Bauplanrechts an den ent-
sprechenden Standorten die rechtlichen Mdglich-
keiten zur Vermietung der geschaffenen Wohnun-
gen hergestellt. Diese zusatzlichen 6ffentlich gefor-
derten Wohnungen werden auch vordringlich Woh-
nungssuchenden zur Verfligung stehen, also auch
hier wird sich lhr Antrag kurzfristig von selbst erle-
digen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber natirlich besteht hier unbestritten Handlungs-
bedarf. Mit dem Gesamtkonzept zur besseren Ver-
sorgung von anerkannt vordringlich Wohnungssu-
chenden mit Wohnraum haben wir umfangreiche
MaBBnahmen gebindelt, unter anderem die Erhé-
hung der Wohnraumférderung fur den Neubau von
300 Wohnungen jahrlich zusatzlich, spezielle Kon-
zeptausschreibungen fiir Grundstlicke mit aus-
schlieBlich fir vordringlich Wohnungssuchende
und damit die gebundenen Wohnungen. Weitere
Kooperationsvertrage mit den Hamburger Woh-
nungsbaugenossenschaften sind abgeschlossen.

Dann komme ich zur SAGA GWG. Auch die jahrli-
che Versorgungsverpflichtung der SAGA GWG
wurde auf nunmehr 2 000 Wohnungen aufge-
stockt. Diese 2 000 Wohnungen kommen aus-
schlieRlich  vordringlich  wohnungssuchenden
Haushalten zugute, und davon sind allein
1 000 Wohnungen fir wohnungslose Haushalte re-
serviert. Die SAGA GWG erfilllt jedes Jahr wieder
ihre eingegangene Verpflichtung von Uber
100 Prozent. Und das bedeutet bei einer Fluktuati-
on von 6,1 Prozent, dass jede vierte Wohnung der
SAGA, die neu vermietet wird, an vordringlich
Wohnungssuchende geht. Das ist alles nicht
selbstverstandlich, was die SAGA fur den Hambur-
ger Wohnungsmarkt leistet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Um das auch einmal in Zahlen auszudricken: Seit
dem Jahr 2004 hat die SAGA GWG fast
22 000 Menschen aus dieser Gruppe mit Wohn-
raum versorgt. Auch f & w férdern und wohnen hat
den Auftrag, ab diesem Jahr mindestens 200 Woh-
nungen jahrlich fir vordringlich Wohnungssuchen-
de fertigzustellen. Auch unser Wohnungsbaupro-
gramm mit zunachst 2 000 und ab dem Jahr 2017
3 000 offentlich geférderten Wohnungen tragt zur
Verbesserung dieser Situation bei. Unsere Woh-
nungsbaupolitik hat es doch Uberhaupt erst mog-
lich gemacht, dass Menschen, die Wohnungen su-
chen und vordringlich Wohnungen suchen, Uber-
haupt eine Chance haben, in Hamburg eine Woh-
nung zu bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Wie Sie sehen, ist eine Menge seit dem Jahr 2011
passiert, und wir werden in unseren Anstrengun-
gen nicht nachlassen. Den Antrag betrachten wir
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durch unser Handeln als erledigt und Uberflissig
und lehnen ihn deshalb ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge
GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Grunwaldt
von der CDU-Fraktion bekommt das Wort.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die
AfD entpuppt sich leider wieder einmal als eine
Partei der vermeintlich einfachen Lésungen. Das
alles lauft getreu dem Motto, man habe jetzt Unter-
kinfte und es kommen ja weniger Flichtlinge hier-
her, also kdbnne man doch die vordringlich Woh-
nungssuchenden dort hineinstecken. Dieser Pseu-
dopragmatismus hat aber leider herzlich wenig mit
der Wirklichkeit zu tun. Wie mein Vorredner schon
gesagt hat, ist der Unterbringungsbedarf im Be-
reich der Fluchtlinge keineswegs gesunken, und
der Blick nach Syrien, glaube ich, zeigt auch, dass
sich das in nachster Zeit nicht andern wird und die
Syrer in absehbarer Zeit nicht in ihre Heimat zu-
rickkehren kénnen. Was mein Vorredner jedoch
leider vergessen hat, ist, dass sich in der 6ffentlich-
rechtlichen Unterbringung derzeit 23 000 Flichtlin-
ge befinden und dass fast die Halfte dieser Men-
schen inzwischen eine Wohnberechtigung besitzt.
Leider stehen diesen Menschen aber keine Sozial-
wohnungen zur Verfligung. Das ist des Pudels
Kern, hier miissen wir ansetzen.

(Beifall bei der CDU)

AuBerdem wird es eine Manifestierung der
falschen rot-griinen Sonderregelung in Para-
graf 246 Baugesetzbuch mit uns garantiert nicht
geben. Wir bleiben dabei, dass die Fluchtlingsun-
terkiinfte auf Grundlage von Perspektive Wohnen
integrationsfeindliche Quartiere sind. Integration
kann dort nicht gelingen. Daran andert auch der
AfD-Antrag nichts und deshalb lehnen wir diesen
ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Engels von
der GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Meine Vorrednerin und mein
Vorredner haben schon angedeutet, dass dieser
Antrag der AfD einiges an Fachlichkeit vermissen
lasst und offentliche Unterbringung, vordringlich
Wohnungssuchende und Wohnungslosigkeit ein-
fach komplett durcheinanderwirft. Insofern gibt es
mehrere Probleme mit dem Antrag. Erstens: Es
gibt zwar immer mehr Platze fur Flichtlinge, die
frei werden und teilweise auch abgebaut werden,
aber immer in der Erstaufnahme; das wurde gera-
de schon angesprochen. In der Folgeunterbrin-

gung werden dringend Platze bendétigt, unter ande-
rem fur die Uberresidenten in der Erstaufnahme,
fir Menschen, die Giber den Familiennachzug nach
Deutschland kommen, oder auch fir Wohnungslo-
se und Obdachlose, die in Hamburg in der 6&ffentli-
chen Unterbringung bereits Platze gefunden haben
und denen noch mehr Platze zur Verfligung ge-
stellt werden sollen.

Das zweite Problem: Sie setzen Wohnungslose
und vordringlich Wohnungssuchende einfach
gleich. Die Bewohnerinnen und Bewohner von Un-
terkiinften sind haufig aber auch vordringlich Woh-
nungssuchende, aber nicht alle vordringlich Woh-
nungssuchenden brauchen einen Platz in der 6f-
fentlichen Unterbringung, weil sie gegebenenfalls
Uber Wohnraum verfligen, dieser aber nicht geeig-
net ist, weil er zu klein ist oder weil sie im Frauen-
haus leben und hinaus wollen in eine eigene Woh-
nung. Sie durfen nicht vergessen, dass vordringlich
Wohnungssuchende eine Wohnung suchen und
keinen Platz in der 6ffentlichen Unterbringung. In
dieser leben sie ja teilweise bereits und wollen die-
se verlassen. Deswegen ist es wichtig, den Woh-
nungsbau fir spezielle Zielgruppen insbesondere
zu starken. Dazu hat mein Kollege, Herr Lohmann,
ja auch schon einiges gesagt.

Ein weiteres Problem: Unterkiinfte, die die Stadt
mit der Ausnahmeregelung im Baugesetzbuch ge-
baut hat, befinden sich haufig an Standorten, wo
dauerhafter Wohnungsbau nicht notwendig sinn-
voll ist, es betrifft aber eine kleine Anzahl von Un-
terkiinften. Wenn sie Erstaufnahmen waren, sind
sie meistens nicht fiir die Folgeunterbringung und
erst recht nicht fir Wohnraum geeignet. Folgeun-
terbringungen haben nicht den Standard des nor-
malen Wohnungsbaus, die Ausnahme bilden die
Expressbauten. Hier sind wir bereits auf dem We-
ge der Umnutzung und Umsteuerung durch die
Birgervertrage und dazu ist so ein Antrag nicht né-
tig.

All das zeigt mir, dass die AfD sich bisher fachlich
mit sozialem Wohnungsbau und Wohnungslosig-
keit herzlich wenig auseinandergesetzt hat. Viel-
leicht wirde es helfen, wenn Sie lhre Aus-
schussbesetzung &ndern und Herr Ehlebracht im
Sozialausschuss die Debatten, die wir dort zu die-
sem Thema flihren, mitbekommen wiirde. Aber ich
sage es zum Abschluss noch einmal gern: Ziel ist
es, die Menschen aus der Unterbringung heraus
und in den regularen Wohnraum zu bringen. Daran
arbeiten wir in Hamburg mit allen Kraften. Es geht
aber nicht darum, vordringlich Wohnungssuchende
in ehemaligen Erstunterkiinften unterzubringen;
das ist nicht Inhalt unserer Politik. In diesem Sinne
pladiere ich flr Ablehnung dieses Antrages. — Dan-
ke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Sudmann von
der Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich finde, die AfD ist in ihrem An-
trag einmal wieder an Scheinheiligkeit und Ah-
nungslosigkeit nicht zu Ubertreffen. Sie versuchen
sich ein soziales Mantelchen umzuhangen, indem
Sie so tun, als wollten Sie fiir bestimmte Bevolke-
rungsgruppen etwas machen. Sie brauchen nur
einmal lhre Uberschrift zu lesen. Es geht um vor-
dringlich Wohnungssuchende. Unter Wohnung ver-
stehen zwei Drittel dieses Hauses eine Wohnung
mit einer Kiche, vielleicht einem Bad, einem
Schlafzimmer, einem Wohnzimmer. Sie schlagen
uns vor, dass wir die Erstunterbringungen zu Woh-
nungen machen. Nein, das kann und darf nicht Ziel
der Politik sein. Es ist auch nicht die Politik von
Rot-Griin und nie im Leben von linker Politik, vor-
dringlich Wohnungssuchende in grof3en Erstunter-
bringungen unterzubringen. Das ist die Scheinhei-
ligkeit.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Und die Ahnungslosigkeit haben Sie, Herr Ehle-
bracht, in Inrem Beitrag auch schon dargestellt. Sie
haben angefangen mit Eigenheim. Sie versuchten
darzustellen, dass lhre Antrdge nie Uberwiesen
werden. Warum soll ich einen Antrag an einen
Ausschuss zu einer fachlichen Debatte uberwei-
sen, wenn Sie noch nicht einmal den Anschein er-
wecken, fachlich zu wissen, worlber Sie reden?

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Aber was stimmt, und das haben Sie nicht gesagt,
weil Sie es nicht wissen, ist, dass es in Hamburg
fur vordringlich Wohnungssuchende  wirklich
schwierig ist, eine Wohnung zu finden. In der Se-
natsantwort auf unsere GroRRe Anfrage werden lei-
der erschreckende Zahlen genannt. Uber
8 000 Haushalte in Hamburg sind vordringlich woh-
nungssuchend, die im Jahr 2015 und auch im Jahr
2016 nicht versorgt werden konnten. Das ist das
Problem, das wir angehen muissen. Rot-Grin
muss endlich erkennen, dass ihr Programm, das
urspriinglich vorsah, ein Drittel Sozialwohnungen
zu bauen, mittlerweile nicht ausreicht. Wir missen
vollig andere Wege beschreiten, um ginstige Woh-
nungen in Hamburg zu bauen. Dabei kann die AfD
nie im Leben helfen, aber Rot-Grin kommt so
auch nicht voran.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Dutschke von der FDP-Fraktion das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die In-
tention des Antrags, Fluchtlingsunterklnfte fir vor-
dringlich  Wohnungssuchende, insbesondere fir

Obdachlose, zu 6ffnen, ist nicht neu und entspricht
den Forderungen, die wir bereits 2015 erhoben ha-
ben, aber man muss auch klar differenzieren. Die
leeren Container, Uber die Sie reden, sind nicht die
Unterkunfte, die auf Basis von Paragraf 246 Bau-
gesetzbuch, dem Paragrafen, den Sie dndern wol-
len, gebaut werden.

(Beifall bei der FDP)

Unter diesem Aspekt muss man in der Tat sagen:
Lassen Sie uns doch einmal im Ausschuss disku-
tieren, welche Mboglichkeiten wir haben, welche
Standorte wir fir Container-Unterkiinfte fir Ob-
dachlose haben. Das ist namlich rechtlich
durchaus auch ein Weg, den man in Hamburg ge-
hen kann, wenn man das an vertretbaren Stand-
orten mochte.

Jetzt spreche ich aber zum Antrag. Er beschaftigt
sich nicht mit den Containern, sondern mit etwas
ganzlich anderem, namlich mit der Frage, wie man
Paragraf 246 weitergestaltet. Dazu muss ich Ihnen
deutlich sagen, dass Bauen unter Zuhilfenahme
des Paragrafen 246 Baugesetzbuch, insbesondere
die Norm, die Sie mit lhnrem Antrag erganzen wol-
len, die Aushebelung regularer Bau- und Pla-
nungsregelungen bedeutet. Bauen auf Basis von
Paragraf 246 Baugesetzbuch bedeutet Unterkiinfte
in Naturschutz- und Gewerbegebieten. Bauen auf
Basis von Paragraf 246 heif3t auch, Anwohnerrech-
te und Burgerbeteiligung zu unterlaufen. Das wol-
len wir nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Die eigenwillige Interpretation des Hamburger Se-
nats bei der Auslegung von Paragraf 246 Ab-
satz 14 hat erst Tor und Tur fir GrofRunterkiinfte
wie am Mittleren Landweg gedffnet. Fir uns ist die-
se Rechtsauslegung des Senats nicht mit der In-
tention des Gesetzgebers vereinbar. Denn schon
die zeitliche Befristung dieser Norm auf Ende 2019
macht deutlich, dass es dem Gesetzgeber um die
Ermdglichung temporarer Provisorien ging und
eben nicht um dauerhaften Wohnungsbau. Wir ha-
ben uns daher von Anfang an gegen den Woh-
nungsbau auf Basis von Paragraf 246 gewehrt.

Jetzt will aber die AfD, dass diese Norm auf vor-
dringlich Wohnungssuchende ausgeweitet wird.
Das ist der Knackpunkt, Gber den wir sprechen
wollen. Denn selbst wenn man lhnen unterstellt,
dass Sie diese Norm nun zugunsten der Betroffe-
nen und zugunsten einer Durchmischung auswei-
ten wollen, sind Sie auf dem Holzweg. Denn Sie
durchmischen so zwar Ethnien, aber Sie durchmi-
schen nicht nach sozialen Gesichtspunkten und
damit I6sen Sie nicht die Probleme, die mit Stadt-
vierteln einhergehen, in denen vorwiegend sozial
Schwache leben. Die Fehler des Senats kann man
nicht mehr im Reparaturbetrieb beheben, und die
improvisierte Notstandsregelung der Bundesregie-
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rung im Paragraf 246 Baugesetzbuch ist nicht
durch weitere Ausnahmen heilbar. Eine Auswei-
tung eben genau dieser Notstandsregelung ware
fatal und ist mit unserer Vorstellung von Rechts-
staatlichkeit nicht vereinbar.

Der rasche Anstieg der Fliichtlingszahlen 2015 hat,
denke ich zumindest, allen Verantwortlichen deut-
lich gemacht, dass unser Baurecht zu komplex ist,
um flexibel auf solche Anforderungen zu reagieren.
Statt weiterhin an Ausnahmeregularien herumzu-
doktern, missen wir die Unzuldnglichkeiten dieses
Baugesetzbuches nachhaltig angehen und eine
Entschlackung des Bauplanungs- und Bauord-
nungsrechts vornehmen. Nur so lasst sich Bauen
insgesamt und fir alle Bevdlkerungsgruppen be-
schleunigen. Vor diesem Hintergrund werden wir
auch den AfD-Antrag ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht. Wir kommen dann zur Ab-
stimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache 21/9446
federfiihrend an den Stadtentwicklungsausschuss
sowie mitberatend an den Ausschuss fiir Soziales,
Arbeit und Integration Uberweisen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung
abgelehnt und wir kommen zur Abstimmung in der
Sache.

Wer mdéchte dem Antrag der AfD-Fraktion aus
Drucksache 21/9446 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, Druck-
sache 21/9367: Bericht des Europaausschusses
zum Thema "G20-Gipfeltreffen in Hamburg — ein
inhaltlicher Ausblick unter Bericksichtigung der
Einbeziehung der Zivilgesellschaft".

[Bericht des Europaausschusses zum Thema:
"G20-Gipfeltreffen in Hamburg — ein inhaltlicher
Ausblick unter Beriicksichtigung der Einbezie-
hung der Zivilgesellschaft" (Selbstbefassungs-
angelegenheit)

— Drs 21/9367 —]

Wer winscht dazu das Wort? — Frau Duden von
der SPD-Fraktion.

Barbara Duden SPD:* Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Abgeordnetenkolleginnen und -kollegen! Fol-
gende Frage muss erlaubt sein: Lauft es gut in der
Welt? Kaum jemand wirde Ja sagen. Kaum je-
mand wirde bestreiten, dass auch die Regierun-
gen der G20-Staaten ihren Anteil daran haben.

Darum ist es richtig, sich fir Frieden und Freiheit
einzusetzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mindestens 95 Prozent aller Demonstrantinnen
und Demonstranten in Hamburg haben friedliche
Absichten. Wer seit Tagen die Presse verfolgt,
kann aber leicht zu der Einschatzung kommen,
dass es eher umgekehrt sein wird. Protestcamps,
angebliche Demoverbote, erwartete Randale be-
stimmen die Schlagzeilen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Einen Moment bitte. Es handelt sich um eine wei-
tere interessante Debatte. Wenn Sie ihr nicht fol-
gen mogen, gehen Sie doch bitte. — Frau Duden,
Sie haben das Wort.

Barbara Duden SPD (fortfahrend):* Ich habe ge-
sagt, erwartete Randalen bestimmen die Schlag-
zeilen. Lassen Sie uns heute in der Blrgerschaft
noch einmal klarstellen, worum es bei G20 geht.
Lassen Sie uns gemeinsam die Inhalte von G20
von einer Randnotiz der Berichterstattung dahin
ricken, wo sie in Wirklichkeit hingehdren, namlich
in den Mittelpunkt der Debatte.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Themen werden sein, so hat es uns Frau Dr. Mie-
he-Nordmeyer im Europaausschuss dargestellt:
Klimawandel, fairer Handel, freier Welthandel, Ge-
sundheit, Entwicklungspolitik, aber auch die Frage
von Krieg und Frieden. Dabei geht fast unter, dass
in Hamburg Geschichte geschrieben wird, weil Pu-
tin und Trump sich erstmals treffen werden, um ge-
meinsam zu sprechen. Wir werden dann zumin-
dest von einer Seite die Inhalte des Gesprachs auf
Twitter nachlesen kdnnen. Aber es ist wichtig, dass
sich die G20-Mitglieder treffen. Sie vertreten vier
Flnftel des weltweiten Bruttoinlandsprodukts, drei
Viertel des Welthandels und zwei Drittel der Welt-
bevdlkerung. Nicht alle Vertreterinnen und Vertre-
ter der verschiedenen Nationen gefallen uns; man-
che entsprechen nicht unseren Vorstellungen von
Demokratie. Das ist in der Tat eine groRe Heraus-
forderung. Wir setzen darauf, dass die Ergebnisse,
teilweise auch das Ringen um Kompromisse, nicht
nur den vertretenen Staaten zugutekommt, son-
dern vor allem auch anderen Staaten hilft, so in
der Entwicklungspolitik den Staaten Afrikas.

Unter der G20-Prasidentschaft Deutschlands gibt
es drei inhaltliche Saulen: die Stabilisierung der
Weltwirtschaft, die Zukunftsfahigkeit und die Frage
der Verantwortung, worunter darin auch ausdrtck-
lich die Frage von Flucht und Vertreibung beinhal-
tet ist. Dieses alles wird nicht nur im Bereich der
G20-Staaten miteinander diskutiert, es nehmen
auch viele internationale Organisationen teil wie
die Weltbank, die ILO und die UNO. In Hamburg,
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das ist bereits in der Aktuellen Stunde erwahnt
worden, hat auch am letzten Wochenende der Ci-
vil20 stattgefunden, ein internationales Treffen von
NGOs, auch von der Zivilgesellschaft selbst orga-
nisiert, und fir manche Lander mit autokratischen
Strukturen ein wichtiger Hinweis darauf, dass die
Zivilgesellschaft ein wichtiger Akteur ist, den man
nicht Gbersehen darf.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Kruse FDP)

Die Fragestellung, warum der G20-Gipfel in Ham-
burg stattfindet, wurde auch im Europaausschuss
erortert. Hamburg ist das Tor zur Welt. Wir haben
in der Geschichte, auch in der jingeren Geschich-
te, in der FlUchtlingskrise, gezeigt, wie wir uns
selbst verstehen. Wir sind weltoffen, tolerant und
demokratisch. Wo, wenn nicht hier, kann der
G20-Gipfel stattfinden?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist ein absolut falsches Signal, wenn solche
Veranstaltungen nicht mehr in Demokratien statt-
finden kénnen, sondern nur dort, wo Zivilgesell-
schaften eingeschrankt und Proteste unterbunden
werden. Wir Hamburgerinnen und Hamburger wer-
den die Gelegenheit ergreifen, fir unsere Werte,
fur Gleichberechtigung, fir einen fairen Interessen-
ausgleich und vor allem fir Meinungsfreiheit anzu-
treten. Der G20-Gipfel, denke ich, wird von den
meisten Hamburgerinnen und Hamburgern mit of-
fenen Armen empfangen werden. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Westenberger
von der CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Westenberger CDU: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! In ei-
ner Diskussion, welche Inhalte beim G20 ausge-
tauscht werden, geht es um etwas mehr als nur
— das ist keine Kritik an meiner Vorrednerin, die ich
sehr schatze — um schlanke Zahlen, wie viele Ein-
wohner wir auf der Welt haben oder wie viel Brutto-
inlandsprodukt tatsachlich jeder einzelne dieser
Mitgliedsstaaten produziert. Ich glaube, es geht um
viel mehr. Es geht darum, in dieser Welt einen ge-
wissen Wertekanon zu halten oder ihn aufzuge-
ben.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Westenberger, einen Moment bitte. — Meine
Damen und Herren, es ist weiterhin zu laut. — Herr
Westenberger, fahren Sie bitte fort.

Michael Westenberger CDU (fortfahrend): Wenn
man sich einmal ansieht, welche Ziele die Mutter
und Vater unserer Europaischen Gemeinschaft

und spater der Europaischen Union gesetzt haben,
dann geht es um Menschenwirde, um Freiheits-
rechte, um Rechte des Eigentums, um Gestal-
tungsrechte wie zum Beispiel die Koalitionsfreiheit
und darum, wie man so etwas wie einen Sonntags-
frieden in einer staatlichen Gemeinschaft organi-
sieren kann. Fir all das lohnt es sich zu kampfen,
fir all das lohnt es sich auch zu streiten. Wenn
man so viele Teilnehmer zusammenbringen kann,
die innerhalb des Vdlkerbundes, innerhalb der
Wertegemeinschaft unserer Welt die Mdglichkeit
haben, sich einzusetzen, dann lohnt es sich, mit-
einander zu streiten und diese Damen und Herren
in unsere Stadt einzuladen.

Ich jedenfalls halte es fiir ausgesprochen wichtig,
dass solch eine Veranstaltung in einer Stadt statt-
findet und nicht in einem Tagungsbunker oder auf
einem Kreuzfahrtschiff. Nein, Demokratie gehdort
weder unter die Erde noch auf eine AIDAprima
oder auf eine sonstige Lustreise. Demokratie ge-
hort in die Mitte einer Stadt und in die Mitte einer
Wertegemeinschaft.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Unsere Stadt hat etwas Einzigartiges geschafft.
Wir haben im Vorfeld auch diejenigen eingeladen,
die Kritik gedullert haben. Wir haben im Vorfeld
aber auch diejenigen eingeladen mitzuwirken, die
nicht mit am Tisch sitzen und mdglicherweise gar
nicht gehort werden. Das Thema Afrika ist in zwei
weiteren Reden von mir enthalten; eine davon ho-
ren Sie heute nicht mehr, aber ich halte ja auch
Sprechstunden ab.

(Heiterkeit bei Michael Kruse FDP)

Afrika ist unser Schicksal. Wir erleben das seit der
Fluchtlingskrise. Afrika ist aber auch volkswirt-
schaftlich unser Schicksal. Die wenigsten Men-
schen wissen, wie viele Einwohner ein Staat wie
Niger hat, wie viele Einwohner Agypten hat. Wir re-
den von Milliarden Menschen, die unsere Partner
werden kénnen oder aber mit denen wir einen
Konflikt haben, und zwar nicht nur auf sozialer
Ebene. Es ist auch Aufgabe der G20, Briicken zu
schlagen Uber das Mittelmeer, das, auf den ge-
samten Planeten bezogen, nicht viel gréRer ist als
beispielsweise das Gebiet, dessen Vertreter im
September zur Baltic Sea Parliamentary Confe-
rence zusammenkommen. Lassen Sie uns also
gemeinschaftlich, sowohl als Zivilgesellschaft als
auch als Freie und Hansestadt Hamburg und Bun-
desrepublik Deutschland, daflir Sorge tragen, dass
dieses G20-Treffen hier stattfinden kann. Und las-
sen Sie uns die Diskussion um Werte und Ziele
flihren und um die Rechte derer kampfen, die dort
nicht mit am Tisch sitzen. Ich glaube, die Welt hat
das verdient. Lassen Sie uns die Prdambel der
Freien und Hansestadt Hamburg leben. — Herzli-
chen Dank.
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(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Gozay von der
GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Murat Gézay GRUNE: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nachste Wo-
che offnet Hamburg seine Tore zur Welt fir einige
der machtigsten Staatsoberhaupter dieser Erde.
Nicht nur die Teilnehmer des Europaausschusses,
nein, wir alle hier sind wohl einer Meinung, dass
die G20 sich groflen und wichtigen Fragen stellen
mussen. Wenn sich Trump und Putin in unserer
Stadt zum ersten Mal die Hand schutteln, und wir
kédnnen nur hoffen, dass sie das tun und der
Handshake halbwegs normal Uber die Buhne geht,
dann werden die Weichen flr unsere gemeinsame
Zukunft gestellt. Denn die Probleme drangen, und
wir brauchen heute Lésungen und nicht morgen
oder tGbermorgen.

Aber irgendwie bewegt sich die Welt gerade in die
falsche Richtung. Man denke nur an die Ankindi-
gung des Ausstiegs aus dem Pariser Klimaabkom-
men durch Prasident Trump. Da konnte einem
Stillstand schon fast wie Fortschritt vorkommen. Es
gibt also fir die G20-Teilnehmer viel anzupacken
und die Ergebnisse, so es denn welche geben
wird, sollen Bestand haben. Da kann es nicht zu-
friedenstellen, dass der G20-Gipfel keinerlei vol-
kerrechtliche Bindung hat und sich sdmtliche Bera-
tungen in einem informellen Rahmen bewegen.
Langfristig muss die G20 an die Vereinten Natio-
nen heranriicken, um diese Licke zu schlief3en.

(Beifall bei den GRUNEN)

Aber die Welt kann sich nicht gedulden, bis das
geschieht. Dieser Gipfel darf kein Gipfel der Lip-
penbekenntnisse werden; er muss Fakten liefern.
Es liegt auch an uns Hamburgerinnen und Ham-
burgern, Trump, Putin und Co. ihre Verantwortung
bewusst zu machen. Denn bei aller berechtigten
Kritik missen wir G20 nutzen. In diesem Sinne ha-
ben wir GRUNE umfassend an die Bundesregie-
rung appelliert und stehen mit dieser Haltung nicht
allein. Viele unserer Forderungen wurden ebenfalls
in der Abschlusserklarung des Civil20 Summit so
dargelegt. Wir GRUNE kénnen den Zivilgesell-
schaften nur beipflichten, wenn sie von der Bun-
desregierung ebenso wie von Trump, Putin und
Co. die Einhaltung der Agenda 2030 fordern. Wir
unterstiitzen die Forderung nach Sicherheit in der
Agrarwirtschaft und die Starkung von Kleinbauern,
das Recht auf Wasser und Sanitareinrichtungen fur
jeden und den Appell an die G20, sich des The-
mas der globalen Gesundheit anzunehmen. Wir
fordern daher auch in Ubereinstimmung mit den Zi-
vilgesellschaften, dass das Thema Nachhaltigkeit
endlich ernst genommen und gemeinsam dem Kii-
mawandel Einhalt geboten wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wenn sich Uber 300 zivile Organisationen aus aller
Welt in der HafenCity treffen und in der Lage sind,
sich auf sieben Kernforderungen zu einigen, dann
darf man ja wohl erwarten, dass ihre Stimmen ge-
hort werden. Und es werden weitere Stimmen hin-
zukommen. Schliellich geht es wahrend des G20
mit dem Global Solidarity Summit auf Kampnagel
weiter. In jedem Fall sind diese Zusammenkunfte
als Rahmenereignisse fir G20 von unschatzbarem
Wert. Damit stellen wir uns nicht nur hinter eine en-
gere Anbindung der Zivilgesellschaften an G20,
die auch Uber den kommenden Gipfel in Argentini-
en hinaus Bestand haben muss. Viel wichtiger ist,
dass wir damit in Hamburg ein Zeichen gegen die
Behinderung von Zivilgesellschaften und Presse in
vielen Teilen der Welt setzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass der Senat mit den hiesigen Organisationen
der Zivilgesellschaften frihzeitig in Kontakt getre-
ten ist, war daher richtig und wichtig. Die Ausein-
andersetzung mit ihren Zielen in die Offentlichkeit
zu tragen war und ist noch wichtiger. Schliellich
werden die Stimmen der Zivilgesellschaften umso
lauter, je besser ihre Ziele bekannt sind. Wir GRU-
NE fordern, dass es um die Zivilgesellschaften und
ihre Forderungen laut wird. Denn wenn alles vorbei
ist, wollen wir doch alle, dass Uber die Inhalte des
Hamburger G20-Gipfels gesprochen wird und nicht
daruber, wer wie wessen Hand geschuttelt hat. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Dolzer von der
Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, Frau Prasidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Uber das Spannungsfeld zwi-
schen der Legitimitat der G20 und der UN habe ich
vorhin, wie auch meine Fraktionskollegin Frau Oz-
demir, schon viel gesagt; das muss ich nicht wie-
derholen.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Das reicht auch
fur heute!)

— Ja, Sie stehen nicht so auf Demokratie, das sehe
ich schon.

(Stephan Gamm CDU: Das sagt der Richti-
ge!)
— Genau.

Ich méchte das an dem einen oder anderen Punkt
vertiefen. Die G20 ist nicht wirklich demokratisch
legitimiert und die 19 Mitglieder dieser G20 ziehen
als eine Art Zirkus durch die in ihnen organisierten
Staaten. Sie inszenieren sich selbst, da die Papie-
re, die beim Gipfel beschlossen werden, schon
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vorher zumindest zu 95 Prozent ausdiskutiert wor-
den sind. In den Beschllissen ist fir jeden der
Staaten etwas dabei, aber etwas Weltbewegendes
wird dort nicht beschlossen. Das kritisieren wir als
LINKE sehr scharf, und wir sind nicht die Einzigen,
sondern das wird von vielen Weiteren genauso kri-
tisiert.

Der Gipfel des Zynismus war das Treffen der G20
2015 in Antalya in der Turkei. Dort konnte sich Re-
cep Tayyip Erdogan als Vorreiter in der Terrorbe-
kdmpfung inszenieren, wahrend gleichzeitig — das
hat der Journalist Can Dindar, der mittlerweile im
Exil in Deutschland lebt, sehr gut aufgezeigt — die
Tarkei den IS mit Waffen belieferte und Kriegsver-
brechen in der Tirkei stattfanden. Das ist zynisch
und unertraglich und darf so nicht mehr passieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Beim jetzigen G20 gibt sich die Bundesregierung
als zivilgesellschaftlich, gesundheitspolitisch, Kkli-
mapolitisch und in Afrika engagiert. Naturlich trifft
sich die Zivilgesellschaft, und das ist auch gut,
aber sie wird nur gehért und ihre Forderungen wer-
den wohl nicht umgesetzt werden. Wenn man sich
den Afrika-Gipfel ansieht, fand dieser schon vor
unserem Treffen in Hamburg am 12. und 13. Juni
2017 in Berlin statt. Da lud Finanzminister Schaub-
le im Rahmen der G20-Afrika-Partnerschaft zu ei-
nem Treffen mit ausgewahlten afrikanischen Re-
gierungschefs ein. Das Ziel der Bundesregierung
wurde klar benannt, das war auch im Europaaus-
schuss so: Eine neue investorenfreundliche Ent-
wicklungspolitik im Sinne der bundesdeutschen In-
teressen sowie im Sinne der G20-Staaten soll vor-
angetrieben werden. Die Regierungschefs, die dort
eingeladen worden sind, sind nicht gerade diejeni-
gen, die in Afrika Volkswirtschaften aufbauen und
stabilisieren, sondern diejenigen, die das nicht tun
oder die Errungenschaften abbauen, zum Beispiel
der Staatsprasident der Elfenbeinkiiste, der ein
Sozialsystem, ein Gesundheitssystem, das nach
jahrzehntelangem Ringen von einer Regierung eta-
bliert wurde, innerhalb von zwei Jahren seiner Re-
gierungszeit vollkommen zerschlagen hat. Der wird
als Best Practice eingeladen; das ist doch mehr als
zynisch. Mit Tunesien geht es hauptsachlich dar-
um, die flichtlingspolitische Abschottung der EU
voranzutreiben. Das ist im schlechtesten Sinne
historisch gesehen eine Fortsetzung von anderen
Konferenzen, zum Beispiel der Kongokonferenz
1884/1885 in Berlin. Da hatten die Kolonialmachte
Afrika unter sich aufgeteilt. Die Politik, die Herr
Schauble in Berlin gemacht hat, ist eine neokolo-
niale Politik. So etwas lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Zusammengefasst kann man sagen, dass die G20
ein Instrument der Verrechtlichung neoliberaler
Dogmen ist, denn sie treibt eine konzernfreundli-
che Politik voran. Ein Beispiel habe ich genannt,
viele weitere kdnnten genannt werden. Und genau

das ist nicht in unserem Sinne und auch nicht im
Sinne der Mehrheit der Weltbevolkerung. Die
G20-Staaten sind diejenigen, die federfiihrend an
den Rustungsexporten und an Kriegen in der gan-
zen Welt beteiligt sind, die sie direkt oder indirekt
unterstitzen. Sie diktieren auch die Handelsbezie-
hungen, die momentan unfair sind. Das koénnte
sich andern, ist aber nicht im Sinne derjenigen, die
sich dort treffen, denn das koénnte wirklich nur in
den Vereinten Nationen beschlossen werden.

Zu guter Letzt: G20 Ubt auf vielfaltige Art und Wei-
se strukturelle Gewalt aus. Dabei bilden Form und
Inhalt eine Einheit. Denn diese strukturelle Gewalt
spiegelt sich auch in den Mitteln der Durchsetzung
der G20 in Hamburg wider, in den Demonstrations-
verboten, in der Einschrankung der Bewegungs-
freiheit der Hamburgerinnen und Hamburger und in
der verfassungsrechtlich fragwurdigen militari-
schen Absicherung sowie zum Beispiel auch in der
Verlegung von 80 Haftlingen in andere Bundeslan-
der, was rechtlich mehr als bedenklich ist. Deshalb
stehen wir zur Zivilgesellschaft, die einen vielfalti-
gen Protest organisiert. Und das ist richtig und gut
so. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Kruse von der
FPD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich
glaube, die Redezeit unserer Fraktion fur den ge-
samten Tag wirde nicht ausreichen, um all den
Quatsch, Herr Dolzer, den Sie gerade durcheinan-
dergeworfen haben, zu entkraften.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU
— Karl-Heinz Warnholz CDU: Bravo! — Vize-
prasident Dr. Wieland Schinnenburg Uber-
nimmt den Vorsitz.)

So viel Zeit habe ich leider nicht.
(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, denken Sie bitte an
den parlamentarischen Sprachgebrauch.

Michael Kruse FDP (fortfahrend): Ich mochte
einen Punkt herausgreifen, weil Sie gerade gesagt
haben, es wurde strukturelle Gewalt ausgelbt. Ich
glaube, der Uberwiegende Teil dieses Hauses ist
der Auffassung, dass es sich nicht um strukturelle
Gewalt handelt, wenn es klare Regelungen dazu
gibt, wo in dieser Stadt zu diesem Gipfel wann was
erlaubt ist. Das hat nichts mit Gewalt zu tun, Herr
Dolzer. Es ist Teil eines Prozesses, um den ge-
waltfreien Protest, den es geben soll und geben
darf, zu organisieren. Sie kénnen das kritisieren,
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aber das als strukturelle Gewalt zu bezeichnen ist
wirklich absurd.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Dirk Nockemann AfD)

Ich méchte auch festhalten, dass wir nicht an der
Bundesregierung beteiligt sind und deswegen un-
verdachtig sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die FDP ist im-
mer verdachtig!)

Aber unsere Bundesregierung ist sehr wohl demo-
kratisch legitimiert, an einem solchen Gipfel teilzu-
nehmen. Sie ist demokratisch legitimiert, ihn aus-
zurichten. Sie ist auch organisatorisch in der Lage,
ihn hier auszurichten. Sie dirfen nicht einfach ir-
gendetwas durcheinanderwerfen, irgendetwas be-
haupten und damit auch noch davonkommen, Herr
Dolzer; das ist nicht in Ordnung. Deshalb sollten
Sie sich in der Art und Weise lhrer Kritik in Mafi-
gung Uben.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Dirk Nockemann AfD)

Wenn wir inhaltlich Uber das Thema reden, dann
wirde ich gern zu der Frage von Frau Duden, ob
es gut in der Welt lauft, die Frage hinzufiigen: Sor-
gen wir eigentlich genitigend dafiir, dass es in der
Welt gut lauft? Werden wir unserer Rolle ausrei-
chend gerecht als Land, das wirtschaftlichen Wohl-
stand, Frieden und auch grol3e Freiheiten geniel3t?
Welche Implikationen bedeutet es eigentlich, wenn
man sagt, vielleicht werden wir nicht an jeder Stelle
dieser Rolle gerecht? Deswegen begrifien wir,
dass Sie das Thema heute zur inhaltlichen Befas-
sung angemeldet haben.

Wir sind allerdings nicht dabei, wenn Sie sagen, es
werde schon Geschichte geschrieben, nur weil
sich Trump und Putin das erste Mal treffen. Meine
personliche Definition von Geschichteschreiben
ware, dass sie sich nicht nur treffen und unterhal-
ten, sondern dass dabei auch etwas Produktives
fur die Welt herauskommt. Ich glaube, wenn das
erreicht wird, dann kdnnen wir wirklich sagen, dass
in dieser Stadt Geschichte geschrieben wird. Dann
wird Hamburg kinftig mit positiven Ergebnissen in
der Weltpolitik assoziiert. Dann wird man sagen:
Hamburg 2017 hat dieses und jenes erreicht. Ham-
burg 2017, da ist dieses und jenes beschlossen
worden und darauf bauen weitere Beschlisse auf.
Wenn wir uns die letzten Jahre ansehen, dann war
2015, glaube ich, das Jahr der Angst. 2017 kdnnte
das Jahr des Mutes werden. Deswegen sollten wir
als gute Gastgeber dazu beitragen, dass dieser
Gipfel bestmdglich gelingt und mutige Entschei-
dungen fir die Menschen auf dieser Welt produ-
ziert. Ich glaube, wenn solche positiven Entschei-
dungen mit Hamburg verbunden werden, dann ha-
ben wir sehr viel Positives erreicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Nebahat Gui¢li fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
Wort hat Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Ich méchte
bei der Rede von Herrn Westenberger anknipfen
und auf Afrika als einen Schwerpunkt des diesjah-
rigen G20-Treffens in Hamburg eingehen. Diese
Schwerpunktsetzung unterstiitzen wir. Mehr noch,
wir betonen deren Dringlichkeit, denn die Zahl der
nach Europa strebenden Afrikaner hat seit Jahres-
beginn deutlich zugenommen. Ein als vertraulich
bezeichnetes Papier deutscher Sicherheitsbehor-
den berichtet, dass in den Staaten Nordafrikas und
weiteren Mittelmeeranrainern bis zu 6,6 Millionen
Menschen auf eine Weiterreise nach Europa war-
ten. Die Ursachen fir diese riesigen Migrations-
strome sind vielfaltig: absolute und relative Armut,
Bevdlkerungsexplosion, kritische und religidse
Konflikte, Klimaextreme. Die Bekampfung dieser
Ursachen und deren Erfolg, dessen missen sich
die Politiker der G20 bewusst sein, wird die Zu-
kunft der Menschen in Afrika wie in Europa mal3-
geblich beeinflussen. Die AfD bekennt sich dazu,
die 6konomischen Fluchtursachen zu bekampfen
und vor Ort in Afrika den Menschen zu helfen,
auch wenn dies fur die westliche Wirtschaft mit
Einschrankungen verbunden ist und natirlich auch
Geld kostet, das man dafur in die Hand nehmen
muss.

Die Gruppe der G20 mdge ein starkes politisches
Signal in diese Richtung setzen mit Programmen
und Abkommen, die darauf gerichtet sind, den
Menschen in Afrika eine lebenswerte Perspektive
zu bieten. Im Interesse der Afrikaner ebenso wie in
unserem eigenen Interesse, auch um Fluchtursa-
chen zu bekampfen und den Menschen dort eine
wirtschaftliche Perspektive zu geben. Wir denken,
dass damit den Menschen in Afrika mehr gedient
ist, als ihnen mit offenen Grenzen und den Ver-
lockungen des Sozialstaates Anreize zu geben, ih-
re Lander zu verlassen und zu uns zu kommen.
Damit werden die Lander Afrikas ausgeblutet und
wir helfen ihnen damit nicht, sondern wir schaden
ihnen. In diesem Sinne hoffen wir auf ein Signal
der G20 fur Afrika und fir Europa. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dolzer von der Fraktion
DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Lieber Herr Kruse, das
Wort strukturelle Gewalt ist ein wissenschaftlicher
Begriff. Auch wenn Sie das, was ich sage, nicht
richtig finden, sollten Sie sich damit auseinander-
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setzen, dass in Afrika durch Ristungsexporte,
durch Kriege, durch Land Grabbing, durch Umwelt-
zerstérung, durch Uberfischung, durch das Fest-
halten am afrikanischen Franc und durch die an-
haltende Ausbeutung der Ressourcen bei Nichtzu-
lassen der volkswirtschaftlichen Regenerierung be-
ziehungsweise des ersten volkswirtschaftlichen
Aufbaus vieler Staaten Afrikas strukturelle Gewalt
ausgelibt wird. Das kénnen wir nicht verleugnen,
sondern dariber mussen wir diskutieren. Jede Ex-
pertin, jeder Experte, egal aus welchem politischen
Lager, wird Ihnen sagen, dass das Probleme der
strukturellen Gewalt sind, die es zu Uberwinden
gilt.

Nehmen wir den Krieg in Libyen; da ist Gewalt an-
gewendet worden. Nehmen wir den Irak, nehmen
wir Syrien, und daran sind mitverantwortlich genau
die federfihrenden Staaten der G20. Damit mus-
sen wir uns auseinandersetzen und das ist struktu-
relle Gewalt.

(Michael Kruse FDP: Wir wollen, dass sie
sich treffen und sich damit auseinanderset-
zen!)

Zum Teil ist es sogar nicht nur strukturelle Gewalt,
sondern auch physische Gewalt durch Kriege, die
von der G20 beschlossen werden. Genau deshalb
muss die G20 sich nicht treffen, sondern die UN.
Denn dort sind alle Staaten organisiert,

(Michael Kruse FDP: Die UNO trifft sich
doch auch! Das ist doch nicht das eine oder
das andere!)

auch diejenigen Staaten und die Bevdlkerungs-
gruppen, die durch diese strukturelle Gewalt am
meisten geschadigt werden. Da kdnnen Sie noch
so lange versuchen, das wegzudiskutieren und zu
sagen, die G20 werden das schon richten. Nein,
die werden es nicht richten. Das kann nur inner-
halb der UN reguliert werden, weil es dort auf
Grundlage des Volkerrechts stattfindet und bei den
G20 nicht. Sie sollten vielleicht zur Kenntnis neh-
men, dass es nichts bringt, jemanden zu diffamie-
ren, der eine andere Meinung hat. Das ist einfach
vollkommen unredlich, was Sie hier gemacht ha-
ben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich erklare Ihnen das noch einmal am Beispiel der
Elfenbeinkiste. Da gab es eine Regierung, die ver-
sucht hat, die Volkswirtschaft aufzubauen. Dann
gab es eine Wahl, bei der die oberste Wahlkom-
mission von einem Wahlbetrug gesprochen hat.
Der Prasident ist dort bis heute im Amt und er hat
im Sinne von Neoliberalisierung der Wirtschaft alle
Errungenschaften, die dort zur Stabilisierung der
Volkswirtschaft gemacht worden sind, zerschlagen.

Libyen, man kann menschenrechtlich dazu sagen,
was man will, aber das war ein Land mit einem
Pro-Kopf-Einkommen wie in der Schweiz und es

hat versucht, eine afrikanische Zentralbank aufzu-
bauen und einen afrikanischen Wahrungsfonds. Es
war auf dem Weg, um Afrika zu stabilisieren, und
dann hat der Krieg dort stattgefunden.

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD)

Hatte man das anders gewollt, hatte man mit der
Afrikanischen Union sprechen kénnen und etwas
anderes machen kdnnen als Krieg.

(Michael Kruse FDP: Das mdchte hier kei-
ner, Herr Dolzer, aber wir reden hier Uber
das G20-Treffen!)

Das ist strukturelle Gewalt, das wollen wir nicht.
Deshalb begriRen wir zum Beispiel auf dem
Kampnagel die zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen, diejenigen Akteure wie Jean Ziegler, die
ebenfalls hier in Hamburg sind, die wirklich eine
Starkung der Zivilgesellschaft und des Friedens
fordern und férdern. Und daflr ist der G20-Gipfel
Uberhaupt nicht notwendig. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Westenberger von der
CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU: Sehr geehrter Herr
Prasident! Sehr geehrter Herr Kollege Dolzer, Sie
haben gerade sehr deutlich gemacht, worum es |h-
nen eigentlich geht. Es geht lhnen Uberhaupt nicht
um die Problemlésung in dieser Welt, Sie wollen
nichts anderes haben als ein Konfliktfeld, an dem
Sie sich reiben kdnnen. Aber um die wahre Lésung
der Probleme unserer Welt, ob das eine kriegeri-
sche Auseinandersetzung in Syrien ist, ob es zer-
fallende Staaten in der Welt sind, ob das die
Flichtlingskrise ist, die den gesamten Erdball be-
schaftigt, geht es lhnen Uberhaupt nicht. Sondern
Sie sagen von vornherein, die G20 seien unter
sich, l6sten keine Probleme, redeten Uber nichts,
aber Sie, Herr Dolzer, kdnnten sich ordentlich dar-
an reiben. Wunderbar. An diesem Weltbild, lieber
Herr Dolzer, werden Sie eines Tages wirklich
scheitern, und in diesem Hause werden Sie nie-
manden mehr héren, der auf lhre Argumentations-
linie eingeht. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dressel von der SPD-
Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Prasident! Lieber
Herr Dolzer, diese Debatten zeigen — und ich finde
es gut, dass wir uns heute einmal richtig Zeit fir
G20 nehmen —, dass wir bei allen Unterschieden,
die es vielleicht an der einen oder anderen Stelle
auch im Haus gibt, hier trotzdem eine sehr grol3e



4458 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 61. Sitzung am 28. Juni 2017

(Dr. Andreas Dressel)

Einigkeit haben, wie wichtig die Themen sind, die
bei G20 bewegt werden, auch fur die Themen der
Welt. Sie haben sich aus diesem Konsens, der
sich doch hier abzeichnet, vollig verabschiedet,

(Beifall bei Michael Westenberger CDU)

obwohl es um so wichtige Themen geht, fur die Sie
sonst immer stehen. Aber diesbeziglich verab-
schieden Sie sich véllig von der Diskussion und
stellen sich damit meiner Meinung nach ein Ar-
mutszeugnis aus.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Dr. Jorn
Kruse AfD)

Ich glaube, wir sind uns gar nicht uneinig darin,
dass die Perspektive sein muss, dass irgendwann
solche Willensbildungsprozesse in der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen ankommen
mussen. Aber solange wir dort eine Situation ha-
ben, bei der es schwierig ist, einen politischen
Konsens unter 192 Mitgliedsstaaten zu erreichen,
kénnen wir doch nicht sagen, solange das noch
nicht handlungsfahig sei in der UN-Vollversamm-
lung, werde auch nicht geredet. Was ist denn das
fur ein Wahnsinn von weltpolitischer Vorstellung,
die Sie hier verbreiten? Deshalb muss es gerade
solche informellen Dialogformen wie G20 geben,
damit wir Uber diese gravierenden Probleme spre-
chen, die Sie ja auch nicht abstreiten, aber wo Sie
sich vollig verweigern, wie eine reale Losungsfin-
dung auch in dieser Welt moglich sein soll.

(Beifall bei der SPD, der CDU und bei der
FDP — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Yildiz?

Dr. Andreas Dressel SPD:* Gern.

Zwischenfrage von Mehmet Yildiz DIE LINKE:
Danke, Herr Dressel. — Eine Frage an Sie: Nennen
Sie mir doch bitte ein Beispiel, welchen Konsens
die G20 in den letzten Jahren gefunden hat bei ih-
ren Treffen, der bis jetzt umgesetzt worden ist. Ge-
ben Sie mir ein Beispiel, was sie bis jetzt erreicht
haben.

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend):* Wir kén-
nen uns jetzt gern durch die Beschlisse scrollen.
Naturlich geht es nicht darum, dass einzelne Be-
schlusse eine konkrete Rechtsverbindlichkeit er-
zeugen, sondern das flie3t in alle moglichen ande-
ren Prozesse ein und ist haufig Voraussetzung da-
fir, dass es zum Beispiel das Weltklimaabkommen
gibt. Dazu war G20 ein entscheidender Faktor.

(Hansjorg Schmidt SPD: Ohne G20 hatte es
das Pariser Klimaabkommen nicht gege-
ben!)

Das konnen Sie doch nicht in Abrede stellen. Das
ist absolute Realitatsverweigerung, die Sie ablie-
fern.

(Beifall bei der SPD, der CDU und bei der
FDP)

Damit hier nicht immer nur tGber G20 geredet wird:
Wir haben noch weitere Gastlander dabei, zum
Beispiel Senegal und Vietnam, und dann Chefs
vieler internationaler Organisationen wie der
UNO - sie ist auch dabei, siehe da, das konnte
jetzt auch DIE LINKE verstehen —, die Weltbank,
Weltwahrungsfonds, WTO, OECD, die ILO und
auch die Vorsitzenden regionaler Organisationen
wie der Afrikanischen Union. All das Gerede, es
werde an Afrika vorbeiargumentiert, 16st sich bei
naherer Betrachtung in Luft auf, liebe LINKE.

(Beifall bei der SPD)

Auch sudostasiatische Nationen, die ASEAN, und
die afrikanische Entwicklungsorganisation NEPAD
sind dabei.

(Zuruf von Martin Dolzer DIE LINKE)

Das allein zeigt doch, dass G20 nicht nur G20 ist,
sondern zusatzlich viele andere Organisationen
dabei sind — die Agenda konnen Sie auf der Ham-
burg-Seite, auf der Seite der Bundesregierung her-
unterladen. Aber wie soll man lhr Engagement fur
Welternahrung, gegen Hunger, fir Frieden eigent-
lich ernst nehmen, wenn Sie all das in Abrede stel-
len? Ich finde, dass DIE LINKE damit wirklich
einen Offenbarungseid leistet.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Dr. Jorn
Kruse AfD)

Sie reden immer von demokratischer Legitimation.
Naturlich muss man bei den Staatschefs an eini-
gen Stellen ein paar Abstriche machen. Trotzdem
sind die Staatschefs, Uber die wir hier reden, maR-
geblich demokratisch legitimiert, auch wenn uns
das Zustandekommen der demokratischen Legiti-
mation nicht Uberall gefallt. Aber ohne sie ist eine
Lésungsfindung fir unsere Probleme absolut aus-
geschlossen. Wie soll denn eine Ldsungsfindung
bei diesen Themen zustande kommen, ohne dass
man auch Herrn Trump, Herrn Putin und Herrn Er-
dogan auf den richtigen Weg bringt? Es geht nicht
ohne sie, und deshalb muss man auch gerade mit
den zweifelhaften Staatschefs einen verninftigen
Dialog fUhren.

(Beifall bei der SPD)

Sie lehnen G20 ab, aber der Alternativgipfel auf
Kampnagel soll die Lésung bringen. Ich will gar
nichts gegen diesen Gipfel sagen. Aber wie demo-
kratisch legitimiert als Ersatzwillensbildung ist er?
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Sie lehnen G20 ab, aber solche Alternativgipfel
sind das Alleinseligmachende — das kann nicht
sein. Es muss beides geben, die Zivilgesellschaft
— Civil20 hat in Hamburg stattgefunden, all die an-
deren Veranstaltungen ebenso —, aber das andere
auch. Das sind notwendig zwei Seiten einer Me-
daille. Nur so werden wir die Welt gemeinsam
nach vorn bringen kénnen.

(Beifall bei der SPD, der FDP und vereinzelt
bei der CDU und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Meine Damen und Herren, mir liegen kei-
ne weiteren Wortmeldungen vor.

Dann stelle ich fest, dass die Birgerschaft die
Drucksache 21/9367 zur Kenntnis genommen hat.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 25, Drucksa-
che 21/9443, Bericht des Ausschusses fur Sozia-
les, Arbeit und Integration: "Schwerpunktthemen
des G20-Gipfels im Bereich Beschaftigung".

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration zum Thema:
"Schwerpunktthemen des G20-Gipfels im Be-
reich Beschiftigung" (Selbstbefassungsange-
legenheit)

— Drs 21/9443 -]

Dieser Tagesordnungspunkt ist von der SPD-Frak-
tion als Kurzdebatte angemeldet worden, sodass
jeder Rednerin und jedem Redner pro Debatten-
beitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfu-
gung stehen.

Wird hierzu das Wort gewilinscht? — Herr Rose von
der SPD-Fraktion, bitte schon.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Zeit ist
kurz. Das Ergebnis der SPD aus der Beratung im
Sozialausschuss lautet: Reden wir nicht langer
dariber, ob die G20 hier tagen dirfen oder nicht,
sondern reden wir endlich dartber, um welche In-
halte es dabei geht und gehen soll, zum Beispiel
fur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
Hamburg und weltweit. Reden wir Gber die Forde-
rungen der internationalen Gewerkschaften als La-
bour20, gerechte und faire Arbeitsbedingungen
weltweit, und die Verantwortung der G20-Staaten,
der Regierungen und der Konzerne dafir. Unter-
stlitzen und reden wir Uber die Forderung, dass die
Arbeiterinnen und Arbeiter, die in Indien und Bang-
ladesch Baumwolle pflicken und unsere T-Shirts
nahen, dafur faire L6hne bekommen, von denen
sie leben kdnnen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Reden wir dariiber, dass sie bei ihrer Arbeit ge-
schitzt sind statt gefahrdet durch Gifte und maro-
de Bauten und dass endlich ihre Rechte respek-
tiert werden, sich in Gewerkschaften zu organisie-
ren und fur ihre Interessen zu kampfen. Genauso
die Arbeiterinnen und Arbeiter, die in China unsere
Handys zusammenbauen oder in Lateinamerika
oder Vietnam unseren Kaffee produzieren oder,
oder, oder. Unterstlitzen wir die Forderung an die
G20, dass Uberall entlang der globalen Lieferket-
ten mindestens die Kernarbeitsnormen der interna-
tionalen Arbeitsorganisationen eingehalten wer-
den, dass Mindestldhne gelten und begrenzte Ar-
beitszeiten statt unbegrenzter Ausbeutung.

Als SPD und als rot-griine Koalition stehen wir fir
gute Arbeit in Hamburg und in Deutschland, aber
wir wollen das nicht nur fiir uns, sondern wir wollen
es fur alle Menschen auf der ganzen, auf der einen
Welt.

(Beifall bei der SPD)

G20 ist eine gute Gelegenheit, den global Verant-
wortlichen mit Nachdruck zu sagen, was wir von ih-
nen erwarten. Wir sollten das gemeinsam nutzen.

(Glocke)

Also auf zur "Protestwelle" auf die Alster am 2. Juli
und "Haltung zeigen" am 8. Juli.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Grunwaldt von der
CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Reden
wir auch daruber, dass es uns, was das Thema
Beschaftigung anbelangt, wirklich gut geht, dass
wir unsere Erwerbstatigenzahl gegeniber 2005 um
5 Millionen steigern konnten, dass wir eine Ju-
gendarbeitslosigkeit von ungeféhr 6 Prozent haben
und, was mir besonders am Herzen liegt, dass wir
ein duales Ausbildungssystem haben. In der
Selbstbefassung haben wir erfahren, dass sich die
meisten Lander geweigert haben, das Wort duale
Ausbildung im Rahmen der Jugendbeschaftigung
aufzunehmen. Und warum? Das kann ich lhnen
sagen: weil in Deutschland die Privatwirtschaft
jahrlich 28 Milliarden Euro in die duale Ausbildung
investiert.

(Wolfgang Rose SPD: Das sind doch ihre
Arbeitnehmer!)

— Bitte?
(Zuruf von Wolfgang Rose SPD)

— Meine Zeit lauft ab, ich muss weiterreden. Kurz-
debatte, Herr Rose.
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Es wird investiert, das wissen Sie: in Ausbilder, In-
frastruktur, Lohne, Prifungsgeblihren. Es werden
Investitionen fir das Ausbildungssystem getatigt.
Lassen Sie uns dieses groRRe Glick der dualen
Ausbildung zelebrieren und als Heiligtum fur uns
feiern.

Was bedeutet das fir Hamburg? Wir haben
5 000 offene Lehrstellen, die Dunkelziffer ist wahr-
scheinlich noch héher. So viele Schilerinnen und
Schulern gehen nach der 9. und 10. Klasse erst
einmal in die Ausbildungsvorbereitung, 2 000 von
5 000. Dieses und nachstes Jahr erwarten uns
sehr viele Absolventen der AVM-Klassen, fast
2 000.

(Wolfgang Rose SPD: G20! — Barbara Du-
den SPD: Falsches Manuskript gegriffen,
oder was?)

— Nein. Duale Ausbildung ist ein wichtiges Thema,
auch im G20.

Vielen Dank, und ich hoffe, dass wir bald auch wie-
der zu den wichtigen landespolitischen Themen
kommen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Moller von der GRU-
NEN Fraktion.

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Auch beim Thema Arbeit missen
wir die Aufgabe von G20 noch weiter auffachern.
Ich teile, was Wolfgang Rose gesagt hat, die For-
derungen von Labour20, all das, was die Gewerk-
schaften schon immer wollen, was wir mit guter Ar-
beit wollen. Aber wir haben bei der Prasentation
des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales im
Sozialausschuss auch lernen mussen, dass die Er-
klarungen von Labour20 — genauso wie die von
Business20 — schlicht zur Kenntnis genommen
werden, aber noch lange nicht in den Prozess hin-
einkommen. Da bleibt noch eine Menge Arbeit zu
tun.

Frau Grunwaldt hat ein Beispiel genannt, das wir
aus europaischer oder rein deutscher Sicht als Er-
folg versprechend am Arbeitsmarkt erkannt haben.
Ein anderes Beispiel wurde von der Referentin aus
dem Bundesministerium genannt. Sie hat erklart,
dass sie sehr Uberrascht gewesen sei Uber einen
Vorschlag von Saudi-Arabien, namlich Telearbeit
fur Frauen einzufiihren. Telearbeit gibt es bei uns
recht viel. Ich vermute aber, dass es fir die Einfiih-
rung von Telearbeit in Saudi-Arabien einen ande-
ren Hintergrund gibt als bei uns, namlich vor allem,
dass Frauen dort nicht erlaubt ist, in einem Blro
mit Mannern zusammenzuarbeiten. Frauen haben
immer noch Probleme, wenn sie selbst ein Auto
fahren wollen und Ahnliches. Wie man sieht, ist die
Motivlage nicht unbedingt die gleiche. Hier macht

die weitere Diskussion Sinn, aber sie ist auch un-
glaublich schwierig. Ich glaube, es reicht nicht, sich
dazu auf dem Level G20 zu treffen, sondern es er-
fordert eine jahrelange Arbeit auf vielen verschie-
denen Ebenen, um Uberhaupt ein gemeinsames
Verstandnis von guter Arbeit herbeizufihren.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Celik von der Fraktion
DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Im Vorwort zum
G20-Papier der Bundesregierung formuliert die
Kanzlerin die richtige Frage: Wie kénnen wir dafur
sorgen, dass alle von der Globalisierung profitie-
ren? Darauf haben die Labour20 mit ihrer Resoluti-
on eine Antwort gegeben. Sie fordern, dass auch
Uber alternative wirtschaftspolitische Modelle dis-
kutiert wird. DarUber haben wir im Ausschuss gere-
det. Als wir die Vertreterinnen und Vertreter der
Bundesregierung damit konfrontiert haben, haben
wir feststellen missen, dass die G20-Staaten sich
mit alternativen wirtschaftspolitischen Modellen gar
nicht auseinandersetzen. Es findet auch keine Dis-
kussion statt. Das ist erniichternd, aber nicht Uber-
raschend. Stattdessen steht im G20-Papier, dass
wieder neoliberale Lésungsansatze vorangetrieben
werden sollen, also Privatisierungen, Deregulie-
rung, sinkende Staatsausgaben. Das Ganze wird
beschoénigend als Strukturreform bezeichnet.

Eine Antwort auf die berechtigte Frage von Frau
Merkel ist vom G20 nicht zu erwarten. Stattdessen
setzt die Bundesregierung auf Marketing. Es soll
die Botschaft ausgesendet werden, dass die Glo-
balisierung vorteilhaft fir alle Menschen sei und
dies nur besser unterlegt und kommuniziert wer-
den miisse. Die Frage nach mdglichen Anderun-
gen der Politik wird durch eine Marketingmal3nah-
me ersetzt. Das ist alles, was die Bundesregierung
anzubieten hat: neoliberale Politik mit blassroter
Tlnche.

Entsprechend ist fir ein besseres Leben die Frage
nach der Freiheit, sich zu organisieren, sehr wich-
tig. In Saudi-Arabien und der Turkei gibt es kaum
Arbeitnehmerrechte oder Repressionen gegenuber
Gewerkschaften. Die USA haben immer noch nicht
alle Kernarbeitsnormen ratifiziert.

(Glocke)

Deshalb sagen wir: Wir gehen gegen diese arbeit-
nehmerfeindliche Politik am 8. Juli auf die Stral3e
und protestieren.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Dutschke von der FDP-
Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Bei den
Selbstbefassungswiinschen von Rot-Griin und den
rot-grinen Debattenanmeldungen gewinnt man
wirklich manchmal den Eindruck, dass sich lhr Ge-
staltungswille fir Hamburg bereits mit der Halfte
der Legislaturperiode erschopft hat.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Und jetzt zum Thema!)

Die Kurzdebatte signalisiert jedenfalls nicht, dass
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit den politi-
schen Zielen der G20-Arbeitsmarktpolitik ge-
wlnscht ist. So blieb auch der Sozialausschuss
von den Querelen innerhalb der Bundesregierung
nicht verschont und musste sich beim Vortrag der
Arbeitsministeriumsangestellten anhoéren, wo die
SPD mit ihrer realitatsfernen Arbeitsmarktpolitik an
der CDU scheiterte. Netter Einblick, kann ich sa-
gen, ansonsten war die Selbstbefassung genauso
erkenntnislos wie Uberflissig. Eine einfache Goo-
gle-Suche hatte es auch getan.

(Ksenija Bekeris SPD: Das ist ganz schon
anmafend!)

Fakt ist: Die Arbeitsminister der G20-Staaten ha-
ben sich bei ihrem Treffen im Mai in einer vagen
Erklarung auf unstrittige Ziele geeinigt, deren Um-
setzung zwar in anderen Staaten einer Revolution
gleichkame, die in Deutschland jedoch weitgehend
selbstverstandlich sind. So unter anderem die Star-
kung von Weiterbildung und lebenslangem Lernen,
die Verbesserung der Frauenerwerbstatigkeit, die
Arbeitsmarktintegration von Migranten und Fllcht-
lingen und die Gestaltung der globalen Lieferket-
ten. Diese Erkenntnisse sind fir uns Deutsche, fir
uns Hamburger im Wesentlichen unstrittig. Ob, und
wenn ja, welche Auswirkungen diese Erklarung in
anderen Gipfellandern entfalten, ist sicherlich inter-
essant, fallt jedoch nicht in den Einflussbereich un-
seres Landesparlaments.

Papier ist geduldig, der Gipfel darliber hinaus noch
nicht einmal gelaufen. Insofern wirde ich es wirk-
lich begrifRen, wenn wir uns auch auf Antrag von
Rot-Grin hin wieder einmal mit Themen beschaf-
tigten, auf die wir erstens als Landesparlament
Einfluss haben und die zweitens das Relevanzni-
veau von Bienenstrategien und Offentlichkeitskam-
pagnen zur Drohnenverordnung Uberschreiten. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Hansjorg Schmidt
SPD: Wie der FDP-Antrag heute, oder?)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Baumann von der
AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Frage bei diesem Gipfel
und seinen Themen ist doch weniger, was verein-
bart wird, als was spater auch tatsachlich umsetz-
bar und prifbar ist. Das gilt besonders fir das Be-
schaftigungsthema, das diesmal auf der Gipfel-
agenda steht. Es geht global um bessere Arbeits-
bedingungen, niedrige Hochstarbeitszeiten, besse-
re Arbeitnehmerrechte und besseren Gesundheits-
schutz. Es ist gut, die Sache einmal zu thematisie-
ren; es musste sich global sehr viel andern. Aber
wie sieht es mit den Realisierungschancen aus?
Schlechtere Arbeitsbedingungen — leider ist es
so — sind Wettbewerbsverzerrungen, mit denen
viele Regime weltweit fir eigenen Aufschwung und
wirtschaftliche Erfolge sorgen. Miese, schlecht be-
zahlte, gesundheitsschadliche Arbeitsbedingungen
sind immer wieder eine Art von wirtschaftlichem
Doping, mit dem Auftrage ins Land geholt werden
kénnen. Das ist gar nicht so undhnlich dem Be-
reich Sport, wo alle beim Internationalen Olympi-
schen Komitee unterschrieben haben, dass sie
niemals Doping betreiben werden — und wir wis-
sen, wie weit verbreitet es weiterhin bleibt. Das ist
oft das Papier, auf dem es steht, nicht wert. Wir
mussen einfach sehen, dass in vielen Landern
das, was nur auf Papier steht, nicht durchsetzbar
ist, weil vollig andere Verhaltenskulturen dahinter-
stehen, die sich schwer andern lassen, und jeden-
falls wenig Erfolg dabei erzielt wird. Es gibt Lander,
in denen es keine nicht korrupte Verwaltung gibt,
keine nicht korrupte Polizei, keine unabhangigen
Richter, keine freien Medien, die darlber berichten
und die Probleme aufzeigen kdnnten. Das reicht
von Mexiko bis Bangladesch oder Indien; Sie ken-
nen das.

Meine Damen und Herren, wir missen in interna-
tionalen Gremien und Organisationen viel starker
die vollig unterschiedlichen Verhaltenskulturen in
den Blick nehmen und berlicksichtigen. Das tun wir
viel zu wenig. So kommt leider wenig heraus. Das
reicht von G20 Uber 10C und FIFA bis zur UNO.
Das miussten wir starker in den Blick nehmen,
auch bei dem Gipfel. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Senatorin Dr. Leon-
hard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Die De-
battenbeitrage haben sehr deutlich gezeigt, dass
es wichtig ist, Uber die Befassung im Sozialaus-
schuss hinaus noch einmal zu thematisieren,
worum es beim Thema Arbeitsmarkt, Erwerbstatig-
keit und Organisation einer gerechten Globalisie-
rung, so schwierig das auch ist und so sehr es in-
ternational seine Grenzen hat, geht, und noch ein-
mal auf die Kernthemen zu sprechen zu kommen.
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Ja, naturlich ist es so, dass G20 bestenfalls zwei-
einhalb Tage dauert und vielleicht die Erklarungen
im Rahmen von Labour20 oder Business20 nur
adressiert werden. Aber sie sind in einem jahrelan-
gen internationalen Prozess mit Blick auf G20 lan-
derubergreifend erarbeitet worden. Es geht eben
nicht darum, uns naseweis als diejenigen darzu-
stellen, die schon alles haben — einen Mindestlohn
und aulergewohnliche arbeitsrechtliche Rege-
lungen und Frauenférderung gesetzlich implemen-
tiert — und nichts brauchen, wie Frau Dutschke von
der FDP es getan hat, sondern es geht darum, ge-
rade bei den Landern fir diese Ansatze zu wer-
ben, die noch nicht so weit sind. Und dabei spielt
es eine Rolle, auch Saudi-Arabien unterzuhaken,
so wenig, wie man vielleicht im ersten Moment
Lust darauf hat. Das ist eine groRe Aufgabe, und
dafir ist G20 eben auch da. Deswegen sollte man
das nicht geringschatzen und schon gar nicht mit
"Wir sind schon so weit und brauchen das nicht"
abtun. Darum geht es gerade nicht bei G20.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Neben dem Thema Erwerbsneigungssteigerung,
so heildt das technokratisch, geht es auch darum,
dass wir uns das Thema Frauenerwerbsarbeit in
den G20-Landern vornehmen. Women20 hat eini-
ge wichtige Dinge vorgelegt. Es geht darum, auch
den letzten Waggon an die Lokomotive anzuhan-
gen und mitzunehmen auf dem Weg zu mehr
Gleichstellung bei den G20-Landern und weltweit.
Naturlich ist Women20 nicht das verbindliche Gre-
mium, aber nicht selten ist in der Weltgeschichte
informell vorbereitet worden, was nachher in einem
verbindlichen Gremium beschlossen worden ist,
und da sehe ich bei G20 eine groRe Chance an
dieser Stelle.

Ich méchte noch eine Sache sagen; es hat mich
wirklich bewegt eben auf der Senatsbank und ware
ich Abgeordnete gewesen, hétte ich einen Altes-
tenrat beantragt. In der vergangenen Debatte hat
ein Abgeordneter die Afrika-Befassung des G20
mit der Afrika-Konferenz zum Kongo 1880 in Berlin
verglichen. Das finde ich unter aller Kanone, nicht
wirdig und inhaltlich so abschéatzig, dass ich es
kaum aushalten kann. Sie kdnnen froh sein, dass
ich nicht mehr Abgeordnete bin.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Gibt
es weitere Wortmeldungen, auch zu den Auflerun-
gen der Senatorin? — Das scheint nicht der Fall zu
sein.

Dann stelle ich fest, dass wir von der Drucksache
21/9443 Kenntnis genommen haben.

Ich rufe dann auf Tagesordnungspunkt 26, Druck-

sache 21/9463, Bericht des Ausschusses fur Wirt-
schaft, Innovation und Medien: "G20 in Hamburg —
Vorstellung der wirtschaftspolitischen Schwerpunk-
te Welthandel, Digitalisierung".

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien zum Thema:

"G20 in Hamburg — Vorstellung der wirtschafts-
politischen Schwerpunkte Welthandel, Digitali-
sierung” (Selbstbefassungsangelegenheit)

— Drs 21/9463 -]

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von der SPD-
Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass wiederum jeder Rednerin und jedem Redner
pro Debattenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit
zur Verfugung stehen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Schmidt von der
SPD-Fraktion, bitte schon.

Hansjorg Schmidt SPD: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die wirtschafts-
politischen Leitthemen des G20-Gipfels sind der
barrierefreie Welthandel und die Digitalisierung,
und dabei geht es natirlich auch um Qualitat und
nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Eine Diskussi-
on Uber die Globalisierung, ihre Gewinner und Ver-
lierer ist heute wichtiger denn je. Ja, es ist schwie-
rig, innerhalb von G20 auch nur minimale Konsen-
se zu erreichen. Deshalb ist es aber auch ein Ge-
winn, wenn man mit China Uber Menschenrechte
in Lieferketten oder mit Saudi-Arabien Uber die Ar-
beitsplatze von Frauen und den Gender Pay Gap
sprechen kann. Wenn sich der Bundesfinanzminis-
ter plotzlich fiir Afrika interessiert und die Agrarmi-
nister auf die Agenda 2030 Bezug nehmen, dann
ist das ein Fortschritt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn wenn so etwas erst einmal auf einem Papier
steht, dann kann man es auch leichter von seiner
Regierung einfordern, egal, wo der Welt. Deshalb
sind solche Plattformen wie G20 so wichtig.

Erstmals hat es im Vorfeld des G20-Gipfels ein
Treffen der Digitalminister gegeben. Auch hier erle-
ben wir, dass einige Lander das globale Internet
als ihr Eigentum betrachten, nur weil davon ein
paar Kabel oder Funkfrequenzen Uber ihre Ho-
heitsgebiete laufen. Dann wird auf einmal Wikipe-
dia gesperrt, weil es missliebige Artikel gibt, oder
Twitter blockiert, weil man dariber frei kommuni-
zieren kann. Das ist das Gegenteil von dem, was
wir uns darunter vorstellen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Carola
Timm GRUNE)

Mit Landern wie Turkei, China oder Russland Uber
den freien Austausch von Meinungen oder den Da-
tenschutz zu diskutieren ist kein leichtes Unterfan-
gen. Aber auch hier gibt es eine gemeinsame Er-
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klarung. Das mag zwar eine sehr weiche Formulie-
rung sein, aber wir wissen: Das weiche Wasser
bricht den Stein.

Die Geschichte unserer Stadt zeigt, wie eine ganze
Region von Handel und Kooperation profitiert.
Hamburg ist der wirtschaftspolitische Gegenent-
wurf zur Ideologie der Abschottung und des Ellen-
bogens, wie sie leider zahlreiche der beim G20-
Gipfel vertretenen Regierungschefs verfolgen. Es
ware winschenswert, dass die Hamburger Geis-
teshaltung auf die Teilnehmer Uberspringt. Dann
war dies ein guter Gipfel. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Westenberger von der
CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU: Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
mochte hier einmal ein Pladoyer fir Handelsab-
kommen halten. Wir alle leben in einem wundervol-
len Handelsabkommen: Es nennt sich Europaische
Gemeinschaft und geht zurick auf eine Mon-
tanunion. Wer sich die Prdambel einmal durchliest
— daflir muss man nicht Jurist sein, sondern nur ein
bisschen politisch interessiert —, erfreut sich an Be-
griffen wie Frieden, Einheit, Gemeinschaft, zum
Wohle der Menschen. Wir erleben derzeit einen
Welthandel, der meines Erachtens ziemlich unge-
zugelt ablauft und relativ frei ist von Regeln.
Rechtsstaat lebt von Regelungen, und in einem
Handelsabkommen kdnnen wir Regelungen setzen
und Marktmachte kontrollieren. Rechtsstaat ist
auch immer dazu da, Gerechtigkeit zu setzen, und
Gerechtigkeit ist meistens fir den da, der sozial
schwéacher oder marktschwéacher ist. Uber Han-
delsabkommen schaffen wir Recht. Schaffen wir
keine Handelsabkommen — das geht insbesondere
an die Kolleginnen und Kollegen der LINKEN -,
lasst man den Marktmachten jeglichen freien
Raum, was in der Regel zu Ungerechtigkeiten
fuhrt. Sollten Sie zugehoért haben, wissten Sie,
worum es geht; ich bedanke mich, dass einige an-
dere mir zugehdrt haben. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Kollege Westenberger, ich bin
froh, dass wir in Europa nicht nur in einem Han-
delsraum leben, sondern dass die Europaische
Union ein bisschen mehr ist als ein einziger ge-
meinsamer Markt, wenngleich ein guter gemeinsa-
mer Markt. Aber sie ist eben auch ein politisches
Gebilde, das in die Welt hinausstrahlt und mit dem

wir die Mdglichkeit haben, die Globalisierung zu
gestalten. Genau darum geht es beim G20-Gipfel,
und insbesondere im Wirtschaftsausschuss disku-
tiert man dann natirlich das Thema fairer Handel.
Das ist eines der am meisten umkampften Schlag-
worter, die wir bei diesem G20-Gipfel haben. Wir
haben einen amerikanischen Prasidenten, der
sagt: Fairer Handel besteht im Wesentlichen aus
"America First". Und wir haben eine internationale
Zivilbewegung, die sagt: Fairer Handel bedeutet,
dass wir die Entwicklungslander stiitzen mussen.
Wir mussen darauf achten, dass wir zwar die Han-
delsbarrieren abbauen, aber auch nur in dem Tem-
po, in dem Markte sich vor Ort entwickeln kénnen.
Wir kdnnen unsere Produkte nicht einfach véllig
frei Uber alle Markte dieser Welt schwemmen. In
diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass wir ei-
ne gemeinsame |Idee davon entwickeln, was fairer
Welthandel sein kann. Das halte ich fir die zentra-
le Frage, an der die internationale Politik momen-
tan herumdoktert und zu keinem gemeinsamen
Nenner mehr kommt. Das fiihrt auf Dauer dazu,
dass wir in etwas hineinrutschen, was in Richtung
Protektionismus geht, und dass Stadte wie Ham-
burg zwar nicht verarmen, aber nicht den Wohl-
stand ausschopfen kdnnen, den sie ausschdpfen
kénnten.

Das Thema Digitalisierung steht zum ersten Mal
auf der Agenda. Ich war beeindruckt von dem Ziel,
bis 2025 allen Menschen einen Internetzugang zu
gewahren. Das ware, wenn man das hinbekommt,
ein groRer zivilisatorischer Fortschritt, und auf der
anderen Seite natirlich verbunden mit einer Men-
ge Problemen, die ich aber in den verbleibenden
sechs Sekunden nicht erlautern kann. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Jersch von der Fraktion
DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! In zwei Minuten kommt
man relativ schnell und zigig durch das, was wirk-
lich an Fakten im Ausschuss geliefert worden ist.
Ich méchte es mit den Worten einer Bewohnerin
unserer Stadt zusammenfassen, Nena: Irgendwie,
irgendwo, irgendwann. Oder mit den Worten des
Senats: Ein hoherer Anspruch als den, dass das
G20-Treffen eine Zusammenkunft unterschiedli-
cher Lander sei, die sich im Dialog auf minimale
Konsense einigten, kdnne nicht erhoben werden.
Und genau so sieht dann auch die Zielsetzung und
die Berichterstattung Uber G20 aus. Es ist ein Of-
fenbarungseid an aufgeplusterter Zielsetzung, hin-
ter der nicht wirklich etwas anderes steht, als zu
versuchen, eine Legitimation fir dieses Treffen zu
finden. Wenn man sich dann anschaut, was als
Ziele konkret definiert worden ist, dann kommen
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wir in der Berichterstattung doch nicht Uber die
Worte Kaffeesatzleserei und Themen-Memory hin-
aus.

(Wolfgang Rose SPD: Spriiche!)

— Ja, es sind Spriche. Der Bericht ist auch nichts
anderes, er hat keine Substanz. Letztendlich wird
an dieser Stelle tberhaupt nichts beschlossen.

(Beifall bei der LINKEN — Hansjérg Schmidt
SPD: Das ist doch gar nicht wahr! Du warst
doch gar nicht anwesend!)

Wenn ich lesen muss, Hamburgs wirtschaftliches
Wohlergehen sei vom barrierefreien internationa-
len Handel existenziell abhangig, dann kann ich
nur sagen, das ist so totaler Unfug, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Wir leben mit Regeln, und des-
wegen finde ich diese Regeln dann auch gut, weil
sie gewisse Zusammenhalte definieren.

Ich denke, wir sollten diese Zeit besser nutzen fiir
eine gerechte Weltwirtschaft, und zwar mit konkre-
ten Themen und konkreten Vereinbarungen, statt
darauf zu hoffen, wie Donald Trump gerade drauf
ist und welchen Twitter-Account er gerade nutzt. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kruse von der FDP-
Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich
mochte es kurz machen, denn Hansjorg Schmidt
hat mir, was das Thema Geisteshaltung betrifft, be-
reits aus der Seele gesprochen.

(Zuruf von der SPD)
— Ja, das kommt auch vor.

Wenn wir Uber den Welthandel reden, dann reden
wir haufig ber Freihandelsabkommen, und da hat-
te ich von der LINKEN jetzt ein bisschen etwas er-
wartet zu dem Thema, dass es ja auch Abkommen
unter gleich starken Landern gibt.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Ubernimmt
den Vorsitz.)

Gerade wenn immer kritisiert wird, dass mit Frei-
handelsabkommen haufig die Lander, die wirt-
schaftlich nicht auf Augenhéhe sind, auch Nachtei-
le erlangen — vielleicht zu grof3e Nachteile aus |h-
rer Sicht —, dann misste man doch aber eigentlich
im Umkehrschluss sagen, dass diejenigen Freihan-
delsabkommen, die zwischen Landern, die sehr
wohl auf Augenhdhe sind, sehr positive Abkom-
men sind. Mit lhrer Kritik machen Sie es sich also
wie so haufig sehr leicht. Daran haben wir uns al-
lerdings schon gewdhnt. Nur, was Sie vergessen,
ist, dass wir, wenn wir mit diesen Landern nicht

auch iber Handelsthemen reden, wahrscheinlich
gar nicht mehr mit ihnen reden, denn viele andere
Gelegenheiten haben wir nicht. Deswegen glauben
wir nach wie vor sehr stark an das Prinzip "Wandel
durch Handel". Das gilt schon in der Europaischen
Union. Ich glaube, ich habe letztes Mal bereits das
Beispiel gebracht mit den Vertretern der ungari-
schen Regierung, die wir hier im Hause zu Gast
hatten und die sagten, freier Markt in Europa fan-
den sie klasse, nur das mit den Werten und den
Fluchtlingen, das sahen sie schon anders. Unser
Einstieg und unser Druckmittel, wenn wir so wol-
len, ist, dass wir eine starke Handelsnation sind,
ist, dass wir weit in der Welt verflochten sind, ist,
dass wir Landern Uber diese Handelspolitik auch
eine Diskussion Uber unsere Werte aufzwingen
kdénnen.

(Glocke)

Und das ist die Basis dafiir, dass sich etwas andert
in dieser Welt.

Wenn wir dann noch udber Digitalisierung reden,
wirde ich allerdings sagen, dass der Senat darauf
schauen muss, dass diese Themen in Hamburg
auch so schnell umgesetzt werden, dass wir tat-
sachlich Vorreiter bleiben, sonst wird uns die Zwei-
te und sogar die Dritte Welt in diesem Bereich ir-
gendwann abhangen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kruse. — Es hat sich zu Wort gemeldet Pro-
fessor Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich will mich in den
zwei Minuten auf zwei zentrale Aspekte konzen-
trieren. Der erste ist der globale Handel. Prasident
Trump wird zu Recht daflr kritisiert, dass er pro-
tektionistische Spriiche macht. Aber Trump ist, wie
ich vorhin schon einmal gesagt habe, eigentlich
noch gar kein Politiker, sondern ein Politik-Lehrling
on the Job. Der Anfang seiner Lehrzeit war ge-
pragt von der Lektion, dass die USA Gewaltentei-
lung und Gerichte haben. Wir alle erinnern uns an
die Sache mit dem Einreiseverbot fir Muslime in
Amerika; ich glaube, das hat bei ihm ganz stark
Aua gemacht, und ich glaube, er wird jetzt mehr
auf seine Berater héren. Wenn er das tut beim
Thema Handel, werden seine Berater ihm sagen,
dass Handel Wohlstand schafft und Protektionis-
mus schadet. Das kann er am Beispiel von BMW
in Amerika machen, und da kann er merken, wie
kompliziert manchmal Wertschépfungsketten und
internationale Zusammenhange sind. Ich glaube,
er ist dabei, das zu lernen, und dabei kénnen wir
ihm beim G20 wunderbar helfen.

Der zweite wichtige Punkt, den ich erwahnen will,
sind die Investitionen in Drittlander, insbesondere
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in Afrika als der Hauptquelle fir Armutsmigration
nach Europa. Wenn man diese reduzieren will
— und das wollen wir ganz sicher —, sind grof3e und
viele kleine Investitionen von erstrangiger Bedeu-
tung, um Arbeitsplatze, Einkommen und Binnen-
nachfrage zu schaffen und Arbeitslosigkeit und Mi-
grationsanreize zu reduzieren. Gravierendes Hin-
dernis dazu ist nicht selten die mangelhafte
Rechtssicherheit in diesen Landern, vor allem in
Afrika. Wenn eine Firma in einem Entwicklungs-
land, auch in Afrika, investiert, ist sie in der Gefahr,
quasi enteignet zu werden. Das gilt insbesondere
dann, wenn das dortige Rechtssystem unterent-
wickelt ist und/oder Richter und Politiker korrupt
sind. Das ist sehr typisch fir Afrika, und daran
kann die internationale Gemeinschaft der G20 eini-
ges andern, wenn sie dieses Problem erkannt
hat — und ich glaube, wir haben inzwischen er-
kannt, dass wir in Afrika etwas tun mussen, weil
wir natlrlich nicht die Afrikaner, die gern zu uns
kommen wollen, hier auch aufnehmen kénnen.

(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Die Redezeit ist leider abgelaufen.

Dr. Jorn Kruse AfD (fortfahrend):* Ich beuge mich
der Klingel, Herr Prasident.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es hat sich wei-
terhin gemeldet Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Hamburg ist nach
wie vor das Zentrum des deutschen Auflenhandels
und eines der flhrenden Logistikdrehkreuze in
Europa. Unsere Stadt lebt seit vielen Jahrhunder-
ten vom internationalen Austausch von Waren und
Dienstleistungen, das gilt insbesondere fir den
klassischen Aufenhandel sowie die Hafen- und
Logistikunternehmen. Beide Bereiche sind zwei
Seiten derselben Medaille. Beides zusammen hat
Hamburg so ungemein wirtschaftlich stark gemacht
und ist nach wie vor das Rickgrat des Wohlstan-
des. Aber ich will nicht unerwahnt lassen: Auch die
klassische Industrie in diesem gesamten internatio-
nalen Konzert, die Dienstleistungswirtschaft ist to-
tal international ausgerichtet.

Wir haben dieses Thema im Wirtschafsausschuss
debattiert. Digitalisierung, Industrie 4.0 und Arbeit
4.0, die ich immer gleichermalRen betone, sind
breite und zusammenhangende Themenfelder mit
hoher Relevanz, und es ist sinnvoll, dass man sich
mit diesen zentralen Themen intensiv auseinander-
setzt. Wir verfigen in Hamburg Uber zahlreiche In-
strumente, dies auf den Weg zu bringen: die Leit-
stelle, was die digitale Stadt angeht, und die vielen

Zusammenhange in unseren Clusterinitiativen, wo
wir den digitalen Prozess fortsetzen.

Gestatten Sie mir neben dem Schwerpunkt der Di-
gitalisierung noch eine Bemerkung zum Thema
des freien Handels. Hamburg lebt vom barrierefrei-
en internationalen Austausch von Waren und
Dienstleistungen, und Hamburgs wirtschaftliches
Wohlergehen ist vom barrierefreien internationalen
Handel existenziell abhangig. Natirlich bedarf es
im Zuge der Internationalisierung der Wirtschaft ei-
nes Ordnungsrahmens, um im Wettbewerb der
Standorte einen Wettlauf der sozialen und 6kono-
mischen Standards nach unten zu verhindern.
Auch das ist auf der Agenda von G20, und ich be-
grifRe es sehr. Ein weiteres Beispiel betrifft die
Fairness, und zwar im Steuersystem, Stichwort
Steueroasen. Das ist ein flr den internationalen
Handel wichtiger Hintergrund, der hoffentlich ent-
sprechend behandelt wird. Uber all das wird bei
G20 gesprochen. Eines will ich noch einmal deut-
lich betonen: Protektionismus ndtzt niemandem,
auch nicht den USA. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Senator Horch. — Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich fest, dass die Birgerschaft von
Drucksache 21/9463 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27, Drucksa-
che 21/9470, Bericht des Gesundheitsausschus-
ses: "Schwerpunkithemen des G20-Gipfels im Be-
reich Gesundheit".

[Bericht des Gesundheitsausschusses zum
Thema:

"Schwerpunktthemen des G20-Gipfels im Be-
reich Gesundheit" (Selbstbefassungsangele-
genheit)

— Drs 21/9470 -]

Wer wiinscht hierzu das Wort? — Herr Rosenfeldt
von der SPD-Fraktion. Sie melden sich, Sie haben
das Wort.

Jenspeter Rosenfeldt SPD: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Gut, dass die G20 Gesund-
heit als ein zentrales Thema fiir das Wohlergehen
der Menschen und fir die Entwicklung ihrer Lander
auf die Agenda gesetzt haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Eine halbe Million Menschen stirbt jahrlich an Ma-
laria. Millionen Menschen sterben wegen schlech-
ter Gesundheitssysteme und mangelnder Hygiene
aufgrund eines Mangels an sauberem Wasser.
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Welcher Legitimation — denn die wird hier immer
noch von der Linken in Frage gestellt — bedarf es
noch, dass sich starkere Lander mit diesem Thema
befassen, ausdrlicklich auf der Basis der Vereinten
Nationen und eingebettet in das Arbeiten der
WHO, und andere Lander unterstitzen?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Gesundheitsminister der G20 haben erstmals
gemeinsam getagt und klargestellt, dass sie sich
der Verantwortung stellen wollen, und das eben
nicht isoliert als einzelne Lander, sondern gemein-
sam — es ist in diesen Zeiten schon ein unschatz-
barer Wert, das offen und klar zu sagen —, und
zwar ausdricklich auf dem Boden und im Einklang
mit den Vereinten Nationen. Das nur, weil hier
stéandig wiederholt wurde, es hatte nichts damit zu
tun. Die Gesundheitsminister haben in ihrer Erkla-
rung festgelegt, dass sie die flihrende Rolle der
Weltgesundheitsorganisation, eine Sonderorgani-
sation der Vereinten Nationen, anerkennen, dass
all ihr Handeln in enger Zusammenarbeit mit der
Weltgesundheitsorganisation und auf der Basis der
"Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung" stattfin-
den soll. Ich finde, es ist ein grolRer Erfolg, dass
sich diese Lander alle gemeinsam dazu bekannt
haben, in einer Zeit, in der es genltigend Alleingan-
ge und Abschottung gibt.

Ich begrifRe, dass die Gesundheitsminister im
Rahmen der Beratungen der G20 in der Berliner
Erklarung bereits eine Reihe an guter Vorarbeit ge-
leistet haben. Wichtiges Thema dabei ist die Anti-
biotikaresistenz und das weltweite Krisenmanage-
ment beim Ausbruch gefahrlicher Infektionskrank-
heiten. Hamburg ist auch hier der richtige Ort, um
solche Debatten zu fihren. Wir haben unser Bern-
hard-Nocht-Institut und das UKE, die internationa-
les Know-how anbieten kdnnen und dies zum Bei-
spiel wahrend der Ebola-Krise auch praktisch und
weltweit in den betroffenen Landern ganz konkret
getan haben. Hamburg steht hier ganz vorn bei der
Erforschung von Impf- und Wirkstoffen. Und mor-
gen wird das interdisziplindare Forschungszentrum
CSSB eingeweiht, das sich auf héchstem Niveau
mit der Infektionsforschung befassen wird. Also,
welchen besseren Ort gibt es hierfir als Hamburg?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es wird eine Reihe konkreter Vereinbarungen oder
Vertiefungen von bereits gefassten Vereinbarun-
gen geben, konkrete nationale Aktionsplane, die
umgesetzt werden und — darauf hat man sich ver-
standigt — auch extern evaluiert werden sollen. Das
ist ein sehr wichtiges Thema: eben nicht nur ein
Lippenbekenntnis abzugeben, sondern hinterher
darauf zu schauen, was umgesetzt und was dabei
herausgekommen ist.

Deutschland hat zum Beispiel das Programm
DART 2020 gemacht, aber auch im Vorfeld hat es
schon auf verschiedenen Ebenen einige Erfolge

gegeben. Das bezieht sich auf die multiresistenten
Keime in Krankenhausern, wo bereits enorm viel
geschehen ist und die Infektionen deutlich gesenkt
werden konnten, das bezieht sich in Deutschland
konkret auf den deutlich verringerten Antibioti-
kaeinsatz in der Tierzucht. Aber wir missen auch
hier immer noch viel tun. Wir haben im Ausschuss
gelernt, dass Antibiotika immer noch viel zu viel,
viel zu lange und oft auch bei falscher Indikation
verschrieben werden. 13 Prozent Antibiotika-Ver-
schreibung ist als Marktanteil einfach viel zu hoch,
das kann man sich schon leicht denken, wenn man
sieht, wie grol3 der Pharmamarkt ist. Da ist also
auch hier noch sehr viel zu tun, und wenn man Er-
folg haben will, kann das nur weltweit gemeinsam
angegangen werden, weil diese Krankheiten und
multiresistente Keime eben nicht durch Grenzen
beschrankt sind.

Wir brauchen dazu — das war auch im Ausschuss
Thema — die Pharmakonzerne. Dort findet sehr viel
Forschung und Entwicklung statt. Vieles an Grund-
lagenforschung kann von den Landern betrieben
werden, aber wir brauchen auch die Konzerne.
Vollig klar ist, dass man nicht naiv daran herange-
hen kann; Pharmakonzerne sind keine philanthro-
pischen Einrichtungen, sondern sie wollen Gewinn
machen. Wir missen also auch hier Wege finden,
wie wir die Krafte bindeln kdnnen, um madglichst
schnell Erfolge zu erreichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich will es nur noch kurz anreiRen: Globales Ge-
sundheitsmanagement wird Thema sein und natr-
lich die schnelle Krisenintervention und die Star-
kung der Gesundheitssysteme. Dazu mdchte ich
nur ein paar Stichworte nennen, die mir in dieser
G20-Debatte besonders wichtig sind. Bei all diesen
Themen, bei denen versucht wird, konkrete Verein-
barungen zu erreichen, ist immer betont worden:
alles auf dem Boden der Vereinbarungen der Ver-
einten Nationen, alles zusammen mit der Weltge-
sundheitsorganisation und alles gemeinsam mit
den schwacheren Landern, als Partnerschaft und
nicht als Patronat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Rosenfeldt. — Das Wort erhalt Frau Stover
von der CDU-Fraktion.

Birgit Stéver CDU: Herr Prasident, meine lieben
Kollegen! Lassen Sie mich zu Beginn sagen, dass
es mich irritiert, dass Teile dieses Hauses sich of-
fensichtlich als Kritiker dieses absolut notwendigen
und sinnvollen Austauschs bei G20 gerieren, denn
Uber zentrale Fragen unserer Zeit bedarf es dieses
Austauschs, und das gilt selbstverstandlich auch
fur den Gesundheitsbereich, Gber den wir jetzt
noch einmal sprechen wollen.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 61. Sitzung am 28. Juni 2017 4467

(Birgit Stover)

Bundeskanzlerin Merkel selbst hat sich dafur ein-
gesetzt, dass das Thema Gesundheit auf interna-
tionaler Ebene dauerhaft zum Schwerpunkt wird,
und das aus sehr gutem Grund, denn in einer glo-
balisierten Welt machen Krankheitserreger nicht an
Landesgrenzen halt. Dass die Weltgemeinschaft in
Wirklichkeit auf eine Pandemie nur suboptimal vor-
bereitet ist, hat der letzte groRe Ebola-Ausbruch in
Afrika gezeigt. Die Weltgesundheitsorganisation
WHO hat relativ spat und zu schwerfallig auf War-
nungen reagiert. Das sollte sich nicht wiederholen,
daran missen wir arbeiten. Deshalb missen wir
auch im Rahmen von G20 Uber kinftige Zusam-
menarbeit und ein weltweites Krisenmanagement
— es ist schon angesprochen worden — sprechen,
um Krankheiten mit aggressiven Erregern kiinftig
besser eindammen zu kénnen.

Weiter ist auch das Stichwort Antibiotikaresisten-
zen gefallen, die bei der globalen Ausbreitung eine
starke Gefahr darstellen. Hier wird bereits interna-
tional verstarkt zusammengearbeitet. 2016 schon
diskutierte die Generalversammlung der Vereinten
Nationen erstmals Uber das Problem der multire-
sistenten Keime und verabschiedete eine Erkla-
rung, in der die Gefahren eindringlich benannt wur-
den. Zentrale Errungenschaften der Medizin, wie
beispielsweise Erfolge in der Transplantationsme-
dizin oder in der Versorgung von Frih- und Neuge-
borenen, werden durch zunehmende Antibiotikare-
sistenzen ernsthaft bedroht. Sie sehen, meine Da-
men und Herren, eine Zusammenarbeit der Staa-
ten ist hier dringend geboten und notwendig.

Was bedeutet das fir Hamburg? Es bedeutet
auch, dass wir in Hamburg vor Ort unsere Haus-
aufgaben machen missen, wie im Gesundheits-
ausschuss berichtet. Der Kollege von der SPD hat
es eben schon mit aufgenommen: Das Bernhard-
Nocht-Institut fir Tropenmedizin ist in seiner For-
schung im Kampf gegen Antibiotikaresistenzen
weit vorn. Wenn Deutschland tatsachlich als soge-
nannter Hotspot fiir globale Gesundheitspolitik ge-
starkt werden soll, dann haben unsere Hamburger
Einrichtungen grundsatzlich die Kompetenz dazu,
einen wertvollen Beitrag zu leisten. Diese Kompe-
tenzen sollten angeboten und vermarktet werden.
Es muss kommuniziert sein, wie die Kompetenz in
Hamburg ist. Das ist Aufgabe des Senats.

In anderen Bereichen sehe ich noch Verbesse-
rungsbedarf. Ich méchte die Impfquoten fir Ma-
sern in Hamburg ansprechen, die definitiv nicht
ausreichend sind, um dem Ziel der Ausrottung der
Masern nach WHO-MaRstaben gerecht zu werden.
Impfungen sind ein Segen des medizinischen Fort-
schritts, sie sind die effektivste Praventionsmalfl3-
nahme gegen Infektionskrankheiten Uberhaupt.
Die Bemihungen des Senats gegen Impfmudigkeit
kann man nur so betiteln: Sie sind mide und halb-
herzig. Hier muss deutlich mehr getan werden.

Es gibt einen weiteren Punkt, wo Hamburg noch
besser werden kann. Ich erinnere an das mangeln-
de Krisen- und Kommunikationsmanagement, das
der Senat im letzten Winter bei dem Ausbruch der
Vogelgrippe an den Tag gelegt hat. Hamburg in
Génze als Beobachtungsgebiet zu erklaren, hat
bei den Hamburgern fiir erhebliche Irritation und
Verargerung gesorgt. Der damit verbundene Lei-
nenzwang fir Hunde und Katzen im gesamten
Stadtgebiet wurde so gut wie nicht befolgt. Ich
weill, dass es wenig andere Mdglichkeiten gab.
Trotzdem missen MalRnahmen in Krisensituatio-
nen auch durchsetzbar und wirksam sein. Dem Se-
nat ist es in dieser Situation nicht gelungen, mit
Augenmall wirksame Malinahmen zu ergreifen.
Auch hieran kann kiinftig verstarkt gearbeitet wer-
den.

(Beifall bei der CDU)

Eine weitere wesentliche Baustelle sehe ich in der
Situation der Hamburger Kliniken. Der Personal-
notstand, die Arbeitsverdichtung und besonders
der Mangel an Pflegefachkraften sind ein ernsthaf-
tes Problem. Der Senat verfugt mit der Beteiligung
an den Asklepios Kliniken und der Tragerschaft
beim UKE Uber einen guten Hebel, um dem Perso-
nalnotstand entgegenzuwirken. Gesetzliche Perso-
naluntergrenzen, wie sie derzeit auf Bundesebene
auf den Weg gebracht wurden, kénnen zwar hel-
fen, sie entbinden den Senat aber nicht davon, vor
Ort aktiv zu werden und seiner eigenen Verantwor-
tung gerecht zu werden.

Statt in einer ambivalenten Haltung gegen G20 in
Hamburg zu verharren, sollte der Senat lieber rea-
lisieren, dass G20 auch mit Verpflichtungen vor der
eigenen Haustlr verbunden ist. Die Forderungen
nach einer besseren internationalen Zusammenar-
beit im Gesundheitswesen bleiben leere Sprech-
blasen, wenn der Senat es nicht schafft, hier vor
Ort seine Hausaufgaben zu machen. — Ich danke
Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Stover. — Als N_'a{nchstes erhalt das Wort Frau
Blomeke von der GRUNEN Fraktion.

Christiane Blémeke GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich glaube, die Diskus-
sion im Gesundheitsausschuss hat einmal mehr
deutlich gemacht, wie wichtig es ist, sich inhaltlich
mit den Themen zu beschaftigen und G20 nicht
nur auf das zu reduzieren, was im Moment in der
Stadt diskutiert wird: die Fragen Ausrichtung, Ver-
sammlungsrecht ja oder nein, und was an Ver-
kehrsbehinderungen auf uns zukommt. All das
stand nicht im Fokus der Diskussion im Gesund-
heitsausschuss, und das war auch gut so, weil wir
durch die Zusammenkunft der G20 Themen zu be-
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reden haben, die eindringlich global anzugehen
sind.

Ich méchte einmal sehr deutlich sagen, dass ich es
ausgesprochen positiv finde, dass unter der deut-
schen G20-Prasidentschaft jetzt das erste Mal in
diesem Rahmen lber Gesundheit gesprochen wur-
de. Das ist ein, wie ich finde, wirklich groRer Fort-
schritt fur die globale Gesundheit und fur die glo-
bale Verantwortung, die wir haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Eines ist im Gesundheitsausschuss sehr deutlich
geworden: dass die G20-Staaten Widerstand leis-
ten missen. Widerstand gegen einen Gegner — ich
brauche ihn nicht zu gendern, Frau Sudmann,
denn dieser Gegner ist geschlechtslos —, der mi-
kroskopisch klein ist, aber dafiir zahlreich und welt-
weit verbreitet. Unsere Gegner weltweit heil3en
zum Beispiel Pseudomonas oder Acinetobacter.
Es sind Bakterienfamilien, in denen die Resistenz
gegen Antibiotika inzwischen so weit fortgeschrit-
ten ist, dass zunehmend viele Krankheiten, die fri-
her zwar nicht harmlos waren, wo die Erkrankten
aber wieder gesund wurden, immer haufiger t6d-
lich enden.

Frau Grunwaldt, Sie waren eine derjenigen, die ge-
sagt haben: Lassen Sie uns doch endlich wieder
zu landespolitischen Themen zurlckkehren. Ich
kann nicht nachvollziehen, warum man so etwas
sagt. Wie schnell ein Thema wie multiresistente
Keime zu einem landespolitischen Thema werden
kann, konnten wir 2015 in Kiel erfahren, als nam-
lich die gerade genannten Keime zu 31 Infektionen
fuhrten und zwolf Menschen leider verstarben.
Spatestens dann wird sehr deutlich: Das Problem,
das wir mit multiresistenten Keimen haben, ist
menschengemacht und fordert auf allen Ebenen
unsere Aufmerksamkeit, und zwar lokal und global.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erstmals haben sich in diesem Jahr die G20 Ge-
sundheitsminister und -ministerinnen in Berlin ge-
troffen. Dazu muss man sagen, dass die Bereit-
schaft, sich mit Gesundheitsfragen zu beschéfti-
gen, anfangs wirklich nicht hoch und nicht bei allen
Staaten sehr ausgepragt war. Aber die Resonanz
nach dem Treffen war dafir umso positiver. Es
wurde ein gemeinsames Verstandnis dafiir er-
reicht, dass Gesundheitspolitik ein Teil der interna-
tionalen Verantwortung ist. Die Themen, mit denen
man sich beschaftigt hat und auch bei G20 be-
schaftigen wird, sind Gesundheitssystemstarkung,
Bedrohung durch Ubertragbare Krankheiten und
eben die Antibiotikaresistenzen.

Ich will betonen, dass es zwar auf der einen Seite
um das Lokale geht, aber es geht auch um unsere
allgemeine globale Verantwortung. Ich will dafir
als Beispiel einmal Indien erwahnen. Vor einiger
Zeit ging durch die Presse, dass dort bei der Her-
stellung Mengen von Antibiotika einfach in die Um-

welt entsorgt werden, was auf jeden Fall dazu bei-
tragt, dass multiresistente Keime regelrecht ange-
zuchtet werden. Wir alle profitieren von den Anti-
biotika und haben genauso eine Verantwortung,
dafir Sorge zu tragen, dass die Herstellung nicht
die Lander, in denen sie hergestellt werden, be-
lastet und vor allen Dingen nicht global zu einer
Erhéhung der multiresistenten Keime fiihrt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es soll zur Bekampfung der Antibiotikaresistenzen
ein Forschungsfonds eingerichtet werden, um ent-
lang der gefahrlichsten Erreger die Forschung vor-
anzutreiben. Ich denke, das ist ein grofRer Erfolg.
Es ist ebenso ein grol3er Erfolg, dass trotz der Wi-
derstdnde auch der Antibiotikaeinsatz in der Nutz-
tierhaltung Eingang in die gemeinsame Erklarung
gefunden hat. Dazu haben auch die Landwirt-
schaftsminister beigetragen, die sich im Vorfeld ge-
troffen und entscheidende Arbeit geleistet haben.

Die Staaten der G20, ob man die Gruppe nun legi-
tim findet oder nicht, haben Verantwortung, globale
Probleme wie die Verbreitung von gefahrlichen
Krankheitserregern anzugehen. Darlber missen
sie sprechen und dafiir missen sie gemeinsame
MaRnahmen entwickeln. Deswegen ist an das Gip-
feltreffen zu Recht eine hohe Erwartung geknupft.
Ich méchte noch einmal an die LINKEN gerichtet
sagen: Liebe Kollegen der LINKEN! Sie scheinen
es sich zur Aufgabe gemacht zu haben, G20 zu
kritisieren, wo Sie kdnnen, aber ich denke, dass
Sie in diesem Fall eindeutig Farbe bekennen miis-
sen. Sie koénnen nicht ernsthaft dagegen sein,
dass sich Staats- und Regierungschefs dieser
G20-Lander hinsetzen und sich mit den dréangend-
sten gemeinsamen Gesundheitsproblemen dieser
Welt beschaftigen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dr. Jorn Kruse AfD)

An dieser Stelle fordere ich Sie abschlielend auf,
sich mit den Inhalten des Gipfels einmal ernsthaft
auseinanderzusetzen. Geben Sie diesen Inhalten
eine Chance und verteufeln Sie G20 nicht perma-
nent im Vorwege.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Blomeke. — Es erhalt das Wort Herr Celik von
der Fraktion DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Die globale Aus-
breitung von Antibiotikaresistenzen und das Ma-
nagement globaler Gesundheitsrisiken waren The-
men im Ausschuss. Eine Erkenntnis setzt sich im-
mer mehr durch: Wenn es um globalen Gesund-
heitsschutz geht, funktioniert Kapitalismus nicht.
Das wurde auch im Ausschuss deutlich. Diese Er-
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kenntnis haben wir schon lange und sind hoff-
nungsvoll, dass sie sich langsam durchsetzt.

Ich will es an einem Beispiel klarmachen. Wenn es
um die Entwicklung sogenannter Reserveantibioti-
ka geht, die eingesetzt werden, wenn kein anderes
Antibiotikum mehr hilft, ist die Produktion fur die
Pharmaunternehmen unattraktiv, denn ein Arznei-
mittel, das dafir entwickelt wird, die meiste Zeit im
Schrank aufbewahrt zu werden, und eben nicht
massenhaft verkauft werden kann, ist nicht gut fur
das Geschaft — aber es ist dringend notwendig fur
den Schutz der Bevdlkerung. Statt nun aber selbst
globale Daseinsvorsorge zu betreiben und For-
schung und Entwicklung durch die offentliche
Hand voranzutreiben, wird angefangen, herumzu-
fummeln. So sollen zum Beispiel Unternehmen we-
gen der Vermeidung des Verkaufsgeschafts kom-
pensiert werden, damit sie am Ende das tun, was
im Grunde gar nicht in ihrem Interesse liegt.

Aber auch bei der Produktion von Antibiotika zeigt
sich, dass es hier mit dem Markt nicht funktioniert.
Gangige Antibiotika werden nicht in Deutschland
oder in der EU produziert, sondern in Indien, weil
dort die Produktionskosten glnstiger sind. In Indi-
en — dazu gab es einen guten ARD-Bericht — ge-
langen zum Teil ungeklarte Abwasser voller Anti-
biotikartickstande in die Umwelt. Das kann man
sich als eine Art Bootcamp flir Bakterien und Re-
sistenzen vorstellen. Das ist fir die Menschen vor
Ort enorm gefahrlich, aber es ist auch fir uns ge-
fahrlich, weil diese hochresistenten Erreger durch
Reise- und Warenverkehre auch nach Europa
transportiert werden. Die Gewinnaussichten der
produzierenden Unternehmen sind allerdings nicht
gefahrdet; der Bericht und der Bericht des Vertre-
ters der Bundesregierung im Gesundheitsaus-
schuss waren ein Zeugnis der eigenen Machtlosig-
keit, was die gefahrlichen Produktionsbedingungen
von Antibiotika angeht.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber das stimmt
doch gar nicht!)

Es wurde zwar Uber Ideen geredet, wie man auch
aullereuropaische Unternehmen dazu ermuntern
kann, Umweltschutzstandards einzuhalten, aber
der Erfolg besteht aus einem einzigen Satz im Ab-
schlussdokument. Dort steht: Wir wollen effektiv
mit den Vertretern der Umweltpolitik zusammenar-
beiten. Warum aber Antibiotika nicht einfach dort
hergestellt werden kdnnen, wo ihre Produktion
Mensch und Umwelt nicht gefdhrden, ist die Frage.
Ist eine teure — in Anflihrungsstrichen — Antibiotika-
produktion nicht billiger als die Behandlung von
Menschen, die mit multiresistenten Keimen infiziert
sind oder daran sterben? Aber so funktioniert nun
einmal der Markt.

Die WHO ist eine wichtige Akteurin. Wenn die Re-
gierungsvertreter im Rahmen von G20 zusammen-
kommen, missen sie Maflnahmen verabreden,
wie die Weltgesundheitsorganisation gestarkt wer-

den kann, auch mit finanziellen Mitteln. Wir sehen
es skeptisch, dass immer mehr private Stiftungen
wie die Bill & Melinda Gates Foundation immer
mehr Einfluss nehmen, durch Spenden oder durch
finanzielle Mittel. Die Frage, ob es gut ist, wenn pri-
vate Akteure, die auch Eigeninteressen haben,
Einfluss nehmen auf die Weltgesundheitsorganisa-
tion, kénnen wir fir uns mit Sicherheit mit Nein be-
antworten.

Zum Schluss moéchte darauf hinweisen, dass es,
was die Bekdmpfung von Antibiotikaresistenzen lo-
kal bei uns angeht, einen direkten Zusammenhang
gibt zu der Personalausstattung zum Beispiel in
Krankenhausern, aber auch in Pflegeheimen, zu
nicht genitigend Reinigungspersonal oder nicht
ausreichend Pflegekraften, die dann zum Beispiel
nicht die Zeit finden, sich fachgerecht zu desinfizie-
ren. Eine Handedesinfektion sollte 30 Sekunden
dauern, das wirde bedeuten, dass man in einer
Schicht zwei Stunden fir Handedesinfektion
braucht. Mit zu wenig Personal kdnnen wir die mul-
tiresistenten Keime, die es in den Krankenhausern
gibt, nicht wirksam bekampfen. Deshalb brauchen
wir auch hier Losungen.

(Zuruf)

Wir brauchen mehr Personal in den Krankenhau-
sern. Wir brauchen 4 200 Pflegekrafte in Hamburg.
Hier kann die Senatorin, sei es Uber die Beteili-
gung an Asklepios, sei es als Zustandige fur die
Fachaufsicht, viel mehr tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Celik. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Herr Celik, ich bin ein
geduldiger Mensch, aber was Sie und Ihre Fraktion
zum Thema G20 produzieren, schlagt dem Fass
den Boden aus.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der SPD)

Es ist wirklich unertraglich. Das Thema Gesundheit
ist eben noch ein bisschen sensibler als Wirtschaft.
So schlimm es ist, wenn Sie die Wirtschaft behin-
dern oder nicht férdern wollen,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Was sa-
gen Sie denn zu den Hygienestandards?)

aber wenn Sie auch noch den Bereich Gesundheit
fur Ihre Ideologie verwenden und fir lhre totale
Verweigerungshaltung, dann ist einfach Schluss.
Es kann nicht sein, dass Sie uns ideologische
Spriche bringen und sich nicht darum kimmern,
wie man Menschen tatsachlich mit Antibiotika ver-
sorgen kann. Sie haben einen véllig falschen An-
satz.
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Wenn Sie anfangen, auf Bill Gates einzuprigeln
— das habe ich im Ausschuss schon einmal ge-
sagt —, ist das eine unglaubliche Entgleisung, die
Sie sich hier und damals auch geleistet haben. Ich
bin sehr dankbar, dass Bill Gates einen sehr
groBen Teil seines Vermobgens allgemeinnitzigen
Zwecken zur Verfugung stellt, und finde es
schlimm, dass Sie dagegen anpdbeln. Das sollten
Sie schnell streichen.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Im Ubrigen haben Sie mit Ihrer Rede, so schlimm
sie war, den besten Beweis geliefert, dass wir G20
brauchen. Sie sagen: Wir missen Einfluss nehmen
in Indien, damit dort nicht das passiert, was Sie be-
schrieben haben. Wenn das so ist, dann miissen
Sie doch dafir sein, dass man sich mit Indien trifft,
dass ein G20-Gipfel stattfindet, damit das passiert.
Herr Celik, solche Leute wie Sie sind eine Gefahr
fur die globale Gesundheit. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU, den
GRUNEN und bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Ich will das gar nicht weiter ausfiihren, es ist ein-
fach so schlimm. Denken Sie einmal dartber nach,
vielleicht fallt Ihnen vor lauter Ideologie gar nicht
mehr ein. Es geht nicht um ldeologie, es geht dar-
um, dass Menschen, kranke Menschen, preis-
gunstige Medikamente bekommen. Dazu braucht
man Globalisierung, dazu braucht man weltweite
Arbeitsteilung, natirlich unter Kontrolle.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Dazu brauchen wir G20-Gesprache, und Sie, sage
ich lhnen, werden das nicht verhindern. Wir alle
werden gegen Sie stehen und dafir sorgen, dass
bei G20 auch Giber Gesundheit geredet wird

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

und die Gesundheitssituation auf der Welt besser
wird. Sie werden das nicht tun; wir werden das tun.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Der letzte Punkt, jetzt noch zur Senatorin. Denke
global und handle lokal. Stichwort Antibiotikaresis-
tenzen. Die Senatorin wollte ja mehr Antibiogram-
me einflhren. Das ist eine gute Idee, die helfen
kann gegen Antibiotikaresistenzen. Ich hatte im
Ausschuss gefragt: Sagen Sie einmal, Frau Sena-
torin, ist das nicht budgetiert, und werden die Arzte
nicht, weil es budgetiert ist, davon abgehalten?
Sie, Frau Senatorin sagten, das sei nicht so. Sie
kennen mich; ich frage dann einmal nach.

(Glocke)
— Nein, keine Zwischenfrage.

In Drucksache 21/9474 habe ich nachgefragt. Es
ist tatsachlich so: Antibiogramme fallen ins Budget.

Darum kénnen es sich Arzte oft gar nicht leisten,
Antibiogramme anfertigen zu lassen. Andern Sie
die Rechtslage in Deutschland. Fuhren Sie den
Modellversuch in NRW zu Ende, und dann machen
Sie etwas konkret dazu und &uBern Sie nicht so
pauschale Verdachtigungen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Schinnenburg. — Als Nachster erhalt das
Wort Herr Dr. Korner von der AfD-Fraktion.

Dr. Joachim Kérner AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die AfD begrifdt es, dass sich die G20 auch mit
gesundheitlichen Themen befasst. Die Gesund-
heitsministerinnen und Gesundheitsminister der
G20 haben sich darauf verstandigt, folgende zwei
Themen in den Vordergrund zu stellen: Erstens
soll das globale Gesundheitskrisenmanagement
verbessert werden und zweitens die Ausbreitung
von Antibiotikaresistenzen vermindert oder verhu-
tet werden. Beides sind unterstitzenswerte Projek-
te. Wir begrifien das ausdriicklich. Diese Themen
wurden ausfuhrlich sowohl hier als auch im Ge-
sundheitsausschuss besprochen. Ich mdchte lhre
Zeit nicht weiter in Anspruch nehmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Korner. — Als Nachste erhalt das Wort
Frau Senatorin Prifer-Storcks.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Es ist schon an-
gesprochen worden: Es war das erste Mal, dass
die G20-Gesundheitsminister sich getroffen haben.
Es war auch vor einiger Zeit das erste Mal, dass
G7 Uber Gesundheitsfragen gesprochen hat, und
auch bei der deutschen EU-Ratsprasidentschaft im
Jahr 2020 wird das Thema Gesundheit auf der Ta-
gesordnung stehen. Ich finde, dafiir kann man die
Bundeskanzlerin auch in diesen Zeiten durchaus
einmal loben, dass sie das Thema Gesundheit so
prominent platziert. Das ist wirklich ein Fortschritt
und es ist auch notwendig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde, es ist eigentlich bei G20 am wichtigsten,
dass der Bereich Gesundheit zur Sprache kommt,
denn hier treffen sich die wichtigsten Schwellenlan-
der, hier treffen sich auch die Staatenbiinde aus
Afrika und Asien und hier sind internationale Orga-
nisationen wie die Weltgesundheitsorganisation
dabei, und die haben wirklich etwas miteinander zu
besprechen beim Thema Gesundheit, vor allen
Dingen im Hinblick auf internationale Gesundheits-
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krisen und die Bekampfung von Antibiotikaresis-
tenzen.

Aber es ist im Gesundheitsausschuss auch sehr
deutlich geworden, was das eigentlich alles mit uns
hier zu tun hat. Die FDP fordert mehr Hamburgre-
levanz — ich finde, die ist gerade beim Thema Ge-
sundheit sehr deutlich geworden. Es ist ja so, dass
in Zeiten transnationaler Mobilitat todliche Erkran-
kungen nicht da bleiben, wo sie entstanden sind,
sondern sehr schnell auch eine weltweite Bedro-
hung werden. Das ist zum Beispiel bei der Ebola-
Epidemie sehr deutlich geworden. Wir haben uns
auf der einen Seite in Hamburg sehr gefirchtet,
dass diese Erkrankung Uber den Hafen und den
Flughafen eingeschleppt wird, und auf der anderen
Seite haben wir hier aber auch unseren Beitrag
leisten kdnnen zur Bekdmpfung dieser Ebola-Epi-
demie. Wir haben — vielleicht erinnern Sie sich
nicht mehr — den ersten Ebola-Patienten in
Deutschland, einen Mitarbeiter der Weltgesund-
heitsorganisation aus dem Senegal, fliinf Wochen
auf der Isolierstation des UKE behandelt und ge-
sund wieder entlassen. Das Bernhard-Nocht-Insti-
tut hat damals seine grofle Kompetenz bei der Be-
kdmpfung internationaler Gesundheitskrisen einge-
bracht, forschend und beratend zum Thema Impf-
stoffe, aber auch immer bei seinem grofen
Schwerpunkt, der Bekampfung armutsassoziierter
Erkrankungen. Auch das hat eine gro3e Rolle bei
Ebola gespielt. So wird es auch in Zukunft sein; die
Bundesregierung hat deutlich gemacht, dass das
Bernhard-Nocht-Institut weiter bei Fragen interna-
tionaler Gesundheitskrisen einbezogen wird.

Auch zum Thema Antibiotikaresistenzen ist sehr
deutlich geworden, dass es keineswegs eine inter-
nationale Frage ist, die uns nur am Rande be-
schaftigt, sondern das Thema, wie es eigentlich
dazu kommt, hat mit dem Hausarzt oder der
Hausérztin nebenan genauso viel zu tun wie mit in-
ternationalen Fragen, auch hinsichtlich der Produk-
tion von Arzneimitteln und Antibiotika. Antibiotika
sind die am haufigsten verschriebenen Medika-
mente. Sie werden haufig unsachgemal, zu oft
oder unndétig verschrieben und deshalb braucht
man ein Blndel von MalRnahmen auf nationaler
und internationaler, aber auch lokaler Ebene, um
diesem Problem beizukommen. Das ist auch der
Grund, warum wir das Thema Antibiotikaverord-
nungen und Antibiotikaresistenzen zum grof3en
Schwerpunktthema der nachsten Landeskonferenz
Versorgung in Hamburg gemacht haben. Es arbei-
tet eine Arbeitsgruppe an diesem Thema, das wirk-
lich viele Bereiche betrifft.

Es ist auch richtig, dass wir auf internationaler
Ebene gerade Schwellenlander, Lander mit einer
armen Bevodlkerung, dabei unterstiitzen, dass sie
solche Einkommensgruppen unterstiitzen kénnen
bei dem Thema und dort Einheiten aufbauen kén-
nen, die Antibiotikaresistenzen entgegenarbeiten.

Auch das Thema Umweltbelastung ist ein Thema,
das in Zukunft starker in den Fokus genommen
werden muss. So hat die Hamburger Verbraucher-
schutzbehérde durchaus eine Funktion bei der
Uberwachung der Produktionsprozesse von Anti-
biotika in anderen Landern, zum Beispiel in Indien,
denn wenn diese Arzneimittel in die EU eingefiihrt
werden sollen, dann muss die gute Herstellungs-
praxis dort Uberprift werden, und das macht auch
die Hamburger Behorde flir Gesundheit und Ver-
braucherschutz.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Allerdings endet da ihre Zustandigkeit und die Um-
weltbedingungen kann sie nicht auch noch Uber-
prifen; dazu ist sie nicht befugt. Ich habe mich
aber gegeniber dem Bundesgesundheitsminister
dafiir eingesetzt — auch aufgrund der Berichterstat-
tung, die Sie erwahnt haben, Herr Celik —, dass
das Problem auf die Tagesordnung genommen
wird, denn es betrifft nicht nur den Umweltschutz in
diesen Produktionslandern, sondern diese Antibio-
tikaresistenzen, die dadurch geférdert werden,
werden auch in Deutschland auftreten. Deshalb
betrifft uns das im Kern ebenso. Ich finde, es ist
ein Fortschritt, dass das auf die Tagesordnung ge-
kommen ist. Zu glauben, man kénne das Problem
international mit einer Sitzung l6sen, ist natrlich
naiv, aber es steht jetzt wenigstens auf der Agen-
da.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

All das sind Themen, die international, aber auch
hier in Hamburg in allen Facetten eine Rolle spie-
len. Deshalb ist es gut, dass Gesundheitsthemen
so prominent vertreten sind, denn weder Krankhei-
ten noch Krankheitserreger oder Resistenzen ken-
nen Landesgrenzen, und ich hoffe, dass der Pro-
zess auch weitergefiihrt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Prifer-Storcks. — Gibt es noch wei-
tere Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt? — Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft vom Be-
richt des Gesundheitsausschusses aus Drucksa-
che 21/9470 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12, Druck-
sache 21/9339, Senatsantrag: Haushalts-
plan 2017/2018, Einzelplan 3.2, Nachbewilligung
nach Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung (LHO),
Abschluss eines Abkommens Uber die Finanzie-
rung des Hochleistungsklimarechners bei dem
Deutschen Klimarechenzentrum in Hamburg.

[Senatsantrag:
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(Vizeprasident Detlef Ehlebracht)

Haushaltsplan 2017/2018, Einzelplan 3.2 Behor-
de fir Wissenschaft, Forschung und Gleich-
stellung,

Nachbewilligung nach § 35 Landeshaushalts-
ordnung (LHO), Abschluss eines Abkommens
tiber die Finanzierung des Hochleistungsklima-
rechners bei dem Deutschen Klimarechenzen-
trum DKRZ in Hamburg (DKRZ-Abkommen)

— Drs 21/9339 -]

Die Fraktionen von SPD, CDU und GRUNEN
mochten diese Drucksache federfiihrend an den
Haushaltsausschuss sowie mitberatend an den
Ausschuss flir Wissenschaft und Gleichstellung
Uberweisen. Die Fraktionen sind Ubereingekom-
men, die Debatte hier zu streichen, und wir kom-
men sofort zur Abstimmung.

Wer mochte den Senatsantrag aus Drucksache
21/9339 federfuhrend an den Haushaltsausschuss
sowie mitberatend an den Ausschuss fur Wissen-
schaft und Gleichstellung Uberweisen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung einstimmig angenommen.

Wir sind beim Tagesordnungspunkt 41, Drucksa-
che 21/9457, Antrag der CDU-Fraktion: Bezahl-
moglichkeiten von Parkgebihren nutzerfreundlich
ausweiten — Parkscheinautomaten jetzt umristen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bezahimodglichkeiten von Parkgebiihren nutzer-
freundlich ausweiten — Parkscheinautomaten
jetzt umristen

— Drs 21/9457 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Sachstand zu Handyparken und Digitalem Par-
ken

— Drs 21/9591 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9591 ein An-
trag der AfD-Fraktion vor.

Die Drucksache 21/9457 mochten die Fraktionen
der CDU, der LINKEN und der AfD an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen. Vonseiten der AfD
liegt ein zusatzlicher Antrag auf Uberweisung der
Drucksache 21/9591 ebenfalls an den Verkehrs-
ausschuss vor. Auch hier sind die Fraktionen tber-
eingekommen, die Debatte zu streichen, und wir
koénnen gleich in die Abstimmung gehen.

Wer also zunachst den Antrag aus Drucksache
21/9457 an den Verkehrsausschuss Uberweisen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Wir beginnen mit dem Antrag der AfD-Fraktion aus
Drucksache 21/9591.

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

SchlieBlich zum Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/9457.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist damit
abgelehnt.

Wir kommen an dieser Stelle wie immer zur
Senatsbefragung

Dazu liegt uns vonseiten der Fraktionen der AfD
und der SPD jeweils eine Fragestellung vor. Fur je-
de dieser Fragen und weitere Nachfragen sowie
deren Beantwortung stehen jeweils 20 Minuten zur
Verfugung. Ich mdchte vorab darauf hinweisen,
dass Antworten auf Fragen, die hier und heute
nicht beantwortet werden kdnnen, zu Protokoll
nachgereicht werden.

[Die hohe Nachfrage nach Tickets fiir die Elb-
philharmonie fiihrt einerseits zur Enttduschung
vieler Hamburger Biirger und Besucher, wah-
rend gleichzeitig die niedrigen Eintrittspreise
(die vor allem fiir die teureren Preisgruppen
nicht begriindbar sind) fiir geringe Erlose zum
Nachteil der Hamburger Steuerzahler fiihren.
Plant der Senat eine Diskussion und Revision
der Rationierungsverfahren — Los/Zufall, Warte-
schlange (first-come-first-served), diskretio-
ndre Vergabe — und der Preisstruktur fir die
Elbphilharmonie? (Fragethema der AfD-Frakti-
on)]

Wir beginnen nun zunachst mit der Fragestellung
der AfD. Wer mdchte sie vortragen? — Herr Profes-
sor Kruse, Sie haben das Wort fir maximal eine
Minute. Bitte sehr.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Die hohe Nachfrage nach
Tickets fur die Elbphilharmonie flihrt einerseits zur
Enttauschung vieler Hamburger Birger und Besu-
cher, wahrend gleichzeitig die niedrigen Eintritts-
preise, die vor allem fiir die teureren Preisgruppen
nicht begrindbar sind, flr geringe Erlése zum
Nachteil der Hamburger Steuerzahler fihren.

Plant der Senat eine Diskussion und Revision der
Rationierungsverfahren, also entweder Los/Zufall,
Warteschlange — first-come-first-served — oder dis-
kretionare Vergabe, und der Preisstruktur fir die
Elbphilharmonie?


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9339
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9457
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9591
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Danke fiir die
Frage. — Wer mochte fir den Senat antworten? —
Herr Dr. Brosda, Sie haben das Wort.

Senator Dr. Carsten Brosda: Waren wir jetzt in
einem wirtschaftswissenschaftlichen Colloquium,
kdnnten wir uns bei dieser Frage langer mit den
Auswirkungen von Preiselastizitdt auseinanderset-
zen. An der Stelle haben wir aber einen kulturpoliti-
schen Auftrag, was damit zu tun hat, dass wir rela-
tiv friih gesagt haben, die Elbphilharmonie solle ein
Haus fur alle sein, und das gilt fir den Senat in
gleicher Art und Weise auch weiterhin. Wir haben
750 000 Karten fur die kommende Saison im Ver-
kauf, davon 230 000 Uber die stadtische Gesell-
schaft HamburgMusik. Wir halten eine Steuerung
der Nachfrage Uber den Preispunkt an der Stelle
fur nicht relevant und richtig, sondern sind der Mei-
nung, dass wir dort die Zuganglichkeit gewahrleis-
ten wollen, Ubrigens auch, weil tGber 90 Prozent
dieses Gebaudes von Hamburger Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahlern bezahlt worden sind und in-
sofern auch ein Recht darauf besteht, dort nicht
vom Preis abgehalten zu werden, sondern in das
Haus hineinzukommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die genannten Preisranges, die wir haben, er-
strecken sich Ubrigens nicht nur auf die Angebote,
die HamburgMusik macht, sondern gleichermalen
auch auf die Angebote der privaten Konzertveran-
stalter. Auch die liegen bei den Preisangeboten in
der Regel bei unter 200 Euro in den héchsten
Ticketkategorien.

Letzte Bemerkung vielleicht noch zur Frage der
Grolenordnung der Preisgestaltung, die wir dort
haben: Es ist in diesem Saal nicht so einfach, pra-
zise zu sagen, was ein sehr guter Platz ist, fur den
man viel zahlt, und was ein deutlich schlechterer
Platz ist, fir den man weniger zahlt, weil die Platze
alle ziemlich gut sind, und insofern kénnen wir
auch in der Spreizung der Preise einen bestimm-
ten Bereich tatsachlich abdecken an der Stelle,
wenn wir sicherstellen wollen, dass alle in das
Haus hineinkdnnen und nicht davon abgehalten
werden koénnen. Nichtsdestotrotz arbeitet Ham-
burgMusik intensiv daran, Verfahren auszuprobie-
ren, sodass wir dieses Mal beispielsweise
40 000 Karten in die Verlosung gegeben haben fiir
einzelne Konzerte. Und um da einmal eine Relati-
on zu geben: Fur diese 40 000 Karten haben wir
bisher 374 000 Bewerbungen, sodass wir an der
Stelle dann sicherlich eine ordentlich grofl3e
Lostrommel haben, wenn es darum geht, die zu
verteilen. Das ist der Weg, der uns besser geeig-
net erscheint, als einfach diejenigen, die nicht ge-
nug Geld in der Tasche haben, Gber hohe Preise
aus dem Markt rauszudriicken. — Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Brosda. — Gibt es eine Zusatzfrage der
AfD? — Die gibt es, Herr Professor Kruse bitte.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Ich habe eine Zusatzfrage.
Wenn man Preisdifferenzierung macht — und nichts
anderes ist es ja, ganz unabhangig davon, ob sie
unterschiedlichen Qualitaten entspricht —, dann ist
das eine Ubliche Methode zur Erlésmaximierung,
und gerade in einem Bereich, wo der Steuerzahler
die grofde Zeche zahlt, ist nicht einzusehen, warum
den wohlhabenden Besuchern aus Hamburg oder
aus Shanghai und New York gewissermalfien eine
Subvention vom Hamburger Steuerzahler gewahrt
werden sollte. Insofern glaube ich, dass wir hier
den Hamburgern einen Barendienst erweisen,
denn auch in Hamburg koénnten diejenigen, die die
besten Preiskategorien kaufen wiirden, auch si-
cher leicht das Doppelte bezahlen.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Wer mochte
antworten? — Herr Dr. Brosda bitte, Sie haben das
Wort.

Senator Dr. Carsten Brosda: Eine Frage war es
zwar nicht, aber ich habe ein paar Zahlen, die an
dieser Stelle vielleicht helfen kénnen. Wir haben
immerhin eine Preisdifferenzierung bei den Tickets
der HamburgMusik, die bei 8 Euro anfangt und bei
140 Euro fur die teuersten Karten aufhort. Das ist
schon eine Spanne, die nicht unerheblich ist. Bei
den Privaten gehen wir in den teuersten Preiskate-
gorien hoch bis 219 Euro bei der Konzertdirektion
Goette, sodass wir da durchaus eine Differenzie-
rung haben, die aber tatsachlich unter der anderer
Konzerthauser liegt. Aber das ist der erklarte Wille,
den die Birgerschaft in der Spielbetriebsdrucksa-
che genau so beschlossen hat und warum sie
auch genau in diesem Haus festgelegt hat, dass
es einen Zuschuss aus dem Haushalt fur den
Spielbetrieb der Elbphilharmonie geben soll, um
die Zuganglichkeit des Hauses fur alle zu ermogli-
chen. Eine Steuerung, wie wir sie auf dem idealen
Markt hatten — derjenige, der mehr zahlen kann,
zahlt auch mehr —, funktioniert an der Stelle nicht.
Nahmen wir den Schnittpunkt zwischen Angebot
und Nachfrage, wirden wir in Preiskategorien lan-
den, die so jenseits von Gut und Bose lagen, dass
das Ziel eines Hauses fur alle nicht einlésbar ware.
Ich habe die zehnfache Uberbuchung der Verlo-
sung als nur ein Beispiel dafiir genannt; viele wei-
tere Beispiele waren zu nennen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Gibt es jetzt weitere Fragen aus den anderen Frak-
tionen? — Wir beginnen bei den Nachfragen, die es
gibt, mit der SPD-Fraktion. Frau Dr. Vértes-Schiit-
ter, Sie haben das Wort fir maximal eine Minute.
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Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD:* Herr Senator,
ich mochte gern fragen, was HamburgMusik unter-
nimmt, um das gegenwartig grolde Interesse an der
Elbphilharmonie auch fur langfristige Kundenbin-
dung zu nutzen.

Senator Dr. Carsten Brosda: Wir hatten kurzlich
eine Diskussion in der Birgerschaft zur Frage, wie
wir die Zuganglichkeit ausverkaufter Konzerte Giber
digitale Vertriebswege sehen, wie wir beispielswei-
se Streaming und dergleichen machen. Vor allen
Dingen konzentriert sich HamburgMusik momen-
tan darauf, dauerhafte Kommunikationsbeziehun-
gen zu denjenigen zu etablieren, die auch ein In-
teresse daran haben. Dazu zahlt beispielsweise
die intensive Bespielung der Newsletter. Um da
einmal eine Zahl zu nennen: Wir lagen vor einem
Jahr bei 14 000 Newsletter-Abonnenten, wir sind
jetzt bei 163 000 Abonnenten und bei Facebook
liegen wir bei weit Gber 200 000 Fans, was fir ein
Konzerthaus ein sensationeller Bereich ist. Es geht
darum, dort Kundenbindung zu etablieren fir den
Fall, dass die Nachfrage irgendwann sinkt und
man an der Stelle wieder reinkommt. Insbesondere
Kommunikation fir das Haus und Zuganglichkeit,
auch ohne ins Haus hineinzukommen, durch Strea-
mings und Audiostreamings sind momentan die
Hauptansatzpunkte.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Brosda. — Weitere Nachfragen der Fraktio-
nen? — Eine Wortmeldung von der FDP, Herr Mey-
er bitte.

Jens Meyer FDP: Plant der Senat die Einfihrung
eines Eintrittsgeldes flr den Besuch der Plaza?

Senator Dr. Carsten Brosda: Auch dazu gibt es
eine klare Vereinbarung, die lautet, dass wir den
Betrieb kostendeckend herzustellen haben. Das ist
in der Spielbetriebsdrucksache festgelegt. Ob das
gelingt, wissen wir nach der Auswertung der kom-
menden Saison, die noch laufen wird. Derzeit ist
eine derartige Einfllhrung nicht geplant. Bei den
Vorbuchungen zahle ich schon jetzt 2 Euro, wenn
ich einen bestimmten Slot habe, und wir werden
dann sehen, wie sich das Verhaltnis von Vorbu-
chern und tatsadchlichen Buchungen verhalt, um
festzustellen, ob wir kostendeckend hinkommen
oder nicht. Das ist aber keine Planung, sondern
erst einmal schlicht die empirische Erhebung, und
dann wird im nachsten Jahr, wie in der Spielbe-
triebsdrucksache festgelegt, entschieden werden,
wie es an der Stelle weitergeht, um die Kosten-
deckung sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Es gibt weitere Nachfragen, Herr Wersich von der
CDU-Fraktion bitte.

Dietrich Wersich CDU: Wie stellt sich denn die
derzeitige Einnahmen- und Kostensituation beim
Betrieb der Plaza dar? Wenn Sie es nicht dabeiha-
ben, kdnnen Sie es auch gern zu Protokoll geben.

Senator Dr. Carsten Brosda: Das wirden wir
dann zu Protokoll geben, wobei ich gleich schon
einschrankend sagen muss, dass wir uns unterjah-
rig dabei befinden und ich lhnen nicht sagen kann,
welche Zahlen HamburgMusik schon in validierter
Form vorliegen hat. Aber wir geben das, was vor-
liegt, zu Protokoll.***

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Dann gibt es eine weitere Nachfrage von der GRU-
NEN Fraktion. Herr Goégge bitte.

René Goégge GRUNE:* Herr Senator, die erste
halbe Spielzeit war damals sehr schnell ausver-
kauft. Ist von der Mdglichkeit, eventuell gegeniber
dem urspringlichen Spielplan weitere Veranstal-
tungen einzuschieben, Gebrauch gemacht worden
und wenn ja, wie oft?

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Herr Dr. Bros-
da.

Senator Dr. Carsten Brosda: Es ist Gebrauch da-
von gemacht worden, beispielsweise durch die
nachtragliche Sommerprogrammierung in einem
Umfang von insgesamt weit Uber 20 Konzerten,
und wir werden auch im Vergleich zu der jetzt vor-
liegenden Konzertplanung fir die kommende
Spielzeit dort weitere Konzerttickets haben. Ubri-
gens der Hinweis flur diejenigen, die noch mal
mochten: Diese 374 000 Interessenten fir die
40 000 zu verlosenden Karten verteilen sich nicht
gleichmaRig auf alle Konzerte. Nach Abschluss der
Verlosung werden voraussichtlich noch Karten in
den normalen Verkauf gehen, weil es da eine
Klumpenbildung gibt auf einzelne Konzerte. Auf3er-
dem ist sukzessive nachprogrammiert worden im
ersten Halbjahr in einem Rahmen von Uber
20 Konzerten, die zusatzlich hinzugekommen sind
und wo man versucht hat, wirklich alles herauszu-
holen, Gbrigens auch ganz besonders unter Beteili-
gung der privaten Konzertveranstalter, die sich dort
stark eingebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Gibt es weitere Nachfragen der Fraktionen? — Das
sehe ich nicht. Dann die Frage, ob es weitere
Nachfragen seitens der fraktionslosen Abgeordne-
ten gibt. — Das sehe ich auch nicht.

***Protokollerklarung siehe Seite 4484


JaussSa
Schreibmaschinentext
***Protokollerklärung siehe Seite 4484


Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 61. Sitzung am 28. Juni 2017 4475

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht)

Wenn es keine weiteren Fragen zu diesem The-
menkomplex gibt, kommen wir zum Aufruf der
zweiten Fragestellung.

[Nach wie vor sind Frauen in der Wissenschaft
unterreprasentiert — das Hamburger Karriere-
Kompetenzzentrum fiir Frauen, Pro Exzellenzia,
geht jetzt in die nachste Runde.

Kénnen Sie uns bitte einen Uberblick iiber die
Arbeit von Pro Exzellenzia und die weitere Ent-
wicklung geben? (Fragethema der SPD-Frakti-
on)]

Sie wurde eingereicht von der SPD-Fraktion. Wer
mochte die Fragestellung vornehmen? — Bitte,
Frau Dobusch, Sie haben das Wort.

Gabi Dobusch SPD: Im Wissenschaftsbereich
kann man immer noch nicht von einer tatsachli-
chen Gleichstellung von Frauen und Mannern
sprechen. Vor allem im MINT-Bereich ist der Gen-
dergap noch betrachtlich. Welche Malnahmen hat
der Senat ergriffen, um diese Situation zu verbes-
sern? Konnten Sie das vielleicht ausfihren?

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Wer mdchte da-
zu antworten? — Frau Fegebank, Sie haben das
Wort.

(Thilo Kleibauer CDU: Die Frage ist aber
hier ganz anders!)

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Liebe Frau Dobusch, ich beantworte die Frage
gern. Ich hatte jetzt mit einer anderen Einstiegsfra-
ge gerechnet, ndmlich gezielt ...

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU und der
FDP — Prasidentin Carola Veit Ubernimmt
den Vorsitz.)

Aber das ist alles kein Problem, vielleicht kommen
wir dann bei der Folgefrage im Detail zum Pro-
gramm Pro Exzellenzia. — Dass dieses Thema zu
einer solchen Belustigung flihrt, hatte ich nicht ge-
dacht, aber kommen wir zum Ernst der Lage zu-
ruck.

In der Tat ist es so, dass es eine Reihe von Aktivi-
taten gibt, die aus dem Hochschulraum entstanden
sind, die auch in Kooperation mit der Wirtschaft,
aber natirlich auch mit den Behoérden entstanden
sind, weil die Situation so ist, wie Sie sie richtig be-
schreiben. Wir haben einen sehr hohen Frauenan-
teil, in der Regel bei Uber 50 Prozent, was die ers-
ten akademischen Abschlisse angeht. Je weiter
es dann zu Folgequalifizierung, Promotion, Habili-
tation und Berufseinstieg als Professorin oder auch
in FUhrungsaufgaben im Management oder in 6f-
fentlichen Institutionen fuhrt, geht die Kurve steil
nach unten, also von uber 50 Prozent auf circa
40 Prozent bei den Doktorandinnen und auf teil-

weise 20 Prozent, im MINT-Bereich teilweise noch
darunter, was die Professorinnen angeht.

Deshalb gibt es eine Reihe von Initiativen, die zum
einen strukturell veranlagt sind Uber die Ziel- und
Leistungsvereinbarungen mit unseren Hoch-
schulen, beispielsweise was den Anteil von Profes-
sorinnen oder am wissenschaftlichen Personal an-
geht, aber wir haben auch im Hamburgischen
Hochschulgesetz Mallnahmen ergriffen, die genau
in diese Richtung gehen. Das betrifft dann die Gre-
mien an den Hochschulen, es betrifft vor allem den
Hochschulrat und es betrifft die Zusammensetzung
des Prasidiums. All diese Anforderungen an Quo-
tierungen sorgen natirlich dafiir, dass wir eine ho-
here Sensibilisierung im Hochschulkontext bekom-
men und dass wir kiinftig auch bei Promotionsaus-
schissen einen quotierten Anteil haben und die
Entscheidungen fiir Professorinnen mdglicherwei-
se auch starker getroffen werden. Das sind Mal3-
nahmen, die wir aus dem gesetzgeberischen Be-
reich heraus treffen, sowohl die Quotierungen bei
den Ziel- und Leistungsvereinbarungen als auch im
Kontext des Hamburgischen Hochschulgesetzes.

Ich méchte aber neben dem Programm Pro Exzel-
lenzia gern noch weitere MaRnahmen ausfiihren
wie zum Beispiel das Programm mint:pink, das vie-
len von lhnen auch bekannt ist. Da setzt man sehr
frih an, namlich man adressiert Schilerinnen in
der neunten und zehnten Klasse gezielt fir Praxis-
phasen an Unternehmen. Das Ganze findet in Ko-
operationen mit unseren Hochschulen statt, vor al-
lem mit dem MINT-Bereich, um zum einen den An-
teil an Schilerinnen in Technik und im naturwis-
senschaftlichen Profil der Oberstufen zu erhéhen
und dann in der Perspektive auch eine héhere An-
zahl an Studienanfangerinnen zu haben, die im
MINT-Bereich ein Studium aufnehmen. Wir haben
mit proTechnicale — da ist die HAW, also unsere
Hochschule fir Angewandte Wissenschaften, in er-
ster Linie beteiligt — ein Programm, das zwischen
Abitur, also zwischen Schulabschluss und Studium
eine elfmonatige Praxisphase ermdglicht, wahrend
der technische Fahigkeiten so erworben werden,
dass die Lust auf ein naturwissenschaftliches Stu-
dium hoffentlich noch gesteigert wird.

Ich mochte zwei weitere Programme nennen. Da
ist einmal das Schilerforschungszentrum, das
auch jlngst in der Presse einen grof3en Aufschlag
hatte, wo die Stiftungen Herz und Korber zusam-
men mit der Universitdt Hamburg Kindern und Ju-
gendlichen wahrend der Schulzeit ermdglichen, an
Experimenten teilzunehmen. Auch hier soll die Mo-
tivation fir Technik, fir MINT und fir eine spatere
Ausbildung oder ein spateres Studium geweckt
werden.

Ich komme dann zum Programm Pro Exzellenzia,
mache dies aber nur kurz, weil ich vermute, dass
Ihre Ruckfrage in die Richtung geht. Hier wurde ein
Karrierekompetenzzentrum fir Frauen, das
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deutschlandweit einzigartig ist, auf den Weg ge-
bracht in einer ersten Programmphase 2010 bis
2016.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das geht hier
gar nicht, wir kennen die Frage nicht! —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Sudmann, Frau Fegebank hat das Wort.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank
(fortfahrend): Ich habe doch die Frage beantwortet.
Ich habe lhnen alle Ma3nahmen genannt, die auf
den Weg gebracht wurden, und dann warte ich
jetzt auf die zweite Frage.

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! So geht es aber nicht. Frau Dobusch, im Mo-
ment habe ich noch das Wort. Zunachst einmal
vielen Dank, Frau Senatorin, fiir die Flexibilitat und
Freundlichkeit, eine Frage zu beantworten, die so
nicht angemeldet war. Danke, dass Sie trotzdem
so ausfihrlich Auskunft gegeben haben. Darlber
mussen wir uns, glaube ich, alle gar nicht aufre-
gen, das ist in Ordnung, denn genau das wollen
wir ja: dass die Senatoren auch in der Lage sind,
flexibel zu reagieren.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Anna-Elisabeth von Treuen-
fels-Frowein FDP)

Ich frage jetzt Frau Dobusch, ob sie eine Zusatz-
frage hat, und es ware nicht schlecht, wenn diese
Zusatzfrage etwas mit der angemeldeten Aus-
gangsfrage zu tun hatte.

Gabi Dobusch SPD: Vielleicht kann ich etwas zur
Beruhigung beitragen. Naturlich hatte ich von vorn-
herein im Kopf, dass Pro Exzellenzia die MalRnah-
me ist, auf die Frau Senatorin Fegebank abheben
wirde, weil genau diese fur mich den Nagel auf
den Kopf trifft, und insofern wirde ich mich sehr
freuen, wenn Sie die Gelegenheit jetzt ergreifen
wurden, hier mehr zu diesem exzellenten Pro-
gramm auszufiihren.

(Dennis Thering CDU: Das wird immer pein-
licher! Wollen Sie hier eine Frage stellen?
Das ist doch nicht normall — Zurufe von der
LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin, wenn
Sie mogen.

Zweite Birgermeisterin Katharina Fegebank:
Ich habe eben beschrieben, warum es nétig ist,
nach wie vor etwas zu tun im Bereich der Frauen-
forderung in der Wissenschaft, aber auch, um
Frauen zu qualifizieren und zu ermutigen, nach
Jobs in FUhrungsetagen von Unternehmen, offent-

lichen Institutionen, Stiftungen et cetera zu greifen.
Ein Programm, welches das wirklich auf fantasti-
sche Weise seit vielen Jahren verwirklicht, ist Pro
Exzellenzia. Das ist ein Karrierekompetenzzentrum
fur Frauen, das, wie ich eben schon sagte,
deutschlandweit einzigartig ist, weil hier hochschul-
Ubergreifend Forderung fir Frauen aus dem Be-
reich MINT, aber auch Musik und Kunst, Architek-
tur und jetzt in der neuen Programmlinie Geistes-
wissenschaften, und auch fir hochqualifizierte
Frauen mit Migrationshintergrund auf den Weg ge-
bracht wurde. Es geht in der Tat darum, nachhal-
tig, frihzeitig und strategisch Karrierewege zu pla-
nen und auch strategisch eine gelingende Verein-
barkeit von Karriere und Familie auf den Weg zu
bringen.

All das geschieht durch einen Mix von Mafnah-
men. Wir haben im Doktorandinnenbereich Stipen-
dien genauso wie im Post-Doc-Bereich, weil ich
gerade sagte, dass es eine kritische Phase ist
nach dem Studienabschluss, wo Frauen noch bei
ungefahr 50 Prozent und teilweise sogar mehr lie-
gen. Hier werden Frauen unterstitzet, die eine wis-
senschaftliche Karriere verfolgen wollen in Berei-
chen, in denen der Frauenanteil im bundesweiten
Durchschnitt je nach Fachergruppe bei 10 bis
25 Prozent liegt.

Ich will lhnen drei Zahlen aus Hamburg nennen,
um die Unterschiede deutlich zu machen: Unsere
Hochschule fur bildende Kiinste hat einen Profes-
sorinnenanteil von 42 Prozent, unsere Universitat
liegt da bei 31 Prozent und bei der TU sind wir bei
knapp unter 10 Prozent, um einfach einmal die
Spannbreite aufzuzeigen. Dies vielleicht einmal fir
die Kritiker, die immer wieder fragen, ob wir denn
Uberhaupt noch ein extra Foérderprogramm fir
Frauen brauchen, und dann auch noch in der Wis-
senschaft; Manner und Frauen, Madchen und
Jungs seien doch vollstandig gleichberechtigt und
konnen, wenn sie wollen, an der Universitat ein
Studium aufnehmen. Man sieht, irgendwann
kommt die glaserne Decke oder der Moment, wo
es aus unterschiedlichsten Grinden einfach nicht
weitergeht, und genau hier setzt die Initiative Pro
Exzellenzia an mit einem Mix aus Malinahmen, mit
Stipendien, mit speziellen Coachings und Work-
shops, mit unterschiedlichen Vortragen, die gezielt
auch auf diese Karriere und eine Fuhrungsaufgabe
vorbereiten. Die Initiative hat, das fand ich eine be-
eindruckende Zahl, seit Programmbeginn 2010
950 Frauen in Hamburg erreicht. Das ist eine Be-
sonderheit dieses Programms: Der Erstwohnsitz
muss in Hamburg sein, das heif3t, es sind Hambur-
ger Absolventinnen und Doktorandinnen, die die-
ses Programm erreicht.

Wir sind jetzt seit Anfang 2017 in der nachsten
Phase. Das heildt: 2017 bis 2020 geht dort vom
Europaischen Sozialfonds und von der Behorde fir
Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung noch
einmal eine grole Summe hinein, um weitere Sti-
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pendien zu férdern und damit weitere Frauen, die
Uber dieses Programm dann hoffentlich den Karrie-
reweg einschlagen, den sie sich vorstellen, selbst-
bewusst und mutig nach vorn gehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Noch einmal an die Adresse der SPD-Frak-
tion: Es geht darum, hier die Fragen vorzutragen,
die vorher eingereicht worden sind, und nicht die,
die man eventuell im Kopf hat. Daran halten wir
uns kunftig bitte wieder.

Und jetzt die Frage, ob es Nachfragen aus den an-
deren Fraktionen gibt. — Frau Grunwaldt von der
CDU-Fraktion, bitte.

Franziska Grunwaldt CDU:* Meine Damen und
Herren, exzellent wurde uns gerade vorgeflhrt das
Problem der vermeintlich dhnlichen Frage und der
vermeintlich ahnlichen Antwort.

Frau Senatorin, ist lhnen bekannt, dass viele von
Wissenschaftlern als sinnvoll erachtete Malinah-
men zur Foérderung und damit Gleichstellung von
Frauen in der Wissenschaft daran scheitern, dass
die zustandigen Stellen an den Hochschulen diese
als nicht férderfahig ablehnen, und wie wollen Sie
diesem Problem mit Pro Exzellenzia entgegenwir-
ken?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Die Frage habe ich nicht verstanden. Ich habe sie
akustisch verstanden ...

(Dennis Thering CDU: Nicht vorbereitet!)

— Na, ich glaube, damit héngt das wenig zusam-
men.

Ich kdnnte jetzt noch eine Reihe von verschiede-
nen Fordermalinahmen und Anlaufstellen nennen.
Aber der Sinn hat sich nicht erschlossen. Kénnen
Sie die Frage noch einmal wiederholen?

Prasidentin Carola Veit: Frau Grunwaldt.

Franziska Grunwaldt CDU:* Ich wiederhole es
nicht; ich erklare es noch einmal kurz. Die Frage ist
ziemlich genau: Was ist forderfahig an den Hoch-
schulen an MaRnahmen und was nicht? Es wird ja
ziemlich viel abgelehnt in diesem Bereich von den
Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen, ob-
wohl Wissenschaftler die Studien als sehr férderfa-
hig fir Frauen oder als Anreiz, dass sie zum Bei-
spiel in die MINT-Bereiche gehen, sehen. Also die
Frage ist, ob Pro Exzellenzia dem auch entgegen-
wirken kann.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Also das hoffe ich sehr. Ich weil} jetzt nicht genau,
von welchen Ablehnungen Sie sprechen, ob es
sich um Programminitiativen handelt, die aus ei-
nem Forschungsbereich heraus kommen und die
dann nach einer Evaluierung keinen Zuschlag er-
halten haben, oder ob es darum geht, dass sich
Frauen bewerben auf das Programm Pro Exzellen-
zia und dann aus Griinden des Wettbewerbs nicht
ausgewahlt wurden. Das erschlief3t sich mir aus |h-
rer Frage nicht.

Ich kann lhnen sagen: Die Initiative zu Pro Exzel-
lenzia ist damals aus der Beobachtung heraus ent-
standen, die ich gerade geschildert habe, namlich
dass wir ab einem bestimmten Zeitpunkt ein ekla-
tantes Missverhaltnis haben zwischen Absolventin-
nen auf der einen Seite und tatsachlich in den Pro-
fessuren ankommenden Frauen auf der anderen
Seite, und da haben sich die Gleichstellungsbeauf-
tragten unserer Universitdten zusammengeschlos-
sen — das ist die LaKoG bei uns, die Landeskonfe-
renz der Gleichstellungsbeauftragten — und ge-
meinsam mit den Prasidien und der zustandigen
Behodrde dieses Programm auf den Weg gebracht.
Es hatte Erfolg in der ersten Runde, ist geférdert
worden Uber den Europaischen Sozialfonds und
einen erheblichen Beitrag aus der Behdrde. Es ist
auch jetzt wieder sehr positiv bewertet und daher
fortgesetzt worden; ich habe die Anzahl an Frauen
genannt, die durch die verschiedenen MaRnahmen
gehen.

Vielleicht konnen wir — das ist vermutlich etwas un-
konventionell — uns gleich noch einmal bilateral
austauschen und Sie kénnen mir die konkreten
Falle schildern. Ich nehme die dann gern mit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Herr
Gogge von der GRUNEN Fraktion mit einer Nach-
frage.

René Gogge GRUNE:* Frau Biirgermeisterin, Sie
haben bereits Uberraschend ausfiihrlich das Pro-
gramm Pro Exzellenzia geschildert.

(Dennis Thering CDU: Uberraschend, ganz
Uberraschend!)

Ich hatte dazu die Nachfrage, ob es Zahlen gibt,
die darauf hinweisen, dass das Programm gut an-
genommen wird und auch erfolgreich in seiner
Zielstellung ist.

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Der Erfolg des Programms spricht, finde ich, far
sich. Es hat 2015 eine positive Evaluierung gege-
ben, die dann daflir gesorgt hat, dass wir jetzt
schon seit Anfang 2017 in einer zweiten Pro-
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grammphase sind. Wieder mit dem Prinzip, dass
auf Stipendien gesetzt wird, aber auch fir die vie-
len Frauen, die eine Anlaufstelle suchen fiir Coa-
ching und fir Workshop-Angebote, dort ein Raum
geschaffen ist.

Ich habe mir einmal die Zahlen notiert. Wir haben
von 2017 bis 2020 noch einmal ungefahr 1,7 Millio-
nen Euro fir dieses Programm bereitgestellt, antei-
lig finanziert vom Européischen Sozialfonds und
rund 1 Million Euro aus der Behdrde fur Wissen-
schaft, Forschung und Gleichstellung. Die Evaluie-
rung zeigt, dass viele Frauen, die an dem Pro-
gramm teilgenommen haben, tatsachlich sehr
schnell den Sprung geschafft haben: entweder auf
eine Professur; eine der Frauen, die teilgenommen
haben, ist jetzt Direktorin, Leiterin einer Stiftung.
Das spannt sich also Uber die verschiedenen Be-
reiche. Wir haben eben Uber MINT gesprochen,
aber es bezieht sich naturlich auch auf den Be-
reich Architektur, es bezieht sich auf den Bereich
Kunst und Musik.

Neu ins Programm aufgenommen — das beantwor-
tet lhre Frage vielleicht auch noch — sind in der
Weiterentwicklung die Geisteswissenschaften, weil
auch dort festgestellt wurde, dass nach der Promo-
tion oft der Sprung in die Professur nicht gelingt,
aber oft auch der Sprung in eine Flihrungsposition
aullerhalb, also in der Wirtschaft, im Sozialwesen,
bei Stiftungen, im 6ffentlichen Dienst, nicht gelingt.
Deshalb ist das eine weitere Komponente, die fir
den Erfolg und die Weiterentwicklung spricht. Ganz
neu hat man jetzt die Qualifizierung von hoch qua-
lifizierten Migrantinnen und Migranten in das Pro-
gramm aufgenommen. Das ist im Feedback in der
Evaluierung als ein Wunsch artikuliert worden, und
das hat man jetzt aufgenommen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Frau
Sudmann von der Fraktion DIE LINKE mit einer
Nachfrage.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Mit einer Nachfrage
zu dem Thema Pro Exzellenzia, also dem Hambur-
ger Karriere-Kompetenzzentrum fir Frauen, wie es
einmal angemeldet war.

Es geht ja um die Benachteiligung von Frauen,
und es gibt neben dem — wie soll ich sagen? — Kiri-
terium Geschlecht auch noch andere Grinde flr
Diskriminierung oder sogar fir Mehrfachdiskrimi-
nierung, alles Grinde, warum Menschen ihre Po-
tenziale nicht entfalten kdnnen. Deswegen interes-
siert mich, inwiefern bereits bisher oder auch jetzt
bei der Weiterentwicklung von Pro Exzellenzia die
Bedurfnisse der Zielgruppe Frauen mit Behinde-
rung und auch von LGBT-Menschen besonders
beachtet wurden, was Sie uns dazu vorstellen kon-
nen.

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Pro Exzellenzia, das sagte ich bereits, ist ein Kar-
riere-Kompetenzzentrum fir Hochqualifizierte. Wir
haben gestartet mit den Feldern MINT, Kunst, Mu-
sik, Architektur, jetzt ausgeweitet Geisteswissen-
schaften und, ich sagte es gerade, auch Migrantin-
nen und Migranten. Ob es eine gezielte Berlick-
sichtigung oder Foérderung von Menschen mit Be-
hinderung oder LGBTIQ gegeben hat oder geben
wird, das wiurde ich gern zu Protokoll nachreichen,
das kann ich nicht beantworten.****

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Senatorin,
nach Auskunft des Senats, Drucksache 21/6759,
wurden 2010 bis 2016 durch Pro Exzellenzia
500 Frauen gefordert. In der gleichen Anfrage ha-
ben wir gefragt, wie viele der Geférderten dann ir-
gendeinen akademischen Abschluss erreicht ha-
ben, kurz gesagt, ob es etwas gebracht hat, ihre
Forderung. Diese Frage konnte der Senat leider
nicht beantworten. Deshalb jetzt meine Frage hier:
Wie misst denn der Senat den Erfolg von Pro Ex-
zellenzia, oder wird einfach nur irgendwie Geld
ausgegeben?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Da das ein gemeinsames, ein kofinanziertes Pro-
jekt ist, Europaischer Sozialfonds und Hamburger
Behorde, kdnnen Sie sicher sein, Herr Schinnen-
burg — Sie kennen sich ja auch ein bisschen mit
Antragswesen und europdischen Foérderprojekten
aus —, dass einer Weiterférderung eine wirklich po-
sitive Evaluierung zugrunde liegen muss. Das war
der Fall. Es hat eine positive Evaluierung im Jahr
2015 gegeben, die dann nahegelegt hat, in eine
weitere Runde zu gehen, mit den Entwicklungen
und den Entwicklungsperspektiven, die ich gerade
aufgezeigt habe. Auch die Auskinfte der Teilneh-
merinnen an diesem Programm, die in der Evaluie-
rung wiedergegeben werden, und die der Pro-
grammleiterinnen waren und sind sehr positiv.
Deshalb messen wir diesem Programm eine au-
Rerordentlich hohe Bedeutung bei, was tatsachli-
che Frauenférderung, und zwar in dem Hochquali-
fizierten-Bereich, angeht. Und deshalb beantworte
ich Ihre Frage damit. Naturlich ist es ein erfolgrei-
ches Programm gewesen. Das hatten uns die Teil-
nehmerinnen sonst nicht so zurlickgemeldet, auch
nicht ihre Erfolgsperspektiven auf dem Arbeits-
markt. Und deshalb sind wir in eine weitere Phase
gegangen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Gibt es
eine Frage seitens der AfD-Fraktion? — Herr Pro-
fessor Kruse, bitte.

***pProtokollerklarung siehe Seite 4485
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Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Senatorin, ich habe
noch eine Nachfrage. Ausweislich des Web-Auf-
tritts von Pro Exzellenzia — und Sie haben es eben
noch einmal ausdriicklich betont — ist das Pro-
gramm begrenzt auf die MINT-Facher einerseits,
zweitens Kunst, Musik und Architektur, und Geis-
teswissenschaften. Meine Frage ist: Warum ist es
so begrenzt? Warum gilt das nicht auch fiir Sozial-
wissenschaft, fir VWL, BWL, Politik, Soziologie,
Medien und andere Facher? Warum ist das fach-
lich begrenzt statt generell fur Frauen, die in die-
sen Fachern Karriere machen wollen, offen?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Ich schlieRe gar nicht aus, dass das in Zukunft
nicht auch férderfahig ist. Man hat begonnen mit
dem MINT-Bereich, und auch — fir mich Uberra-
schend — mit dem Bereich Kunst, Musik und Archi-
tektur, weil wir dort eine extreme Schere gesehen
haben zwischen den Absolventinnen des ersten
akademischen Abschlusses und den Perspektiven,
in eine Fuhrungsaufgabe zu gehen, in erster Linie
an Universitaten, also Professorinnen, aber natir-
lich auch Fuhrung in Unternehmen oder anderen
Bereichen. Ich habe eben schon dargestellt, dass
die zweite Phase, 2017 bis 2020, schon eine Aus-
weitung auf die Geistes- und Sozialwissenschaften
vornimmt — das ist durchaus ein sehr grof3es The-
menspektrum, das da aufgegriffen wird — und auf
die Zielgruppe der Migrantinnen und Migranten.
Und es kann durchaus ein Feedback der Teilneh-
merinnen der jetzigen Runde sein, dass sie sagen,
sie hatten festgestellt, dass das in den anderen
Bereichen erforderlich sei.

Ich kann Ihnen sagen, dass aus den von |hnen ge-
nannten Fachbereichen auch Frauen teilnehmen
an den Workshops und den Coachings et cetera.
Es bezieht sich hauptsachlich auf die Stipendien,
die ich vorhin angesprochen habe, die im Moment
noch auf diesen Bereich beschrankt sind. Aber ich
kénnte mir vorstellen, wenn das Programm weiter
erfolgreich ist, dass man das dann noch ausweiten
kann.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Dann ist unsere Fragestunde fir heute be-
endet und wir kdnnen zu unseren Abstimmungen
kommen.

Ich rufe zunachst Punkt 5 unserer Tagesordnung
auf, die Drucksachen 21/9400 und 21/9401, Be-
richte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9400 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/9401 ]

Zunéachst zu Bericht 21/9400.

Wer mochte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu der Eingabe 141/17 abgegeben
hat? — Wer stimmt dagegen? — Und wer enthalt
sich? — Dann war das Erste die Mehrheit.

Wer mochte sich dann den Empfehlungen zu den
Eingaben 471/16 und 278/17 anschlieBen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig bei einigen Enthaltungen.

Wer stimmt der Empfehlung zur Eingabe 791/16
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch das
war bei Enthaltungen einstimmig.

Wer mdchte den Empfehlungen zu den Ubrigen
Eingaben folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war dann ebenfalls einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/9401.

Wer mdchte hier der Empfehlung folgen, die der
Eingabenausschuss zu Eingabe 174/17 abgege-
ben hat? — Wer nicht? — Und wer enthalt sich? —
Dann ist das mehrheitlich so beschlossen.

Wer stimmt der Empfehlung zur Eingabe 479/17
zu? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Das ist eben-
falls mit Mehrheit beschlossen.

Und wer moéchte sich dann den Empfehlungen zur
Eingabe 448/17 betreffend "weiterer Aufenthalt"
sowie zur Eingabe 485/17 anschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war dann wie-
derum einstimmig.

Wer folgt den Empfehlungen zu den ubrigen Ein-
gaben? — Wer nicht? — Enthalt sich jemand? — Das
haben wir dann einstimmig so beschlossen.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™"
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgefiihrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Wer nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
haben wir das einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6, Drucksa-

*rxxkSammellbersicht siehe Seite 4486
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che 21/8807, GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Politische Bildung in Hamburg gut aufgestellt?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Politische Bildung in Hamburg gut aufgestellt?
— Drs 21/8807 -]

Die Fraktionen der CDU, LINKEN und AfD méch-
ten dies gern an den Schulausschuss Uberweisen.

Wer méchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Tagesordnungspunkt 7, Drucksache 21/9012,
GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Woh-
nungspolitik fiir Benachteiligte in Hamburg.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Wohnungspolitik fiir Benachteiligte in Hamburg
— Drs 21/9012 -]

Die Fraktion DIE LINKE méchte die Drucksache an
den Stadtentwicklungsausschuss Gberweisen.

Wer mdchte das auch? — Wer nicht? — Und wer
enthalt sich? — Dann ist das Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stltzt? — Das ist der Fall. Dann wird die Bespre-
chung fiir die nachste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 15, Drucksache 21/9248,
Unterrichtung durch die Prasidentin: Burgerschaftli-
ches Ersuchen vom 12. Juli 2016 "Konsens mit
den Initiatoren der Volksinitiative "Hamburg fiir ei-
ne gute Integration"™ sowie zum "Hamburger Ori-
entierungs- und Verteilungsschlissel zur Flicht-
lingsunterbringung".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 12. Juli 2016
"Konsens mit den Initiatoren der Volksinitiative
"Hamburg fiir eine gute Integration" — Drs.
21/5231 - (Ziffer 2. A. a) dd)) sowie zum "Ham-
burger Orientierungs- und Verteilungsschliis-
sel zur Fluchtlingsunterbringung” - Drs. 21/
7486 (Ziffer 3.1.5)

— Drs 21/9248 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Verstindigung mit der Volksinitiative wird wei-
ter umgesetzt — Orientierungs- und Verteilungs-

schliissel fiir weitere Standorte der Fliichtlings-
unterbringung als wichtige Entscheidungs-
grundlage nutzen

— Drs 21/9594 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9594 ein An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN
vor.

Die CDU-Fraktion beantragt die Uberweisung der
Ausgangsdrucksache an den Ausschuss fiir Sozia-
les, Arbeit und Integration.

Wer méchte zunachst diesem Uberweisungsbe-
gehren folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Zusatzantrag aus Drucksache 21/9594. Die
Fraktionen der CDU und der AfD mochten hier zif-
fernweise abstimmen lassen. Wir starten mit Zif-
fer 1.

Wer mochte dieser seine Zustimmung geben? —
Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen.

Wer stimmt Ziffer 2 zu? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann war auch das einstim-
mig.

Wer schlieldt sich Ziffer 3 an? — Wer nicht? — Ent-

haltungen? — Dann haben wir auch das einstimmig
beschlossen, bei etlichen Enthaltungen.

Wer mdchte Ziffer 4 folgen? — Wer nicht? — Enthalt
sich jemand? — Das ist bei einigen Enthaltungen
einstimmig so beschlossen.

Ich stelle fest, dass wir dartber hinaus von der Un-
terrichtung Kenntnis genommen haben.

Punkt 20 der Tagesordnung, Drucksache 21/9444,
Bericht des Haushaltsausschusses: Entwurf eines
Gesetzes Uber die Festsetzung der Hebesatze fur
die Realsteuern fur das Kalenderjahr 2017.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/8582:

Entwurf eines Gesetzes liber die Festsetzung
der Hebesitze fiir die Realsteuern fiir das Ka-
lenderjahr 2017 (Senatsantrag)

— Drs 21/9444 —]

Wer méchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Gesetz Uber die Festsetzung der Hebe-
setze fur die Realsteuern fur das Kalenderjahr
2017 aus Drucksache 21/8582 beschlieRen? —
Wer mdchte nicht so beschlieRen? — Gibt es Ent-
haltungen? — Dann ist das mit groBer Mehrheit so
beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Ist der Senat mit
einer sofortigen zweiten Lesung einverstanden?


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8807
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9012
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9248
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9594
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9444
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(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und
somit endgultig beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 27a, Drucksache 21/9558
Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschus-
ses: Volkspetition "G20 stoppen: Fir Frieden und
Gerechtigkeit" im Rahmen der Kampagne "Ge-
meinsam statt G20".

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses liber die Drucksache 21/9413:
Volkspetition "G20 stoppen: Fiir Frieden und
Gerechtigkeit" im Rahmen der Kampagne "Ge-
meinsam statt G20" (Unterrichtung durch die
Prasidentin der Biirgerschaft)

— Drs 21/9558 -]

Ich stelle fest, dass die vom Ausschuss in Ziffer 1
empfohlene Kenntnisnahme erfolgt ist.

Wer mdchte sich Ziffer 2 der Ausschussempfehlun-
gen anschlieen? — Wer folgt ihr nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist das mit groRer Mehrheit so be-
schlossen worden.

Punkt 29, Drucksache 21/9445, Antrag der AfD-
Fraktion: Weltruhm beanspruchen, Dorfposse lie-
fern Teil Il — Verlangerung der MetroBus-Linie 6.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Weltruhm beanspruchen, Dorfposse liefern
Teil Il - Verldngerung der MetroBus-Linie 6

— Drs 21/9445 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache an den
Verkehrsausschuss tUberweisen.

Wer méchte das auch? — Wer mdchte das nicht? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte dem Antrag der AfD-Fraktion seine
Zustimmung geben? — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Dann ist das mit groRer Mehrheit abge-
lehnt.

Punkt 31, Drucksache 21/9447 Neufassung, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:

"Sanierungsfonds Hamburg 2020" — Barrierefrei-
heit fur das Literaturhaus Hamburg schaffen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

"Sanierungsfonds Hamburg 2020" — Barriere-
freiheit fiir das Literaturhaus Hamburg schaffen
— Drs 21/9447 Neufassung -]

Die CDU-Fraktion mdchte das gern im Kulturaus-
schuss besprechen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren dorthin
zu? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem gemeinsamen Antrag der Frak-
tionen der SPD und der GRUNEN in seiner Neu-
fassung seine Zustimmung geben? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig so beschlossen.

Punkt 33, Drucksache 21/9449, Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der GRUNEN: Evaluierung der
Hamburgischen Investitions- und Férderbank — Be-
reiche Wirtschaft und Innovation.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Evaluierung der Hamburgischen Investitions-
und Forderbank (IFB) — Bereiche Wirtschaft
und Innovation

— Drs 21/9449 -]

Wer mochte den Antrag gern beschlieRen? — Wer
stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
ist das einstimmig so beschlossen worden.

Punkt 34, Drucksache 21/9450, Antrag der Fraktio-
nen der GRUNEN und der SPD: Sanierungsfonds
Hamburg 2020 — Mittel fir die Sanierung des Au-
Rengelandes des Burgerhauses Allerméhe.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Mittel fiir die
Sanierung des AuBengelindes des Biirger-
hauses Allermdhe

— Drs 21/9450 -]

Wer stimmt dem Antrag zu? — Wer mdchte dage-
gen stimmen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ha-
ben wir auch das einstimmig so beschlossen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9558
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9445
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9447
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9449
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9450
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Punkt 36, Drucksache 21/9452 Neufassung, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Neue Wege in der
Cannabispolitik ermdglichen — Bundesratsinitiative
unterstitzen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Neue Wege in der Cannabispolitik ermogli-
chen — Bundesratsinitiative unterstiitzen

— Drs 21/9452 Neufassung -]

Wer méchte den Antrag annehmen? — Wer stimmt
dagegen? — Enthaltungen? — Dann hat der Antrag
keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38, Drucksa-
che 21/9454 Neufassung, Antrag der Fraktion DIE
LINKE: G20 in Hamburg — Nicht auf Kosten der
Grundrechte, nicht zulasten der Biirger/-innen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

G20 in Hamburg — Nicht auf Kosten der Grund-
rechte, nicht zulasten der Biirger/-innen!

— Drs 21/9454 Neufassung -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

G20 in Hamburg — Nicht auf Kosten der Grund-
rechte, nicht zulasten der Biirger/-innen!

— Drs 21/9611 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9611 ein wei-
terer Antrag der Fraktion DIE Linke vor.

Wer mdchte zunachst diesem Antrag folgen? —
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist
dieser Antrag abgelehnt.

Wer schlie8t sich der Ursprungsdrucksache in sei-
ner Neufassung an? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann hat auch dieser An-
trag keine Mehrheit gefunden.

Punkt 39, Drucksache 21/9455, Antrag der CDU-
Fraktion: Bebauung von Aufienbereichsflachen in
Hamburg nach Paragraf 13b Baugesetzbuch nicht
anwenden.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bebauung von AuBenbereichsflichen in Ham-
burg nach § 13 b BauGB nicht anwenden

— Drs 21/9455 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Moglichkeiten zur Bebauung von AuBenbe-
reichsflachen nach § 13b BauGB nicht anwen-
den

— Drs 21/9593 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9593 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Beide Drucksachen mochte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Stadtentwicklungsausschuss Uberwei-
sen.

Wer méchte also zunachst diesem Uberweisungs-
begehren zustimmen? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann hat das Uberwei-
sungsbegehren keine Mehrheit gefunden.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Antrag der CDU-Fraktion, Drucksache
21/9455.

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Wer
stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzantrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN, den die Fraktion DIE LIN-
KE und die AfD-Fraktion ziffernweise abstimmen
lassen mochten. Wir starten also mit Ziffer 1.

Wer gibt ihr seine Zustimmung? — Wer stimmt da-
gegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist Ziffer 1
mit Mehrheit beschlossen.

Wer mdéchte Ziffer 2 annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist auch Ziffer 2 mehr-
heitlich beschlossen.

Wer schlie8t sich Ziffer 3 an? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist dann ebenfalls mit Mehr-
heit so beschlossen worden.

Punkt 40 unserer Tagesordnung, Drucksache
21/9456, Antrag der CDU-Fraktion: Urbane Gebie-
te — Fruhzeitige Beteiligung der Kammern und
Wirtschaftsverbande gewahrleisten und ansassige
Handwerks- und Gewerbebetriebe sichern.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Urbane Gebiete — Friihzeitige Beteiligung der
Kammern und Wirtschaftsverbande gewaébhrleis-
ten und ansdssige Handwerks- und Gewerbe-
betriebe sichern

— Drs 21/9456 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und LINKEN an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer mochte das nicht? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann haben wir das
mehrheitlich tberwiesen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 42, Drucksa-
che 21/9458, ein Antrag der CDU-Fraktion: Ham-
burg vor Terroranschlagen besser schitzen -


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9452
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9454
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9611
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Elektronische Aufenthaltsiiberwachung ermagli-
chen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Hamburg vor Terroranschlagen besser schiit-
zen — Elektronische Aufenthaltsiiberwachung
ermoglichen

— Drs 21/9458 -]

Die Fraktionen der CDU und der AfD mdchten die
Drucksache gern im Innenausschuss beraten.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Gibt es Enthaltun-

gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag der CDU-Fraktion seine
Zustimmung geben? — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Dann ist der Antrag abgelehnt.

Meine Damen und Herren, ich winsche l|hnen
einen schonen Feierabend.

Ende: 19.21 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Inge Hannemann, Karin Prien, Frank Schmitt,
Christiane Schneider, Séren Schumacher und Gungér Yilmaz


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9458
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Anlage 1
Protokollerklarung der Behorde fir Kultur und Medien

fur die Sitzung der Hamburgischen Burgerschaft vom 28. Juni 2017
zur Senatsbefragung mit dem Thema:

Die hohe Nachfrage nach Tickets fiir die Elbphilharmonie fiihrt einerseits zur Enttauschung vieler
Hamburger Biirger und Besucher, wahrend gleichzeitig die niedrigen Eintrittspreise (die vor allem
fiir die teureren Preisgruppen nicht begriindbar sind) fiir geringe Erlése zum Nachteil der
Hamburger Steuerzahler fiihren.

Plant der Senat eine Diskussion und Revision der Rationierungsverfahren — Los/Zufall,
Warteschlange (first-come-first-served), diskretiondre Vergabe — und der Preisstruktur fiir die
Elbphilharmonie? (Fragethema der AfD-Fraktion)

Hier: Frage von Dietrich Wersich CDU: ,Wie stellt sich denn die derzeitige Einnahme- und Kostensituation
beim Betrieb der Plaza dar?"

Bis zum 30. Juni 2017 haben 2 590 903 Personen die Plaza besucht. 628 404 Besucherinnen und
Besucher haben dazu ein kostenpflichtiges Ticket erworben, 1 585 684 Besucherinnen und Besucher
haben die Plaza mit einem kostenlosen Ticket besucht. 376 815 Personen haben die Plaza als
Konzertbesucher besucht. Die Vorbuchungsquote (ohne Berlcksichtigung der Konzertbesucher) betragt
damit rund 24 Prozent. Die zustandigen Gesellschaften gingen in ihrer Wirtschaftsplanung von einer
Vorbuchungsquote von 50 Prozent aus. Diese ist bisher nicht erreicht. Andernteils liegt die Gesamtzahl der
Besucherinnen und Besucher derzeit Uber den urspringlichen Annahmen, sodass die absoluten Ertrage
Uber den Kalkulationen liegen. Derzeit lassen sich die mit dem deutlich erhéhten Besucherzustrom
ebenfalls einhergehenden héheren Betriebskosten noch nicht valide abschatzen. Die Gesellschaften
werden hierzu erste Berechnungen im Herbst 2017 vorlegen kénnen.
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Anlage 2
Protokollerklarung der Behorde fir Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung

fur die Sitzung der Hamburgischen Burgerschaft am 28. Juni 2017
zur Senatsbefragung mit dem Thema:

Nach wie vor sind Frauen in der Wissenschaft unterreprasentiert — das Hamburger
Karriere-Kompetenzzentrum fiir Frauen, Pro Exzellenzia, geht jetzt in die nachste Runde.
Konnen Sie uns bitte einen Uberblick iiber die Arbeit von Pro Exzellenzia und die weitere
Entwicklung geben? (Fragethema der SPD-Fraktion)

Hier: Frage von Heike Sudmann DIE LINKE, ob es im Rahmen von Pro Exzellenzia eine gezielte
Berucksichtigung oder Férderung von Menschen mit Behinderung und LSBTI gegeben hat oder ob es
diese geben wird.

Das Programm Pro Exzellenzia richtet sich grundsatzlich an alle Frauen mit Erstwohnsitz in Hamburg, die
einen Hochschulabschluss in einem der folgenden Bereiche haben:

Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik (MINT-Facher)
Kunst

Musik

Architektur

Geisteswissenschaften

Absolventinnen sollen mit Pro Exzellenzia effektiv und nachhaltig auf ihnrem Weg in eine akademische oder
aullerakademische Karriere unterstitzt und fir Fihrungspositionen umfassend qualifiziert werden.

Selbstverstandlich richtet sich das Programm auch an Frauen mit Behinderung sowie Lesben, bisexuelle
Frauen und Trans*Frauen, die die oben genannten Kriterien erfillen.
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Anlage 3

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 27. Juni 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

14 9419 [ Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom

13. Oktober 2016

"Planungssicherheit fiir die MS Stubnitz — Liegeplatz erhalten” (Drucksache 21/6158)
16 9333 [Burgerschaftliches Ersuchen vom 11. Mai 2016:

"Schrottfahrrader beseitigen, nutzbare Teile weiter verwerten® — Drs. 21/4442
17 9365 |Bericht des Schulausschusses
18 9378 [Bericht des Schulausschusses
19 9366 |[Bericht des Haushaltsausschusses
22 9421 |[Bericht des Verkehrsausschusses
23 9422 |[Bericht des Verkehrsausschusses
24 9442 |[Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
13 9337 Bericht der Kommission flir Bodenordnung fir das SPD, CDU, | Haushaltsaus-
Jahr 2016 gemalR Beschluss vom 20. April 2017 GRUNEN, |schuss
AfD
8 9187 Zwischenbilanz im Bereich Familie, Kinder, Jugend SPD, CDU, | Familien-, Kinder-
GRUNEN |und Jugendaus-
schuss






